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Für bessere Renten 

Bei VW Osnabrück nutzte die IGM die Möglichkeit, 
politische Forderungen der Belegschaft in der Ar¬ 
beitszeit zu diskutieren. 
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Pop gegen Links 

Pop und Rock für gute Laune und Beschwichti¬ 
gung, Gratis-Konzert der üblichen Verdächtigen 
zum G20-Gipfel, vorgestellt von Kai Degenhardt 

Seite 11 



30. Juni 2017 • Nr. 26 • 49. Jahrgang 


PVSt K 4956 D • Entgelt bezahlt • 2,80 € 


Krach beim G20-Gipfel 

Wirtschaftskrieg zwischen Deutschland und den USA entwickelt sich in Hamburg 



D er Titel des Theaterstücks heißt 
bescheiden „Group of 207 Aber 
dem Anspruch nach könnte er 
auch „Weltregierung in Finanz- und 
Wirtschaftsfragen“ lauten. Denn for¬ 
mal ist die Kompetenz dazu beim G20- 
Gipfel in einer Woche vorhanden. Die 
in Hamburg versammelten Damen und 
Herren stehen Regierungen von Län¬ 
dern vor, deren summierte Wirtschafts¬ 
kraft sich auf vier Fünftel des weltwei¬ 
ten Sozialprodukts beläuft. Aber es 
wird nichts entschieden. Stattdessen 
gibt es fürs Protokoll eine gemeinsam 
verabredete Schlusserklärung der Re¬ 
gierungs- und Staatschefs. Nur in selte¬ 
nen Ausnahmefällen, wie 2009, unmit¬ 
telbar nach Ausbruch der weltweiten 
Finanz- und Wirtschaftskrise, haben 
die Weltwirtschaftsgipfel mehr als nur 
heiße Luft produziert. Vielmehr wird 
jährlich eine Show veranstaltet, um 
dem Publikum weiszumachen, der wüs¬ 
te Kapitalismus werde von den Regie¬ 
rungen gelenkt und gebändigt. 

Beim aktuellen Treffen unter der 
Präsidentschaft der deutschen Kanzle¬ 
rin Angela Merkel wird es mehr Krach 
geben als gewöhnlich. Und zwar nicht 
entlang einer vom Interessengegensatz 
zwischen altkapitalistischen Ländern 
(USA und Verbündete) und neukapi¬ 
talistischen Schwellenländern gebilde¬ 
ten Bruchlinie. Krach gibt es zwischen 
den USA und der Mehrzahl der Euro¬ 
päer. Das zeigte sich bereits auf dem 
G7-Treffen im Mai in Italien. US-Präsi- 
dent Donald Trump weigerte sich, dem 
bisherigen Konsens der G7 und G20 zu 
folgen, das Pariser Abkommen zum Kli¬ 
mawandel zu unterstützen und das tra¬ 
ditionelle Bekenntnis zum Freihandel 
abzugeben. Das ist der Form nach ein 
radikaler Schwenk. Frühere Schlusser¬ 
klärungen der G7 wurden vom US-Fi- 
nanzministerium mit vorformuliert und 
wandten sich meist tadelnd an andere 
Länder (insbesondere China) mit dem 
Vorwurf, sie würden die eigene Wäh¬ 
rung zum eigenen Vorteil manipulieren. 
Trump und seine Regierung verfochten 
dagegen offen die Position, die Freiheit 
des Welthandels sei nur dann akzepta¬ 
bel, wenn es gemäß dem Motto „Ameri¬ 
ca first“ den USA nütze. Nach dem Gip¬ 
fel klagte die deutsche Kanzlerin Angela 


Am Donnerstag der vergangenen Wo¬ 
che wurde im Bundestag - kurz vor 
dem Ende der Legislaturperiode - mit 
den Stimmen der Koalitionsparteien 
und gegen die Stimmen der Opposi¬ 
tion sowie zweier SPD-Abgeordneter 
schnell noch eine Reform der Straf¬ 
prozess- Ordnung beschlossen. We¬ 
sentliche Änderungsvorschläge wa¬ 
ren den Abgeordneten am Freitag der 
Vorwoche erst „nach Dienstschluss“ 
übergeben worden. Der Entwurf wur¬ 
de am Montag durch den entsprechen¬ 
den Bundestagsausschuss „gepeitscht“. 
Im Hinblick auf die Tragweite des be¬ 
schlossenen Gesetzes ist das ein mehr 
als fragwürdiges Vorgehen. 

Die Oppositionsparteien im Bun¬ 
destag bezeichneten bereits während 
der Debatte einige der nun beschlos¬ 


Merkel öffentlich, sie sehe in den USA 
keinen verlässlichen Partner mehr. 

Traditionell vertritt die deutsche 
Regierung die Interessen ihrer Mo¬ 
nopolkapitalisten an der Aufrechter¬ 
haltung freien Handels und freien Ka¬ 
pitalverkehrs noch rigoroser als die 
USA und verteidigt zugleich den riesi¬ 
gen Überschuss in der deutschen Han¬ 
dels- und Leistungsbilanz. Die Kritik 
daran und die Forderung an Deutsch¬ 
land, durch staatliche Maßnahmen die 
Nachfrage im eigenen Land zu stärken, 
damit die Einfuhr zu erhöhen und die 
Defizite anderer Länder zu mindern, 
wird auf diesem Gipfel noch leichter 
abzuwehren sein. Zumal der neue fran¬ 
zösische Präsident Emmanuel Macron 
fester als alle Vorgänger auf Seiten 
Deutschlands steht. 

Das Bekenntnis zum Freihandel 
und ungebremsten Kapitalverkehr im 
Interesse der stärksten Monopole hat 
die G7- und G20-Treffen nie daran ge¬ 
hindert, selektiv Einschränkungen vor¬ 


senen Neuregelungen als verfassungs¬ 
widrig. Der Grünen-Abgeordnete 
Hans-Christian Ströbele kündigte eine 
Klage beim Bundesverfassungsgericht 
an: „Dieses Gesetz darf so nicht durch¬ 
kommen. Dieses Gesetz muss spätes¬ 
tens in Karlsruhe fallen.“ Er sprach von 
einem „substanziellen Eingriff in die 
informationeile Selbstbestimmung“. 
Jörn Wunderlich von der Fraktion der 
Linkspartei erläuterte, was nun vorlie¬ 
ge, sei „eines der invasivsten Überwa¬ 
chungsgesetze der vergangenen Jah¬ 
re“. Aus Ausnahmemaßnahmen zur 
Terrorabwehr sollten „Standardmaß¬ 
nahmen der Polizei werden“. Die Vor¬ 
sitzende des Rechtsausschusses des 
Bundestags, die Grünen-Politikerin 
Renate Künast, sagte später gegenüber 
der „Berliner Zeitung“: „Der Staat 


zunehmen und zu billigen. Das betrifft 
selbstverständlich kleine Außenseiter¬ 
staaten wie Kuba, aber seit bereits 40 
Jahren zum Beispiel auch Iran. Seit dem 
reaktionären Umsturz in der Ukraine 
2015 wird auch Russland, immerhin ei¬ 
ner der großen G20-Staaten, seitens der 
NATO mit Sanktionen belegt. Es geht 
dabei nicht nur um Wirtschaftskrieg ge¬ 
gen Russland sondern auch um einen 
Handelskrieg zwischen Deutschland 
und den USA. Er findet auf dem Feld 
der Energiepolitik statt. Vor vier Wo¬ 
chen hat der US-Senat ein Gesetz ge¬ 
billigt, das der Regierung in Washington 
jederzeit die Möglichkeit gibt, gegen 
Unternehmen vorzugehen, die Energie¬ 
geschäfte mit Russland betreiben. Das 
ist eine Kriegserklärung gegen europä¬ 
ische, besonders aber deutsche Konzer¬ 
ne, für die der Zugang zu billigem rus¬ 
sischem Erdgas geschäftsentscheidend 
ist. Der US-Senat hat hier übrigens 
parteiübergreifend gehandelt und auch 
ganz im üblichen Sinne der westlichen 


kann künftig dauerhaft seine Bürger 
ausspähen“ und dabei handele es sich 
„um schwerste Grundrechtseingriffe, 
die nahezu ohne öffentliche Debatte 
in die Strafprozessordnung aufgenom¬ 
men werden“. 

Dagegen begrüßte der Deutsche 
Richterbund (DRB) das Gesetz: „Es ist 
wichtig, dass der Gesetzgeber die Straf¬ 
verfolgungsbehörden bei der Überwa¬ 
chung von Telekommunikation wieder 
auf die Höhe der Zeit bringt.“ 

Kern der Auseinandersetzung sind 
jene Festlegungen, die den Strafermitt- 
lern neue Instrumente in die Hand 
geben sollen. Nämlich um, wie es auf 
der Web-Seite des Bundestages heißt, 
„verschlüsselte Kommunikation von 
Verdächtigen abfangen und die Spei¬ 
cher ihrer Rechner unbemerkt durch¬ 


Wertegemeinschaft. Auf dem Treffen in 
Hamburg selbst wird über diese Streit¬ 
punkte nicht offen diskutiert, zumal 
die Staaten wie China und Russland, 
auf deren Kosten die Gefechte zwi¬ 
schen EU/Deutschland und USA aus- 
gefochten werden, anwesend sind. Die 
Bekenntnisse Chinas und Russlands zu 
den Prinzipien des freien Welthandels 
werden öffentlich ganz ohne ironischen 
Unterton vorgetragen, der sich aber aus 
dem Kontext ergibt. 

Zwei Details: Die EU wird am Ran¬ 
de des Gipfels ein Freihandelsabkom¬ 
men mit Japan festzurren, das ganz nach 
dem Modell des vorläufig gescheiterten 
Abkommens mit den USA (TTIP) ge¬ 
macht ist. Der Handelsminister Wilbur 
Ross hat kurzfristig eine Reise nach Ber¬ 
lin abgesagt. Er sollte mit Wirtschafts¬ 
ministerin Brigitte Zypries (SPD) und 
in Anwesenheit der Kanzlerin vor dem 
CDU-Wirtschaftsrat sprechen, einem 
nicht unwichtigen Gremium des deut¬ 
schen Kapitalismus. Lucas Zeise 


suchen zu können“. Dazu gehört eine 
massive Ausweitung des Einsatzes des 
sogenannten Staatstrojaners immer 
dann, wenn das direkte Abhören von 
Telefonaten oder Mitlesen von SMS 
nicht mehr ausführbar ist. Möglich 
wird es nun - durch auf Handys, Ta¬ 
bletts oder Computer verdeckt aufge¬ 
spielte Schadsoftware, die Sicherheits¬ 
lücken im Betriebssystem nutzt, Daten 
direkt auf Geräten von Verdächtigen 
abzugreifen und sie „mitzulesen“. 
Durch die Spionagesoftware, den 
„Staatstrojaner“, könnten verschlüs¬ 
selte Messengerdienste wie Whats- 
App künftig von Geheimdiensten 
oder dem BKA einfacher überwacht 
und ausgewertet werden. Das neue 
Gesetz erlaubt in diesem Zusammen¬ 
hang zudem auch vollständige Online- 
Durchsuchungen.von Computern und 
Handys und damit auch den Zugriff 
auf sensible persönliche Daten. Das 
ist neu, denn bislang war das nur zur 
Terrorabwehr möglich. Angeblich soll 


Der Ausbau des Tiefen Staates 

Bundestagsmehrheit beschließt Reform der Strafprozessordnung 


Thema der Woche 


Gegen Atombomben in Büchel 

Kommunisten aus Deutschland, Luxemburg, 
den Niederlanden und Belgien haben am letz¬ 
ten Wochenende den Fliegerhorst Büchel in 
Rheinland-Pfalz blockiert und damit den Be¬ 
trieb des Stützpunktes weitgehend lahmgelegt. 
Die Aktion war Teil einer langfristigen Kampag¬ 
ne der Friedensbewegung gegen Atomwaffen 
in Büchel. „Wir fordern, dass das Teufelszeug 
sofort aus Deutschland verschwindet“, erklär¬ 
te der DKP-Vorsitzende Patrik Köbele. Die Bun¬ 
desregierung müsse sich außerdem endlich an 
den Verhandlungen der UNO für ein weltweites 
Verbot aller Atomwaffen beteiligen. 
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Gegen das AKW 
inTihange 

Am vergangen Sonntag ist es der An- 
ti-Atomkraft-Bewegung gelungen, 
50 000 Menschen für eine 90 Kilo¬ 
meter lange Menschenkette zwischen 
Tihange und Aachen zu mobilisieren. 
Unter dem Motto „Atomkraft über¬ 
all abschalten“ kamen Menschen nicht 
nur aus der Wallonie, den Niederlan¬ 
den oder dem Rheinland zusammen. 
Es trafen sich Menschen aus Lille, 
Tours, Barcelona, Sigmaringen, Rom 
und Brüssel. Es war ein bewegender 
Moment, als sich um 14.00 Uhr un¬ 
ter großer Beteiligung der Anwohner 
die Menschenkette entlang der Maas 
schloss. 

Der Protest richtete sich gegen den 
Weiterbetrieb der Atomkraftwerke Ti¬ 
hange 2 und Doel 3. Für viele deutsche 
Demonstranten ging es bei der Aktion 
auch um einen schnelleren Atomaus¬ 
stieg in der Bundesrepublik und um 
die Schließung der Brennelementefa¬ 
brik in Lingen, die auch die belgischen 
AKW mit Brennstoff versorgt. 

Die Aktion „spiegelt die Rückkehr 
der Frage nach der Nutzung der Atom¬ 
energie wieder und kündigt eine wirk¬ 
lich demokratische Debatte zu diesem 
Thema an. Die verantwortlichen Poli¬ 
tiker können dies nicht mehr ignorie¬ 
ren“, erklärte die belgische Organisa¬ 
tion „Fin du Nucleaire“. Sie kritisiert: 
„Hätte diese Debatte bereits zu dem 
Zeitpunkt stattgefunden, als die Atom- 
Reaktoren errichtet worden sind, hät¬ 
ten wir schon sehr viel früher diese 
ständige Bedrohung für unser Leben 
und die Gesundheit für die zukünfti¬ 
gen Generationen verhindern können.“ 

Trotz der gleichzeitig stattfindenden 
Blockade in Büchel waren unter den 
Zehntausenden auch zahlreiche Mit¬ 
glieder der SDAJ und DKP. WSK 


UZ-Extra zur Bundestagswahl 2017 

Dieser Ausgabe liegt eine UZ-Extra 
mit dem Titel „Frieden - Arbeit - 
Solidarität“ bei. Darin finden sich 
viele gute Gründe, sich zu enga¬ 
gieren, aktiv für seine Interessen 
einzutreten und im September die 
DKP zu wählen. Weitere Exemplare 
für Infostände und Verteilaktionen 
können zum Preis von 5,00 Euro je 
100 Stück plus Porto bestellt wer¬ 
den: vertrieb@unsere-zeit.de 


all das nur auf richterlichen Beschluss 
erfolgen und weiter dazu dienen, Ter¬ 
roranschläge zu vereiteln, zudem aber 
auch andere schwere Straftaten. Jetzt 
ist aber ein solches Vorgehen auch bei 
Bestechlichkeit, Geldfälschung oder 
Asylvergehen erlaubt. Demnächst 
könnten Bürgerinnen und Bürger, so 
Künast, schon bei kleinen Vergehen 
betroffen sein. 

Kritik kommt vom Deutschen 
Anwaltsverein (DAV), massive Kri¬ 
tik äußerte auch der frühere Bundes¬ 
beauftragte für den Datenschutz und 
die Informationsfreiheit (BfDI). Peter 
Schaar. Er hält Klagen in Karlsruhe 
für aussichtsreich. Schaar, der unter 
anderem Vorsitzender der Europäi¬ 
schen Akademie für Informationsfrei¬ 
heit und Datenschutz (EAID) ist, kri¬ 
tisierte auf deren Seiten den Beschluss 
der Bundestagsmehrheit als „Grund¬ 
rechtsbeschränkung im Schnelldurch¬ 
gang“. 

Nina Hager 
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Olaf Harms zu ver.di’s Kampf um mehr Personal 

Ohne Angst 
ins Krankenhaus 


Während der Arbeitszeit 
für höhere Renten 

Aktion von VW-Beschäftigten in Osnabrück - Große Mehrheit 
gegen Renten- und Sozialpolitik der Bundesregierung 


Es ist alltäglich: das Gefühl, in den 
Krankenhäusern nicht die Pflege und 
Betreuung zu erhalten, die man erwar¬ 
tet. Da dauert es, bis auf das Signal am 
Bett reagiert wird, die Reinigung läuft 
im Minutentakt und auch bei der Ta¬ 
blettenausgabe hofft man, dass es die 
richtigen Medikamente sind. Das Pfle¬ 
gepersonal wirkt mehr als gestresst und 
erschöpft, versucht dennoch ruhig und 
nett zu sein. Ja, das Gefühl verstärkt 
sich, dass etwas nicht stimmt. Und die¬ 
ses Gefühl täuscht nicht. 

Die Vereinte Dienstleistungsge¬ 
werkschaft ver.di hat 2013 festgestellt, 
dass in den Krankenhäusern bundes¬ 
weit rund 162 000 Vollzeitstellen feh¬ 
len. Und in der Nacht ist der Zustand 
noch katastrophaler. Mit dem Nacht¬ 
dienstcheck enthüllte ver.di 2015, dass 
auf mehr als der Hälfte der Stationen 
eine Pflegekraft durchschnittlich 25 Pa¬ 
tientinnen versorgen musste. Das hat 
Einfluss auf die gesetzlich vorgeschrie¬ 
benen Pausen. Mehr als 75 Prozent der 
Pflegekräfte hatten keine ungestörte 
Pause. 



Olaf Harms ist ehrenamtlicher 
Vorsitzender von ver.di Hamburg 


Ein anderer Gradmesser für den 
Pflegenotstand ist die Anzahl der 
Überstunden. Hierzu hat ver.di die Si¬ 
tuation im letzten Jahr untersucht: Die 
Beschäftigten in den Krankenhäusern 
schieben 35,7 Millionen Überstun¬ 
den vor sich her, also 32,5 Überstun¬ 
den pro Person. Ursache ist ein Per¬ 
sonalmangel, der dazu führt, dass zur 
Aufrechterhaltung der Versorgung im 
Durchschnitt vier Überstunden pro 
Beschäftigten schon im Voraus in die 
Dienstpläne eingestellt werden. Hinzu 
kommen zwölf unvorhersehbare Über¬ 
stunden pro Beschäftigten und Monat. 
Anders ausgedrückt: Die Pflegekräfte 
müssen 10 Prozent ihrer Arbeitszeit 
Monat für Monat zu einem nicht plan¬ 
baren Zeitpunkt erbringen. Ohne das 
zusätzliche Engagement des Pflegeper¬ 
sonals würde das System Krankenhaus 
nicht mehr funktionieren. Um allein 


Auch die dritte Verhandlungsrunde in 
den Tarifauseinandersetzunengen im 
NRW-Einzelhandel am 20. Juni blieb 
ohne Ergebnis. Wer im Einzelhandel 
sein Geld verdienen muss, rutscht mit 
seinem Gehalt später oft bei der Ren¬ 
te unweigerlich in die Altersarmut. Im 
Handel ist ein Großteil der 3,4 Millio¬ 
nen Beschäftigten in der BRD davon be¬ 
troffen. Selbst nach 45 Jahren in diesem 
Job. Darauf weist die Vereinte Dienst¬ 
leistungsgewerkschaft (ver.di) in der 
am 19. Juni begonnenen Aktionswoche 
„Gute Löhne - gute Rente“ hin. Rund 
62 Prozent der Beschäftigten in dieser 
Branche sind Frauen mit einem Jah¬ 
resgehalt von weniger als 27 500 Euro 
brutto. Hinzu kommt, dass oft wegen der 
Kindererziehungszeiten die 45 Beschäf¬ 
tigungsjahre nicht erreicht werden. 

Die Aktionswoche passt gut in die 
Tarifauseinandersetzung im Einzelhan¬ 


die Überstunden dauerhaft zu vermei¬ 
den, sind rund 18 000 zusätzliche Stel¬ 
len in den Krankenhäusern notwendig. 

Für diese Situation sind zwei Ur¬ 
sachen maßgeblich. Zum einen die 
Einführung sogenannter Fallpauscha¬ 
len (Diagnosis Related Groups), die 
Grundlage für die Abrechnung mit 
den jeweiligen Kostenträgern sind - 
letztlich ein System für eine fallba¬ 
sierte pauschalierte Abrechnung. Zum 
Beispiel wird ein einfacher Beinbruch 
mit einer bestimmten Pauschale abge¬ 
rechnet. Darin enthalten ist auch eine 
bestimmte Anzahl von Tagen im Kran¬ 
kenhaus. Wird die Anzahl der Tage un¬ 
terschritten, verdient das Krankenhaus, 
wird die Anzahl überschritten, macht 
es Verluste. 

Der Mensch wird zur Ware, beim 
Personal wird eingespart und die früh¬ 
zeitigen Patienten-Entlassungen neh¬ 
men zu. Im Ergebnis kann festgehalten 
werden, dass immer mehr Patientinnen 
von immer weniger Pflegekräften be¬ 
treut werden. 

Die andere Ursache liegt in der Pri¬ 
vatisierung von Krankenhäusern - im 
Verkauf von staatlichen Krankenhäu¬ 
ser an Krankenhauskonzerne und Aus¬ 
gliederung von z.B. Küche oder Reini¬ 
gung an Fremdfirmen oder auch intern 
an Tochterunternehmen. Gab es 1991 
noch über 1 100 Krankenhäuser in öf¬ 
fentlicher Hand, so waren es 2014 nur 
noch knapp 590. Privatwirtschaftlich 
betriebene Unternehmen sind aber ge¬ 
zwungen Gewinn zu machen. Und das 
tun sie im Wesentlichen durch Senkung 
der Lohnkosten und durch Tarifflucht. 

Um die Angst vor dem Kranken¬ 
haus zu verlieren, um den Menschen 
wieder in den Mittelpunkt zu rücken 
und gleichzeitig die Situation der dort 
Beschäftigten zu verbessern, sind drei 
Schritte notwendig: 

Zum Ersten muss der Pflegeberuf 
deutlich aufgewertet werden. Es kann 
nicht richtig sein, dass die Arbeit mit 
Menschen weniger Wert ist als das Zu¬ 
sammenbauen eines Autos. 

Zum Zweiten muss wesentlich 
mehr Personal eingestellt werden. Das 
sichert eine menschengerechte Pflege 
und eine Entlastung der Beschäftigten 
gleichermaßen. 

Und zum Dritten muss eine Aus¬ 
bildungsverpflichtung her. Denn der 
Mangel an Pflegekräften liegt doch 
darin begründet, dass zu wenig ausge¬ 
bildet wurde. 

Es ist gut, wenn die Beschäftigten 
anfangen, sich mit ver.di gegen diesen 
Pflegenotstand zu wehren. Und es ist 
auch gut, wenn sie dabei nicht allein ge¬ 
lassen werden. So hat sich in Hamburg 
ein gesellschaftliches Bündnis für mehr 
Personal gegründet. Aus meiner Sicht 
muss beides aktiv unterstützt werden - 
dann hat man auch weniger Angst, 
wenn man ins Krankenhaus muss. 


del. Geleitet von dieser Erkenntnis for¬ 
dern die meisten ver.di-Landesverbände 
erstmals für alle Tarifgruppen einen ein¬ 
heitlichen Festbetrag von einem Euro 
mehr pro Stunde bei der diesjährigen 
Tarifrunde. Die nordrhein-westfälische 
ver.di-Tarifverhandlungsführerin Silke 
Zimmer begründet dies richtigerweise 
so: „Der Einzelhandel steht gut da. Be¬ 
reits im achten Jahr in Folge steigen die 
Umsätze. Es sind die Beschäftigten, die 
durch ihre tägliche Arbeit die Umsätze 
und Gewinne im Einzelhandel erwirt¬ 
schaften. Deshalb ist eine Tariferhöhung 
für die Beschäftigten im Einzelhandel 
überfällig“. 

Im Einzelhandel gibt es immer mehr 
prekäre Beschäftigung. Ob Minijobs, be¬ 
fristete Arbeitsverträge, aufgezwängte 
Teilzeitarbeit oder Arbeit auf Abruf. 
Hinzu kommt, nur noch knapp 60 Pro¬ 
zent halten sich an bestehende Flächen¬ 


UZ: Ihr habt bei VW Osnabrück eine Ak¬ 
tion zur Rente durchgeführt und euch da¬ 
mit hinter die Forderungen der IG Metall 
gestellt. Was fordert die IG Metall, was ist 
den Kolleginnen und Kollegen besonders 
wichtig? 

Achim Bigus: Die IG Metall hat Anfang 
des Jahres eine groß angelegte Befragung 
unter den Arbeitenden in ihrem Organisa¬ 
tionsbereich durchgeführt, also in den Be¬ 
trieben der Metall- und Elektroindustrie, 
aber auch der Stahlindustrie, der Holz- 
und Kunststoff- sowie der Textil- und Be¬ 
kleidungsindustrie und im Handwerk. Die 
Fragen drehten sich zum einen um die Si¬ 
tuation und die Ansprüche der Beschäftig¬ 
ten zum Thema Arbeitszeit, zum anderen 
um verschiedene sozial- und gesellschafts¬ 
politische Fragen, darunter auch Rente 
und Krankenversicherung. Bundesweit 
haben sich daran über 680 000 Menschen 
beteiligt, bei Volkswagen Osnabrück gut 
1 200, das war bei uns fast jeder zweite 
Beschäftigte. Drei Ergebnisse fanden wir 
besonders bemerkenswert: Erstens, dass 
85 Prozent der Befragten eine Stabilisie¬ 
rung und Erhöhung des Rentenniveaus 
wollten, auch wenn dadurch die Beiträge 
von Unternehmern und Arbeitenden zur 
gesetzlichen Rentenversicherung steigen, 
zweitens, dass 87 Prozent meinen, dass 
Vorsorge über private Versicherungen 
die Lücke nicht schließen kann, welche 
die Absenkung der gesetzlichen Renten¬ 
niveaus reißt, und drittens, dass 95 Prozent 
eine Rückkehr zur paritätischen Finanzie¬ 
rung der Krankenversicherung fordern, 
also gleiche Beiträge für Unternehmen 
und Beschäftigte. 

In allen drei Fragen gleichen die Ant¬ 
worten bei VW Osnabrück den bundes¬ 
weiten Ergebnissen. Damit stehen 85 bis 
95 Prozent der Beschäftigten in diesen 
Fragen in direktem Gegensatz zu der gro¬ 
ßen Linie der Renten- und Sozialpolitik 
aller Bundesregierungen seit Bundeskanz¬ 
ler Schröder. 

Diese Ergebnisse wollten wir nicht 
nur der Belegschaft und der Geschäfts¬ 
führung, sondern auch der Öffentlichkeit 
vorstellen. Wir haben dafür unsere turnus¬ 
mäßige Betriebsversammlung genutzt und 
dieses Thema eben nicht in der Halle, son¬ 
dern unter freiem Himmel behandelt und 
dazu die Presse eingeladen. 

UZ: Ist Alters armut denn ein Problem, von 
dem ihr betroffen seid? VW-Beschäftigte 
verdienen doch überdurchschnittlich gut. 

Achim Bigus: Ja, die Beschäftigten bei 
Volkswagen sind sehr gut organisiert 
und verdienen dementsprechend relativ 
gut. Aber die Rentenreformen seit Ries¬ 
ter haben ja für alle das Rentenniveau 
abgekoppelt vom Prinzip der Lebens¬ 
standardsicherung. Damit haben sie eine 


tarife. Deshalb will die Gewerkschaft 
in dieser Tarifrunde wieder die „ Allge- 
meinverbindlichkeit“ erklären lassen. 
Das bedeutet, dass Tarifverträge für alle 
Unternehmen und alle Beschäftigten 
der Branche verbindlich gelten würden. 

Im Einzelhandel findet ein Unter¬ 
bietungswettbewerb über Dumpinglöh¬ 
ne auf dem Rücken der Beschäftigten 
statt. Treibende Kraft dabei sind auch 
tarifgebundene Konzerne wie Karstadt 
und Kaufhof. Sie versprechen sich selbst 
davon, Arbeit für die Zukunft noch bil¬ 
liger zu machen. 

Die bisherigen Verhandlungsrun¬ 
den belegen, dass die Handelsbosse 
kein Entgegenkommen zeigen. Dies 
wissen auch die Belegschaften. Landes¬ 
weit streikten deshalb über 3 000 Be¬ 
schäftigte am 2. Juni während der zwei¬ 
ten Verhandlungsrunde. Geht es nach 
den Unternehmern, würde sich der Ab¬ 



Achim Bigus ist Vertrauenskörperlei¬ 
ter der IG Metall bei VW Osnabrück 


kontinuierliche Absenkung des gesetzli¬ 
chen Rentenniveaus eingeleitet. Alters¬ 
armut droht damit in Zukunft nicht nur 
Geringverdienern, sondern immer mehr 
auch durchschnittlich Verdienenden. Zu¬ 
sätzlich wurde mit der schrittweisen An¬ 
hebung des Renteneintrittsalters auf 67 de 
facto eine weitere Rentensenkung durch¬ 
geführt für alle, die nicht so lange durch¬ 
halten und dann Abschläge für früheren 
Renteneintritt in Kauf nehmen müssen. 
Beides betrifft alle Beschäftigten, auch 
die relativ gut verdienenden. Außerdem 
gehört es zum gewerkschaftlichen Prinzip 
der Solidarität, dass die Stärkeren auch für 
die Schwächeren eintreten. 

UZ: Ihr habt die Aktion während der Ar¬ 
beitszeit durchgeführt - also war es ein kur¬ 
zer politischer Streik? 

Achim Bigus: Nein. Politische Streiks, 
Streiks für bessere Gesetze sind in 
Deutschland verboten. Das steht zwar 
in keinem Gesetz, ist aber herrschende 
Rechtsprechung seit den Auseinander- 


wärtstrend fortsetzen. Zwei Nullmona¬ 
te, dann 1,5 Prozent und in einem zwei¬ 
ten Schritt 1 Prozent und das bei einer 
Laufzeit von 24 Monaten. Gegenüber 
der ersten Runde soll es eine Einmal¬ 
zahlungen in Höhe von 150 Euro geben. 
Die Vorschläge des Kapitals wären eine 
weitere Reallohnsenkung. 

Auch die aktuelle Verhandlungs¬ 
runde blieb ohne Ergebnis. In den Ta¬ 
rifkommissionen wird diskutiert, den 
Druck zu verstärken. „Wenn die Un¬ 
ternehmer sich am Verhandlungstisch 
nicht bewegen, gehen wir stärker auf 
die Straße.“ Eine richtige Antwort aus 
den Betrieben. Doch auch die Kunden 
spielen bei den Streiks keine unerheb¬ 
liche Rolle. Eine Mehrheit zeigt in der 
Regel Verständnis für die Kampfmaß¬ 
nahmen. Jeder der es will, sieht, wie die 
Arbeitsbedingungen im Handel sind. 
Gelingt es ver.di, diese Kunden mit den 
Streikenden zu solidarisieren, wäre eine 
Ausweitung der Ausstände sichtbar bes¬ 
ser. Beim Handel vor Ort, aber auch im 
Online-Handel. Kaufen die Menschen 


Setzungen um das Betriebsverfassungs¬ 
gesetz in den fünfziger Jahren. Damit ist 
das Streikrecht sehr viel eingeschränk¬ 
ter als in anderen europäischen Ländern. 
Den Lohnabhängigen wird das Recht be¬ 
stritten, ihre wirtschaftliche Macht zur 
Einflussnahme auf die Politik zu nutzen, 
während die Kapitalbesitzer dies durch 
alle Formen von Lobbyarbeit ganz selbst¬ 
verständlich tagtäglich tun - eine vorde¬ 
mokratische, obrigkeitsstaatliche Rechts¬ 
auffassung, man könnte auch sagen: Klas¬ 
senjustiz. 

Aber die allgemeinen demokrati¬ 
schen Grundrechte aus dem Grundge¬ 
setz, die Meinungs- und Versammlungs¬ 
freiheit, enden nicht am Werkstor - sie 
gelten auch während der Arbeitszeit. Mit 
den gesetzlich vorgeschriebenen mindes¬ 
tens vier Betriebsversammlungen im Jahr 
ist die Versammlungsfreiheit sogar im Be¬ 
triebsverfassungsgesetz verankert. Wir ha¬ 
ben einen Teil der Betriebsversammlung 
öffentlich durchgeführt. Eine öffentliche 
Betriebsversammlung ist noch lange kein 
politischer Streik, das kann jeder Betriebs¬ 
rat tun, ohne mit der undemokratischen 
herrschenden Rechtsprechung in Konflikt 
zu geraten. 

Die Befragungsergebnisse zeigen 
ja, wie weit sich die große Mehrheit der 
„Volksvertreter“ in diesen Fragen der So¬ 
zialpolitik vom Volk entfernt hat. Wenn 
wir das ändern wollen, dürfen wir un¬ 
sere politische Meinungsäußerung als 
Lohnabhängige nicht auf Wahlen und auf 
Demonstrationen nach Feierabend oder 
am Wochenende beschränken. Die Ge¬ 
werkschaften müssen den Belegschaften 
Möglichkeiten geben, ihre Forderungen 
kollektiv in die Öffentlichkeit zu tragen - 
und das heißt: in der Arbeitszeit. In diesem 
Sinne hat die IG Metall schon mehrfach 
zu Kundgebungen und Versammlungen 
während der Arbeitszeit zu politischen 
Themen aufgerufen, auch zum Thema 
Rente. Die Fragen stellte Lars Mörking 


während den Streiks nichts, wird dies 
spürbar werden bei Karstadt, Kaufhof, 
Real oder anderswo. So ganz nebenbei 
laufen auch die Streikbrecher ins Leere. 
Die immer wieder aus anderen Filialen 
eingesetzt werden. Auch die gegensei¬ 
tige Unterstützung der Einzelgewerk¬ 
schaften bei Arbeitskämpfen ist anzuge¬ 
hen. Wie viel Druck auf den Unterneh¬ 
merverband des Einzelhandels könnte 
ausgeübt werden, wenn die Belegschaft 
eines mittleren Industriebetriebes nur 
für einen Tag Streikposten vor den Wa¬ 
renhäusern beziehen würde? 

Weiter verhandelt wird für NRW am 
4. Juli in Recklinghausen. Neben der 
Forderung von 1 Euro mehr pro Stunde 
sollen die Ausbildungsvergütungen um 
100 Euro im Monat angehoben werden, 
ver.di will eine Laufzeit von 12 Mona¬ 
ten. Die Streiks werden nach Aussage 
der Gewerkschaft in der kommenden 
Woche ausgeweitet. Geplant ist auch, 
nicht tarifgebundene Unternehmen, wie 
Amazon mit einzubeziehen. 

Herbert Schedlbauer 


Arbeitskampf verstärken 

Gewerkschaft fordert einheitlichen Festbetrag im Einzelhandel in NRW 
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Kein Gedanke an Betriebsrat 

Sybill Storz entscheidet über Wohl und Wehe in „ihrem“ Betrieb 



Der Firmensitz „Karl Storz Endoskope“ in Tuttlingen 


D ie schwäbische Kleinstadt Tutt¬ 
lingen (rund 34 000 Einwohner) 
ist seit alters her ein Mekka für 
Medizintechnikhersteller: Über 400 Be¬ 
triebe gibt es in der ehemaligen Messer¬ 
schmiedestadt an der Donau, viele mit 
nicht mehr als zehn Mitarbeitern, nicht 
selten Garagenfirmen, die wie die Ge¬ 
zeiten kommen und gehen. Drumherum 
noch Zuliefererbetriebe wie Werkzeug¬ 
macher oder Galvaniseure. 

Mit zusammen mehr als 8 000 Ar¬ 
beitsplätzen ist die Region Tuttlingen 
ein entlang der Wertschöpfungskette 
auf Medizintechnik spezialisiertes Clus¬ 
ter. Tuttlingens ältestes Medizintechnik- 
Unternehmen ist die Aesculap AG mit 
3 500 Beschäftigten. Der zweitgrößte 
Medizintechnikbetrieb in der Stadt und 
einer der Weltmarktführer in der Endo¬ 
skopie ist die Karl Storz GmbH mit rund 
7 500 in 40 Ländern und knapp 2000 Be¬ 
schäftigten am Standort Tuttlingen. Sy¬ 
bill Storz (80) führt das Unternehmen, 
das den Namen ihres verstorbenen Va¬ 
ters trägt. Über Wohl und Wehe des Un¬ 
ternehmens und seiner Beschäftigten 
entscheidet sie wie eine Patriarchin, die 
bis ins kleinste Detail ihre Firma kon¬ 
trolliert und beherrscht. Storz selber be¬ 
kennt freimütig: „Ich muss über alles ei¬ 
nen Überblick haben.“ 

In den vergangenen zehn Jahren hat 
sie den Umsatz fast verdreifacht und 
die Zahl der Beschäftigten verdoppelt. 
Mehr als 90 Prozent des Geschäfts macht 
Storz außerhalb Deutschlands. Der Öf¬ 
fentlichkeit gegenüber agiert die Un¬ 
ternehmenslenkerin genauso zurück¬ 
haltend wie schon ihr Vater Karl Storz, 
der das Unternehmen gleich nach dem 
Krieg 1945 gründete. Andererseits verrät 
sie gern den „Trick“ ihres Vaters, der die 
Betriebsgründung erst möglich machte. 
„Eigentlich durften damals nur Perso¬ 
nen Firmen gründen, die im Besitz einer 
Handwerkskarte waren“, erzählt Tochter 
Sybill. „Mein Vater hatte keine, aber den 
gleichen Namen wie mein Großvater, so 
klappte es dann doch.“ 

Anlässlich des Empfangs der Stadt 
Tuttlingen zu Ehren des 80. Geburts¬ 
tags von Sybill Storz gab es stehenden 
Applaus. Ex-Bundespräsident Horst 
Köhler war dazu als Laudator angeheu¬ 
ert worden. Er pries die Jubilarin in den 
höchsten Tönen: „Sie kumpein mit nie¬ 
mandem, sind aber allen Mitarbeitern 
zugewandt.“ Der Erfolg des Unterneh¬ 
mens, an dem Sybill Storz maßgeblich 


ihren Anteil habe, beruhe auf einer Ge¬ 
samthaltung, die „Vertrauen schafft und 
Früchte trägt. Sie waren begabt und be¬ 
rufen dazu. Wir feiern eine einzigartige 
große Lebensleistung.“ Sybill Storz gel¬ 
te als fair und fordernd, so Köhler. Das 
zahlte und zahlt sich aus. Ihr Unterneh¬ 
men wächst und gedeiht - nicht zuletzt 
auf Kosten der „lieben Mitarbeiter“ - 
und erzielt einen Jahresumsatz von 1,5 
Milliarden Euro. Das Magazin „Forbes“ 
führt die geschäftsführende Gesellschaf¬ 
terin Sybill Storz mit gut 2,1 Milliarden 
Dollar (= rund 1,95 Milliarden Euro) 
Privatvermögen auf Rang 973 ihrer neu¬ 
esten Liste der reichsten Menschen der 
Welt und sie landet damit auf Platz 59 in 
Deutschland. 

Doch wie steht es im Unternehmen 
mit Gewerkschaften und Betriebsrat? 
Als die Patriarchin 2014 von der örtli¬ 
chen „Schwäbischen Zeitung“ gefragt 
wurde, ob bei Storz auch Betriebsrats¬ 
wahlen anstünden, antwortete sie: „Nein, 
es gibt bei uns keinen Betriebsrat. Wir 
verstehen uns als klassisches Familien¬ 
unternehmen, in dem sich alle Mitarbei¬ 
ter mit ihren Sorgen und Anliegen zu¬ 
nächst an ihren direkten Vorgesetzten 
wenden können. Und dann kann sich 
jeder Mitarbeiter auch einen Termin 
bei der Geschäftsführung geben las¬ 
sen.“ Die Zeitung hakte nach „Kommen 
Arbeiter wirklich zu Ihnen, Frau Storz, 


wenn’s klemmt?“ „Natürlich gibt es bei 
den Mitarbeitern eine gewisse Hürde, in 
meinem Sekretariat nach einem Termin 
zu fragen“, sagt sie.“ Die nächste unbe¬ 
queme Frage: „Wie würden Sie reagie¬ 
ren, wenn in Ihrem Haus ein Betriebsrat 
gegründet würde?“ beantwortet sie wohl 
nicht ganz der Wahrheit entsprechend: 
„Darüber habe ich mir noch keine Ge¬ 
danken gemacht.“ 

Dieser Verdacht drängt sich aber ge¬ 
radezu auf. Beschäftigte haben schon 
andere Erfahrungen gemacht, ist zu hö¬ 
ren. Die Stimmung im Betrieb sei nicht 
die Beste, derzeit aber besonders ange¬ 
spannt. Wie vor kurzem bekannt wurde, 
hat das Unternehmen Karl Storz seine 
interne Transportlogistik für Messen und 
Veranstaltungen ausgelagert. Betroffen 
sind laut Unternehmen 19 Fahrer. Den 
Fahrern wurde ausgerechnet am 1. Mai 
2017 der Zugang zum Logistikzentrum 
von Karl Storz im Gewerbepark Take- 
off in Neuhausen ob Eck (ihrem bishe¬ 
rigen Arbeitsplatz) versperrt. So wurden 
sie über Nacht vor vollendete Tatsachen 
gestellt. Die Kollegen sprechen in diesem 
Zusammenhang von einer undurchsich¬ 
tigen Aktion. Auf Nachfrage der Lokal¬ 
presse erklärte das Unternehmen in Or- 
wellscher Diktion, dass sich Karl Storz 
„mit der Wirkung Ende April dafür ent¬ 
schieden hat, die bisher intern ausgeführ¬ 
ten Transportdienstleistungen in einem 


geordneten Betriebsübergang an die Fir¬ 
ma 2M Logistics zu übergeben.“ 

Spekulationen, dass dieser Schritt 
aufgrund von zurückliegenden Ausein¬ 
andersetzungen mit Teilen der Fahrer 
und der Leitung des Logistikzentrums er¬ 
folgt sei, wies das Unternehmen „mit al¬ 
ler Deutlichkeit zurück“. Das glaube wer 
will. Adolf Weber, Sprecher Betriebsräte 
Heuberg,Thomas Maile, katholische Be¬ 
triebsseelsorge Tuttlingen, und Hans-Pe- 
ter Menger, DGB Südbaden Geschäfts¬ 
stelle Tuttlingen, tun es nicht und haben 
sich deshalb vor ein paar Tagen mit ei¬ 
ner öffentlichen Stellungnahme zu Wort 
gemeldet: „In jeder Schulklasse gibt es 
einen Klassensprecher. Jede Fußball¬ 
mannschaft hat einen Mannschaftsspre¬ 
cher. Nur in vielen Betrieben ist es noch 
nicht selbstverständlich, dass es eine Ar¬ 
beitnehmervertretung, sprich einen Be¬ 
triebsrat, gibt. Obwohl dies in unserem 
Staat eigentlich ausdrücklich so vorge¬ 
sehen ist.“ Und weiter „Nach unserem 
Kenntnisstand gibt es bei der Firma 
Karl Storz keinen Betriebsrat. Denn nur 
mit einem Betriebsrat können Betriebs¬ 
vereinbarungen zum Arbeitsplatzerhalt 
abgeschlossen werden. Nur mit einem 
Betriebsrat kann bei drohenden Entlas¬ 
sungen ein Interessensausgleich und So¬ 
zialplan ausgehandelt werden.“ Also her 
damit, warum noch warten! 

Manfred Dietenberger 


Schwarzarbeit boomt 


Zwei Banken pleite 

Die beiden italienischen Banken Ve- 
neto Banca und Banca Popolare di 
Vicenza werden zu potenziellen Kos¬ 
ten von 17 Mrd. Euro zerschlagen. 
Die gesunden Teile soll die Großbank 
Intesa Sanpaolo zum Preis von einem 
Euro übernehmen, die kranken wer¬ 
den in eine „Bad Bank“ ausgegrün¬ 
det, die Italien mit zunächst 5,2 Mrd. 
Euro bezuschusst. Die EZB-Banken- 
aufsicht hatte die beiden Banken als 
wahrscheinlich nicht mehr überle¬ 
bensfähig eingestuft. In Deutschland 
wird die Abwicklung der Banken 
heftig kritisiert, weil viel staatliches 
Geld dafür bereitgestellt wurde. Das 
Verfahren entspricht aber den Ver¬ 
einbarungen zur „Bankenunion“ in 
der Eurozone. 

EU-Strafe für Google 

Die EU-Kommission hat gegen 
Google eine Geldbuße von 2,42 
Mrd. Euro verhängt, weil das Un¬ 
ternehmen seine marktbeherrschen¬ 
de Stellung missbraucht habe. Das 
Brüsseler Verfahren gegen Google 
lief seit 2010. Google drohen zu¬ 
sätzliche Milliardenstrafen in zwei 
weiteren Verfahren der EU-Wett- 
bewerbshüter. 

DGB zur Wahl 

Der Deutsche Gewerkschaftsbund 
(DGB) hat Anforderungen an die 
Parteien zur Bundestagswahl 2017 
gestellt. Dazu gehören Stärkung der 
Tarifbindung, Verbesserung des Kün¬ 
digungsschutzes, konsequente Um¬ 
setzung des Mindestlohngesetzes, 
Schaffung des Rechtes auf befristete 
Teilzeit für Beschäftigte, Einräumung 
des Rechtes auf Nicht-Erreichbar¬ 
keit, Abschaffung der sachgrundlo- 
sen Befristungen sowie die Einfüh¬ 
rung der Sozialversicherungspflicht 
ohne Ausnahme für alle Arbeitsver¬ 
hältnisse. 

Mehr selbstbestimmte 
Arbeitszeit 

Am 14. September beschließen alle 
Tarifkommission für die Metall- und 
Elektroindustrie ihre Tarifforderun¬ 
gen. Dann steht fest, welche arbeits¬ 
zeitpolitischen Forderungen die IG 
Metall erheben wird. In ihrer Reso¬ 
lution zum Thema Arbeitszeit vom 
10. Juni fordert die IG Metall-Be¬ 
zirkskonferenz NRW „mehr Zeitsou¬ 
veränität für die Beschäftigten durch 
selbstbestimmte Arbeitszeiten“. Es 
solle „Gleitzeitmodelle für alle“ ge¬ 
ben sowie einen Entgeltausgleich für 
Schichtarbeiter, die kürzer arbeiten 
wollen, sowie für andere Beschäftig¬ 
te, die ihre Arbeitszeit wegen Kinder¬ 
erziehung, der Pflege von Angehöri¬ 
gen oder Weiterbildung verkürzen 
wollen. 


Betriebe halten sich nicht einmal an das völlig unzureichende Arbeitsrecht 


Am 7. Juni hat das Bundeskabinett 
seinen „Dreizehnten Bericht über die 
Auswirkungen des Gesetzes zur Be¬ 
kämpfung der illegalen Beschäftigung“ 
beschlossen. Berichtet wird darin über 
nicht bei den Sozialversicherungen an¬ 
gemeldete Arbeit und die Umgehung 
der Zahlung des Mindestlohns. Über 
107 000 abgeschlossene Ermittlungs¬ 
verfahren der zuständigen „Finanz¬ 
kontrolle Schwarzarbeit des Zolls 
(FKS)“ erbrachten Geldstrafen in 
Höhe von über 82 Mio. Euro. Die Scha¬ 
densumme wird mit 875 Mio. Euro an¬ 
gegeben, darunter 62 Mio. Euro reiner 
Steuerschaden. 

Der Bericht stellt fest, dass „na¬ 
hezu alle, insbesondere lohnintensive 
Wirtschaftszweige von Schwarzarbeit 
und illegaler Beschäftigung“ betroffen 
sind. Als Branchen werden das Bau-, 
das Gaststätten- und Beherbergungs-, 
das Personenbeförderungs-, das Spe- 
ditions-, Transport- und Logistik-, das 
Gebäudereinigungsgewerbe sowie die 
Fleischwirtschaft genannt. Zwar hat 
die Zahl der Fälle in den vergangenen 
Jahren permanent abgenommen, das 
Volumen ist jedoch kontinuierlich ge¬ 
stiegen. 

Eine besondere Rolle kommt der 
Scheinselbstständigkeit zu. Die betrof¬ 
fenen Betriebe setzen erwerbstätige 
Menschen als formell selbstständige 
Unternehmer (Auftragnehmer) ein, 


obwohl sie tatsächlich im Sinne des § 
7 Absatz 1 SGB IV abhängig beschäf¬ 
tigt sind. Die Unternehmer umgehen 
damit die Sozialversicherungspflicht 
und vermeiden damit die Abführung 
der Sozialabgaben, ebenso wie die 
Zahlung von Mindestlöhnen oder die 
Einhaltung von Arbeitnehmerschutz¬ 
vorschriften, die bei Selbstständigen 
nicht zu beachten sind. 

In dem Bericht wird auf die Inter¬ 
nationalisierung der Scheinselbststän¬ 
digkeit hingewiesen: „Wie bereits in 
den vergangenen Berichtszeiträumen 
geschildert, treten insbesondere seit 
dem Beitritt der mittel- und osteuro¬ 
päischen Staaten (MOEL) zur Eu¬ 
ropäischen Union verstärkt schein¬ 
selbstständige Personen aus diesen 
Staaten in diversen Gewerbezweigen 
in Erscheinung. Die Einführung der 
Arbeitnehmerfreizügigkeit hat zu kei¬ 
nem spürbaren Rückgang des Phäno¬ 
mens geführt“ 

Als eine andere Methode des 
Rechtsbruchs wird „Lohnsplitting“ 
benannt. Bei diesem Modell zur „Re¬ 
duzierung von Lohnnebenkosten“ be¬ 
steht tatsächlich ein Beschäftigungs¬ 
verhältnis eines Arbeitnehmers. In 
dem Bericht heißt es: „Die Versiche¬ 
rungspflicht für das Beschäftigungsver- 
hältnis wird seitens des Arbeitgebers 
dadurch verschleiert, dass er stattdes- 
sen mehrere fiktive beitragsfreie ge¬ 


ringfügige B eschäftigungs Verhältnisse 
zur Sozialversicherung anmeldet.“ 

Weiter wird dazu ausgeführt: „Da¬ 
rüber hinaus hat die FKS Fälle von 
Lohnsplitting im Rahmen von be¬ 
stimmten Steuer- und sozialabga¬ 
benoptimierten Entlohnungsmodel¬ 
len festgestellt. Hierbei werden zu fest 
vereinbarten (niedrigen) Grundlöhnen 
Steuer- und sozialversicherungsfreie 
Entgeltbestandteile, wie z.B. Auslö¬ 
sung, Spesen, Fahrtkostenzuschüsse, 
Sonn-, Feiertags- und Nachtzuschlä¬ 
ge, in den Endlohn eingerechnet. Die 
Einrechnung geschieht zum Teil mit¬ 
tels EDV-Unterstützung, welche die 
maximal möglichen Zuschläge ohne 
Berücksichtigung der tatsächlichen 
Arbeitsumstände berechnet. Steuer¬ 
frei und nicht sozialversicherungsrele¬ 
vant sind diese Zuschläge jedoch nur, 
wenn sie zweckgemäß, also z.B. für zu 
unüblichen Zeiten geleistete Arbeit, 
gezahlt werden“ 

Vielfach werden für im Inland 
beschäftigte Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer aus Osteuro¬ 
pa die Mindestarbeitsbedingungen 
nicht eingehalten, indem sie von den 
Arbeitgebern“ genötigt werden, 
„einvernehmlich“ einen unterhalb des 
Mindestlohns liegenden Lohn zu ver¬ 
einbaren. Häufig geben diese Beschäf¬ 
tigten aus Sorge um den Arbeitsplatz 
nicht den tatsächlich gezahlten Lohn 


an, sondern behaupten, den Mindest¬ 
lohn erhalten zu haben 

Der Katalog „zur Vermeidung 
der Zahlung des gesetzlichen Min¬ 
destlohns“ insbesondere bei auslän¬ 
dischen Arbeitskräften ist ideenreich: 
Ungerechtfertigte Anrechnung von 
Kost und Logis auf den Mindestlohn, 
Verrechnung der Arbeitsstunden mit 
Konsumeinkäufen, Sachbezügen und 
Gutscheinen, Pauschalvergütung ohne 
Berücksichtigung des Mindestlohns 
und der Arbeitszeit, ungerechtfer¬ 
tigte Inanspruchnahme von Ausnah¬ 
metatbeständen, z.B. Praktikanten¬ 
regelung, - unrichtige Führung von 
Arbeitszeitkonten, Ausweisen von 
Arbeitszeit als Pausen, Nicht Vergütung 
von Rüstzeiten sowie Vor- und Nachar¬ 
beiten, Nichtvergütung von Leerfahr¬ 
ten im Personentransportgewerbe so¬ 
wie die Verwendung von Abdeck- oder 
Scheinrechnungen. 

Ein strafrechtlicher Aspekt: In den 
Jahren 2013 bis 2016 verdreifachte sich 
der Steuerschaden von etwa 22 auf 62 
Mio. Euro. Im gleichen Zeitraum ver¬ 
ringerte sich die Zahl der überprüften 
Betriebe“ von 64000 auf gut 40 000. 
Obwohl die Anzahl der abgeschlos¬ 
sene Ermittlungsverfahren gegen 
Arbeitgeber“ wegen Straftaten von 
95 000 auf 107 000 stieg, sank die Sum¬ 
me der erwirkten Freiheitsstrafen von 
1900 auf gut 1700 Jahre. Werner Sarbok 


Schleichende 

Privatisierung 

Kommerzielle Nachhilfe vergrößert 
nach Auffassung der Gewerkschaft 
Erziehung und Wissenschaft (GEW) 
die soziale Spaltung im Bildungs¬ 
wesen. Ilka Hoffmann, GEW-Vor¬ 
standsmitglied Schule, kritisiert eine 
„schleichende Privatisierung“. Das 
verstärke „die soziale Schieflage des 
Bildungssystems“. Um den Trend zu 
stoppen, fordert sie mehr personelle 
Mittel für öffentliche Schulen. „Gera¬ 
de Schulen mit großen sozialen He¬ 
rausforderungen müssen besonders 
gut und mit den pädagogisch profi¬ 
liertesten Lehrkräften ausgestattet 
werden.“ 

Pflegeberufegesetz 

verabschiedet 

Aus Sicht von ver.di ist eine Reform 
der Pflegeausbildung überfällig, aller¬ 
dings ist das neue Pflegeberufegesetz 
nicht mehr als ein Kompromiss. „Po¬ 
sitiv ist zwar, dass die Notwendigkeit 
anerkannt wird, die Abschlüsse in 
der Gesundheits- und Kinderkran¬ 
kenpflege und Altenpflege zunächst 
beizubehalten. Auch künftig brau¬ 
chen wir eine hinreichende Spezia¬ 
lisierung, dies muss langfristig gesi¬ 
chert sein. Schließlich macht es einen 
fachlichen Unterschied, ein Klein¬ 
kind oder einen älteren Menschen 
zu pflegen.“ 







4 Freitag, 30. Juni 2017 


Politik 


unsere zeit m 


Auf die Leute zugehen! 

„Bewusstseinserweiternde“ Unterschriftensammlung 


Verteilung der Aufgaben 

Was der BDI an politischen Forderungen stellt 


In der Fußgängerzone der Stadt Bran¬ 
denburg und am Hauptbahnhof in Pots¬ 
dam sammelten wir beide Hannovera¬ 
ner (die Kandidatur in Niedersachsen 
ist schon fast gesichert) Unterstützungs¬ 
unterschriften für das Bundesland Bran¬ 
denburg. 

„Sind Sie wahlberechtigte Branden¬ 
burgerin? ... „Ja, warum?“ ... „weil ... 
(und wir zeigen das Formular mit dem 
Amtsstempel)... die Wahlbehörde will 
von kleinen Parteien, bevor diese zum 
Bundestag kandidieren dürfen, 2 000 
Unterschriften von Wahlberechtigten 
aus Brandenburg - auch wir, die DKP, 
die Kommunisten, müssen erst sam¬ 
meln.“ 

Und wenn dann nicht gleich die 
Ablehnung kommt, beginnt das Ge¬ 
spräch über die Ziele der DKP: Das 
Sofortprogramm, das im Kapitalismus 
erfüllt werden kann, wenn die Massen 
dafür eintreten. Oft kommt dann auch 
die Frage „Warum tut ihr Euch denn 
nicht mit den ,Linken’ zusammen?“ ... 
„Doch, wir tun uns mit ihnen zusam¬ 
men, in den Aktionen für Frieden und 
Abrüstung oder gegen die Einschrän¬ 
kung demokratischer Rechte. Aber die 
Kommunistische Partei hat den Kom¬ 
pass Marxismus, den die Partei ,Die 
Linke’ immer mehr aufgegeben hat. 
Die,Linke“ lässt daher kein gutes Haar 
am realen Sozialismus. Und ohne diese 
Erfahrung, eben auch sehr gute, kann 
es keinen neuen Anlauf zum Sozialis¬ 
mus geben, den wir wollen und den wir 
brauchen. Es geht nicht allein um Stim¬ 
men für‘s Parlament, es geht vor allem 
um die Köpfe, damit sich in den Straßen 
und Betrieben etwas bewegt.“ 

So viele gute Gespräche, die das 
Unterschriftensammeln bewirkt, gibt 
es sonst nie an unseren Infoständen. 
Die Frage um die Unterstützungsun- 


Hamburg: Geschafft! 

Am vergangenen Freitag teilte das 
Landeswahlamt Hamburg mit, dass 
dort für die Kandidatur der DKP 
1 312 gültige Unterstützungsunter¬ 
schriften vorliegen. Die Hamburger 
DKP freut sich: „1 282 wären notwen¬ 
dig gewesen. Wir haben es also defi¬ 
nitiv geschafft! Insgesamt haben wir 
in Hamburg 1520 Unterschriften ge¬ 
sammelt. Ein paar ,Nachzügler’ tref¬ 
fen immer noch ein.“ 


Über drei Jahre haben die Mitglieder 
des NSA-Untersuchungsausschusses 
des Bundestages versucht, Licht ins 
Dunkel der Spionagetätigkeiten des 
US-Geheimdienst NSA und des Bun¬ 
desnachrichtendienstes (BND) zu 
bringen. Während die Regierungskoa¬ 
litionen aus CDU/CSU und SPD kei¬ 
ne grundsätzlichen Verfehlungen des 
Bundeskanzleramts erkennen konnten, 
welches für die Kontrolle des BNDs 
zuständig ist, haben Linksfraktion und 
Grüne deutliche Gesetzesverstöße sei¬ 
tens der Schlapphüte ausgemacht und 
die Untätigkeit des Bundeskanzleram¬ 
tes thematisiert. Aus diesem Grund 
hatten die Oppositionsfraktionen ein 
sogenanntes Sondervotum vorgelegt, 
welches gemeinhin in den Abschluss¬ 
bericht eines Untersuchungsausschus¬ 
ses aufgenommen wird. In diesem Fall 
verweigerten die Regierungsparteien 
dieses jedoch. Angeblich enthalte das 
Sondervotum der Opposition geheimes 
Material, hieß es. 

Inhaltlich hatten Linke und Grüne 
zuvor kritisiert, dass das Bundeskanz¬ 
leramt den „rechts- und kontrollfreien 
Raum des Bundesnachrichtendienstes 
quasi gedeckt“ habe. „Wir sind der Auf¬ 
fassung: Der Zweck heiligt nicht die 
Mittel. Der Rechtsstaat ist kein Stein¬ 
bruch. Massenüberwachung untergräbt 
unsere offene Gesellschaft, die wir als 
Parlament verteidigen sollen“, stellte 
Martina Renner, Obfrau der Linksfrak¬ 
tion klar. „Wir brauchen Ermittlungs- 


terschrift ist der beste Einstieg auch 
für weiterführende Gespräche. Diese 
motivieren uns und lassen die ableh¬ 
nenden Äußerungen von Passanten in 
den Hintergrund treten. Bei nur flüch¬ 
tigen Gesprächen geben wir den Fly¬ 
er „Drei gute Gründe für die Kommu¬ 
nisten“ mit - bei intensiveren Gesprä¬ 
chen den „Roten Brandenburger“, der 
ausgezeichnet über die Motive der 10 
Brandenburger Direktkandidatinnen 
für die DKP zu kandidieren informiert. 
In vier Einsätzen konnten wir 150 Un¬ 
terschriften für die Landesliste Bran¬ 
denburg sammeln, etwas darunter die 
für die Direktkandidaten. Die Zusam¬ 
menarbeit mit den Genossen vor Ort 
war gut und es war ein sehr fruchtbarer 
Austausch. 

Auf dem Boden der DDR erlebten 
wir die Besonderheit, dass gerade äl¬ 
tere Menschen bei diesen Gesprächen 
mit uns Kommunisten sich zu ihrem 
Leben in der DDR bekennen. Und jun¬ 
ge Menschen sind oft ganz unbefangen, 
haben von der DKP noch kaum etwas 
gehört, sind aufgeschlossen; manche 
wollen Kontakt mit der Partei. Sogar 
ein Paar, das sich zur AfD bekennt, will 
es noch einmal überlegen und eine An¬ 
gestellte im Kirchenbereich will von 
der DKP Brandenburg zum Gedan¬ 
kenaustausch eingeladen werden. „Ich 
freue mich, dass es euch gibt“, äußert 
ein junger Arbeiter und unterschreibt 
ebenso wie die von der ,Linken’ ent¬ 
täuschte Passantin. 

Einige Brandenburger geben uns 
ihre Mobilnummer für den Kontakt 
mit der Partei. Es passt gut, dass wir sie 
auch auf den 1. Juli orientieren können, 
wenn der DKP-Vorsitzende Patrik Kö- 
bele in Potsdam mit den Bürgerinnen 
diskutieren wird. 

Andreas Hartle und Matthias Wietzer, Hannover 


NRW: Haben es gepackt 

Die beiden NRW-Bezirke (Rheinland 
+ Ruhr-Westfalen) haben die Aufgabe, 
die Kandidatur der Partei im Bundes¬ 
land abzusichern, erfolgreich gepackt. 
„Wir haben bereits jetzt über 2 400 gül¬ 
tige Unterstützerunterschriften gesam¬ 
melt, die bereits beglaubigt sind, und 
es werden noch immer weitere aus den 
Kreisen und Gruppen eingesammelt“, 
so Michael Gerber vom gemeinsamen 
Wahlkampfteam. 


befugnisse für die Strafverfolgungsbe¬ 
hörden dort, wo Gesetze gebrochen 
werden. Und wir brauchen nicht neue 
Befugnisse für die Geheimdienste, mit 
denen die Massenüberwachung noch 
ausgeweitet werden soll“, konstatierte 
sie. Den Bundesnachrichtendienst for¬ 
derte Renner auf, aufzuhören, „Geset¬ 
ze zu brechen“. 

Renners Fraktionskollege, der säch¬ 
sische Bundestagsabgeordnete Andre 
Hahn, zeigte sich unterdessen „insbe¬ 
sondere angesichts der Novelle des 
BND-Gesetzes erschüttert“, die keine 
Konsequenzen aus der Aufklärungs¬ 
arbeit des Ausschusses gezogen habe, 
sondern den „Spitzeleien und der Mas¬ 
senüberwachung des Geheimdiensts“ 
jetzt auch noch eine rechtliche Grund¬ 
lage gebe. 

Die Auseinandersetzungen um das 
Sondervotum der Opposition sowie 
die am Freitag letzter Woche erfolgte 
Abberufung von Vertretern der Lin¬ 
ken und Grünen aus dem Ausschuss 
dürften unterdessen noch weitergehen. 
„Wir prüfen rechtliche Schritte gegen 
dieses einmalig unparlamentarische 
Verhalten“, gab der Grünen-Obmann 
im Ausschuss, Konstantin von Notz, am 
Montag in Berlin bekannt. 

Die Internetseite netzpolitik.org 
veröffentlichte den Abschlussbericht 
des Untersuchungsberichtes indes be¬ 
reits ohne Schwärzungen. Bei Redakti¬ 
onsschluss dieser UZ-Ausgabe war er 
noch frei zugänglich. Markus Bernhardt 


E inmal im Jahr gibt es das Klas¬ 
sentreffen des wichtigsten Wirt¬ 
schaftsverbandes mit den po¬ 
litischen Hauptakteuren: Der „Tag 
der deutschen Industrie? diesmal am 
20. Juni, wird veranstaltet vom Bun¬ 
desverband der Deutschen Industrie 
(BDI). Dazu laden die Wirtschaftsfüh¬ 
rer die Verantwortlichen der staatstra¬ 
genden Parteien 
ein, damit die¬ 
se sich anhören, 
wo die Herren - 
seltener die Da¬ 
men - der Schuh 
drückt und was 
ihrer Meinung 
nach ihr ausfüh¬ 
rendes Organ in 
nächster Zeit zu 
tun habe. Merkel, 

Schulz, Dobrindt, 

Lindner und Öz¬ 
demir durften 
auch was sagen 
und hatten da¬ 
für dann jeweils 
20 bis 25 Minu¬ 
ten Zeit. Eine 
solche Veran¬ 
staltung ein sehr 
einleuchtendes 
Beispiel für das, 
was „staatsmonopolistischer Kapita¬ 
lismus“ zu Recht genannt wird. 

Der BDI warnt vor negativen poli¬ 
tischen Folgen der angeblich rund lau¬ 
fenden Konjunktur. „Die gute Wirt¬ 
schaftslage ist kein Freifahrtschein zum 
Ausruhen“, sagte BDI-Präsident Dieter 
Kempf in Berlin. „Unser Erfolg ergibt 
sich auch aus einem schwachen Euro¬ 
kurs, einem moderaten Ölpreis und ei¬ 
ner expansiven Geldpolitik der Euro¬ 
päischen Zentralbank. Das alles sind 
Faktoren, auf die wir nur sehr bedingt 
Einfluss haben.“ Dass gerade die Poli¬ 
tik der Bundesregierung alles dafür tut, 
diesen „Erfolg“ zu sichern, wurde noch 
nicht mal lobend erwähnt. 


Mit seiner Rede auf dem Wahlparteitag 
der SPD, der am vergangenen Sonntag 
in Dortmund stattfand, begeisterte er 
seine Genossinnen und Genossen: Mar¬ 
tin Schulz gab sich angriffslustig, auch 
gegenüber CDU, CSU sowie Kanzlerin 
Merkel. Unterstützt wurde er von Alt¬ 
kanzler Gerhard Schröder, hauptver¬ 
antwortlich für die Agenda 2010 und 
Hartz IV. Das SPD-Wahl- und zugleich 
Regierungsprogramm „Es ist Zeit für 
mehr Gerechtigkeit: Zukunft sichern, 
Europa stärken“, wurde nach der An¬ 
tragsdebatte bei nur einer Enthaltung 
angenommen. Die SPD bleibt - mit 
Ausnahme einiger kleiner kosmeti¬ 
scher Korrekturen - Agenda-10- und 
Hartz-IV-Partei. Sie will auch die Su¬ 
perreichen nicht stärker besteuern. 
Aber immerhin soll jetzt der Wahl¬ 
kampf der SPD richtig „losgehen“. 

Ob die SPD aber mit diesem Pro¬ 
gramm wenigstens jene zurückgewin¬ 
nen kann, die sie nach dem Schulz-Hy¬ 
pe im Laufe der letzten Monate wieder 
verloren hat? Es sind vor allem Men¬ 
schen, die der SPD die Kompetenz in 
wichtigen Fragen wie soziale Gerech¬ 
tigkeit, Gesundheit, innere Sicherheit 
absprechen, die das Rentenkonzept der 
Partei nicht überzeugt, weil sie sich an¬ 
gesichts ihrer eigenen Einkommen und 
ihrer Erwerbsbiografien ausrechnen 
können, was sie, würde dieses Konzept 
umgesetzt, im Alter erhalten würden. 

In der Partei war vor dem Par¬ 
teitag aber vor allem das nur wenige 
Tage zuvor vorgelegte Steuerkonzept 
umstritten. Die Parteilinke sowie die 
Jusos hatten Widerstand angekündigt, 
forderten die Wiedereinführung der 
Vermögenssteuer. Die Juso-Vorsitzen¬ 
de Johanna Uekermann hatte erklärt, 
die Vermögenssteuer sei Teil des SPD- 
Grundsatzprogramms: Doch am Vor- 


Von den Bundesparteien forderte 
Kempf im Wahlkampf konkrete Kon¬ 
zepte, um den Standort Deutschland 
angesichts globaler Risiken zukunfts¬ 
fest zu machen. „Die Haushaltsüber¬ 
schüsse von Bund, Ländern und Ge¬ 
meinden geben Spielraum, um mehr in 
die Zukunft und in Bildung zu investie¬ 
ren.“ Was Zukunftsinvestitionen seien, 


wurde dann in den einzelnen Punkten 
des Tagesablaufs deutlich: In der Steu¬ 
erpolitik müsse sich Deutschland dem 
verschärften internationalen Steuer¬ 
wettbewerb stellen. Statt Steuersen¬ 
kungen nach dem Gießkannenprinzip 
forderte der BDI Steuerstrukturrefor¬ 
men, notwendig sei eine intensive Dis¬ 
kussion über die zukünftige Finanzie¬ 
rung der Energiewende. Eine Absage 
erteilte der BDI Ideen für eine Ab¬ 
senkung der Stromsteuer, die ist näm¬ 
lich eine Verbrauchssteuer, wird an die 
Endverbraucher umgelegt und interes¬ 
siert die Industrie nicht. 

Behauptet wird, wir lebten immer 
länger und wir lebten immer besser, 


abend des Parteitags knickten Partei¬ 
linke und Jusos ein. 

Die SPD will nun im Fall eines Sie¬ 
ges bei der Bundestagswahl im Herbst 
kleine und mittlere Einkommen so¬ 
wie Familien um jährlich 15 Milliarden 
Euro entlasten. Das ist - und das ist 
auffällig oder gewollt - genau dersel¬ 
ben Betrag, um den auch die Union die 
Steuern senken will. Allerdings setzt 
die andere Prioritäten. Die SPD wer¬ 
de Spitzenverdiener stärker zur Kas¬ 
se bitten, kündigte Kanzlerkandidat 
und Parteichef Martin Schulz bei der 
Vorstellung des SPD-Steuerkonzepts 
an. Ab höheren Beträgen als bislang. 
Erstmals seit 40 Jahren soll der Spit¬ 
zensteuersatz steigen. Von 42 auf 45 
Prozent, aber erst ab einem zu versteu¬ 
ernden Einkommen von 76 200 Euro 
(bisher rund 54 000 Euro) jährlich. Ab 
einem zu versteuernden Einkommen 
von 250 000 Euro soll es einen weite¬ 
ren Aufschlag von drei Prozent geben. 
„Wir haben solide gerechnet und ver¬ 
sprechen nichts, was wir nicht halten 
können“, so Schulz. 

Die Wiedereinführung der Vermö¬ 
genssteuer steht nicht im Programm. 
Schulz wollte sie nicht haben, mehre¬ 
re Landesverbände hatten sie vor dem 
Parteitag ebenso abgelehnt wie in der 
Partei organisierte Unternehmer. Be¬ 
gründet wurde die Ablehnung übri¬ 
gens u. a. mit verfassungsrechtlichen 
Bedenken. In anderen Fragen, vor al¬ 
lem bei Gesetzesvorlagen und Geset¬ 
zesänderungen, die die Große Koali¬ 
tion zur Abstimmung im Bundestag 
stellte, hatten die Verantwortlichen in 
der SPD keine solchen Bedenken. So 
im Zusammenhang mit der Reform der 
Strafprozessordnung, die am vergange¬ 
nen Donnerstag mit den Stimmen der 
Koalition beschlossen wurde, und die 


was angesichts von Niedrigrenten und 
Altersarmut unverschämt ist, aber den 
BDI interessiert, wie sich die industri¬ 
elle Gesundheitswirtschaft dieses Ge¬ 
schäftsfeld komplett unter den Nagel 
reißen kann? Weitere wichtige Fragen 
lauteten: Nehmen uns Roboter die Ar¬ 
beitsplätze weg? Wäre das so schlimm? 
Wie kann die deutsche Industrie wei¬ 
terhin auf in¬ 
ternationalen 
Märkten beste¬ 
hen? Wie kann 
man das kreati¬ 
ve Potenzial in 
unserer Gesell¬ 
schaft freile- 
gen? Deutsch¬ 
lands Wirt¬ 
schaft ist auf 
dem Weltmarkt 
zu Hause. Von 
Deutschland 
und Euro¬ 
pa fordert der 
BDI weltweit 
ein stärkeres 
Engagement 
für eine globa¬ 
le Wirtschafts¬ 
ordnung, die 
sich durch kla¬ 
re Regeln und 
Offenheit auszeichnet. Für notwendi¬ 
ge Reformen in der EU sollten Ände¬ 
rungen der europäischen Verträge kein 
Tabu sein, ein eigener Haushalt für die 
Eurozone und ein Euro-Finanzminister 
seien notwendig. Madame Merkel und 
Monsieur Macron haben sofort ver¬ 
standen und wenige Tage später genau 
in diese Richtung in Brüssel auf einem 
EU-Gipfel argumentiert. Der gesamte 
Fragenkatalog, der selbstverständlich 
gemeint ist als Aufgabenheft für die 
staatlich Handelnden, lässt deutlich 
werden, wohin es nach dem Willen der 
Kapitalkräfte in den nächsten Jahren 
gehen soll und wird. 

Herbert Becker 


alle Bürgerinnen und Bürger im Land 
betreffen wird. 

Nun soll ein Arbeitskreis eingesetzt 
werden, der sich auch mit den Verfas¬ 
sungsfragen beschäftigen soll. Wer sich 
ein wenig im Politikbetrieb auskennt 
weiß: Mit dieser SPD kommt die Ver¬ 
mögenssteuer bestimmt nicht... 

Für die CDU und CSU gehen je¬ 
doch selbst die jetzt vorliegenden 
zahmen SPD-Steuerpläne viel zu 
weit. Bundesfinanzminister Wolfgang 
Schäuble behauptete in der ARD, hin¬ 
ter diesen Steuerplänen verberge sich 
für viele eine Steuererhöhung. Der 
stellvertretende Vorsitzende der Uni¬ 
onsfraktion im Bundestag, Michael 
Kretschmer, erklärte gegenüber dem 
„Mitteldeutschen Rundfunk“, die von 
der SPD geplanten Entlastungen der 
unteren Einkommen würden für Un¬ 
gerechtigkeit bei mittleren Einkommen 
und Selbstständigen sorgen.“ Nur aus 
der FDP gab es von dem Bundesvor¬ 
standsmitglied und Europapolitiker 
Alexander Graf Lambsdorff eine Sym¬ 
pathiebekundung. 

Sahra Wagenknecht, Co-Vorsitzen- 
de der Bundestagsfraktion der Partei 
„Die Linke“ kritisierte den Verzicht 
der SPD auf eine Vermögenssteuer im 
Wahlprogramm scharf. Am Montag er¬ 
klärte sie gegenüber der Zeitung „Welt“, 
als Kanzlerkandidat Schulz nominiert 
worden sei, habe es bei vielen die Hoff¬ 
nung gegeben, dass die SPD wieder 
eine sozialdemokratische Partei wer¬ 
de: „Tatsächlich hat die Partei nun ein 
Wahlprogramm beschlossen, das sich 
noch ängstlicher vor den Wünschen der 
Konzernlobbyisten und Superreichen 
verbeugt als frühere Programme.“ Und: 
„Eine SPD, die nichts wesentlich anders 
machen will als die Union, braucht kein 
Mensch.“ Nina Hager 


NSA-Affäre: Wie gehabt 

Koalition verhindert Sondervotum der Opposition 



Hier spielt die Musik: Konzerthaus am Gendarmenmarkt Berlin 


Verbeugung vor Konzernlobbyisten 

Die SPD beschließt ihr Wahlprogramm, aber keine Vermögenssteuer 













m unsere zeit 


Politik 


Freitag, 30. Juni 2017 


Kniefall geschafft! 

Koalitionsvertrag NRW ein „Schurkenstück“ 


CDU und FDP haben im Trump-Dorf an 
der Düssei den Koalitionsvertrag der zu¬ 
künftigen Landesregierung präsentiert. 
Was ist neu? Was ändert sich? Eine klei¬ 
ne Analogie gefälligst? Der bisherige 
Vorstands Vorsitzende von REWE, Alain 
Caparros, wechselt nach der Eindamp¬ 
fung der Arbeitsplätze bei Kaiser’s von 
REWE zu C&A. Ein Spitzenarbeitsplatz 
wird neu besetzt. Das Ziel ist auch hier 
geblieben: Die Optimierung kapitalisti¬ 
scher Gewinnorientierungen. 

In der Präambel des Koalitionsvertrages 
gibt es die Verallgemeinerung für diese 
Zielgruppen: „Unsere großen Unterneh¬ 
men und unsere stark mittelständisch ge¬ 
prägte Wirtschaft in Handwerk, Industrie 
und freien Berufen sind untrennbar in 
Wertschöpfungsketten miteinander ver¬ 
bunden.“ Das wird ideologisch verbrämt: 
„Christdemokraten und Freie Demokra¬ 
ten nehmen den Auftrag an, unser Land 
freier, sicherer und moderner zu gestal¬ 
ten.“ Generell gilt für alle Politikfelder: 
Wenn es der Wirtschaft gut geht, dann 
geht es auch den anderen Bereichen - 
etwa den Armen, den Kindern, den Schu¬ 
len ... - gut: „Eine bessere Wirtschafts¬ 
politik, die die Potenziale Nordrhein- 
Westfalens freisetzt und die von Armut 
bedrohten Familien in Lohn und Brot 
bringt.“ Dazu ein Placebo: „Nicht die Fa¬ 
milie muss wirtschaftsfreundlicher, son¬ 
dern die Wirtschaft muss familienfreund¬ 
licher werden.“ Damit das geglaubt wird, 
soll das Fach „Wirtschaft“ wenigstens für 
die weiterführenden Schulen eingeführt 
werden. Und das gleich für 30 Eliteschu¬ 
len. Von mehr mit Landesmitteln geför¬ 
derten Schwimmhallen zur Absiche¬ 


rung des Schwimmunterrichts und zur 
Vermeidung tödlicher Badeunfälle von 
Nichtschwimmern ist nicht die Rede. Als 
Ausweg könnten im Sinne der Koaliti¬ 
onsstrategie auf öffentlich-private Kon¬ 
struktionen gesetzt werden, also ÖPP 4 s. 
Zur Linderung der kommunalen Finanz¬ 
not könnte allerdings auch ein - z.B. von 
der DKP geforderter - Schuldenschnitt 
dienen. Davon steht nichts im Vertrag. 
Aufholen mit Digitalisierung. Fünf Mil¬ 
liarden für die Infrastruktur, 100 Millio¬ 
nen für die Kommunen. 1000 Euro pro 
Start-up-Unternehmen. Im Monat. Das 


Gesamtvolumen und die Dauer blei¬ 
ben allerdings nebulös. Wann und wie 
die prognostizierten Gewinne für die Fi¬ 
nanzierung aller Kindertagesplätze an¬ 
kommen, bleibt ungenannt. Damit die 
Finanzströme schneller fließen können, 
muss „entschlackt“ werden: Schnellere 
Genehmigungen in den Verwaltungen. 
Zum Beispiel kaum Kontrolle zur Ein¬ 


haltung des Tariftreue- und Vergabege¬ 
setzes. Oder Verwaltung ganz raus: für 
acht Sonntagsöffnungen (gegen Verkäu¬ 
ferinnen, gegen ver.di, gegen bestehen¬ 
de Verwaltungsgerichtsurteile). Oder die 
Hygiene-Ampel, die die Sauberkeit eines 
Betriebes anzeigen sollte. Die wird ganz 
abgebaut. Das schützt die Schmutzfinken 
und hält die Kunden in der Ahnungslo¬ 
sigkeit. Das „Lex Bayer“, das SPD und 
Grüne, CDU und FDP einstimmig für 
den Bau der hochgiftigen CO-Pipeline 
beschlossen hatten, wird im Koalitions¬ 
vertrag bestätigt: „Rohrfernleitungen 


sind ... ein unverzichtbares Element“. 
Dagegen wird ein anderes „Verbund¬ 
system“ gekappt: Alternative Energie 
wird nicht mehr privilegiert. Und Wind¬ 
kraftanlagen wird das Baugelände weit¬ 
gehend entzogen. 1500 Meter Abstand 
in Zukunft zur Wohnbebauung. Die „Al¬ 
ternative“: Bahn frei für Braunkohlebag¬ 
ger. Freie Bahn auch für die Lang-LKWs. 


Wenn sich CDU und FDP so sehr um 
die Freiheit der Wirtschaft sorgen, dann 
ist es nur konsequent, wenn sie der in¬ 
neren Sicherheit viel Platz einräumen. 
Mit Wolfgang Bosbach haben sie einen 
Vielsprecher als PR-Mann in dieser An¬ 
gelegenheit engagiert. Bosbach war von 
Beruf Supermarktleiter. Jetzt ist er MdB 
und Rechtsanwalt. Er kennt alle Seiten. 
Auch die Schatten an seiner rechten 
Flanke, Einbürgerung wird von wirt¬ 
schaftlichem Nutzen abhängig gemacht. 
Und umgekehrt: schnellere Abschiebung 
und Sachleistungskarten“ statt Taschen¬ 
geld. Algerien, Marokko und Tunesien 
sind sichere Länder, wissen Herr Laschet 
und Herr Lindner. 

Ein Witz wurde auch in den Koalitions¬ 
vertrag eingebaut: „Jeder Mensch soll 
selbst bestimmen können, wo und wie 
er lebt. Das gilt auch für Menschen mit 
Pflegebedarf.“ Diese Zuordnung betrach¬ 
tet die DKP angesichts der zunehmen¬ 
den Altersarmut als Ausdruck von blan¬ 
kem Zynismus. Mit dabei: Schleierfahn¬ 
dung aus gegebenem Anlass. Fahndung 
nach Clanzugehörigkeit. Fußfesseln für 
Gefährder. Vorbeugende Inhaftierung 
für sieben Tage. Aber kein Blitzmara¬ 
thon gegen Autoraser. Als der Kabaret¬ 
tist Tobias Mann kürzlich den Prix Pan¬ 
theon moderierte, setzte er die Pointe 
gegen den smarten FDP-Vorsitzenden: 
„Sieht von weitem gut aus, aber die In¬ 
halte sind nicht zu genießen.“ Lindner 
ist nur der kleinere Koalitionspartner in 
dem an Einwohnern größten deutschen 
Bundesland, aber passt genau auf seinen 
Herrn Laschet von der CDU. 

Uwe Koopmann 



Polizeiüberwachungsskandal 

Aufklären und Konsequenzen ziehen in Göttingen 


Projekttag „Widerstand“ 

In der Schule und darüber hinaus: Aktion gegen 
Bildungsunterfinanzierung in Kassel 


Am 16.6. erfuhr die Öffentlichkeit von 
einer massiven kriminellen Tätigkeit 
eines Wiederholungs- und Überzeu¬ 
gungstäters. Ausgerechnet ein Polizist, 
der vorher schon intern gegen diese 
Praktiken protestiert hatte, ging nach 
seiner Pensionierung an die Öffent¬ 
lichkeit: 

Die Göttinger Politische Polizei (4. 
Fachkommissariat) sammelt seit Jah¬ 
ren verschiedene Daten über linke Ak¬ 
tivistinnen und Aktivisten aus Göttin¬ 
gen. Legal? Keine Spur! Die Anzahl 
der Betroffenen geht wohl nach ers¬ 
ten Einschätzungen in die Hunderte 
bis sogar zu tausend Menschen, die 
gesammelten Daten betreffen auch 
Fotos, Informationen von Arbeitsplät¬ 
zen, die Wohnanschrift, Religionszuge¬ 
hörigkeit, den Familienstand usw. Oder 
sogar, wie die taz berichtet, eine Per¬ 
son würde bei REWE einkaufen. Ge- 
schnüffelt wurde auf politischen Ver¬ 
anstaltungen, Demonstrationen, im 
Social Media und laut der Frankfurter 
Rundschau aus angeblich gelöschten 
Datenvorräten früherer Sammelakti¬ 
onen. Dazu gezielte Spionage von Pri¬ 
vatpersonen, so dass zusätzlich Infor¬ 
mationen über ihre Bewegungsprofi¬ 
le erstellt werden konnten. Fahren Sie 
Fahrrad oder gehen eher zu Fuß, be¬ 
nutzen Sie den Bus und wann, mit wem 
haben Sie sich getroffen? 

Präventiv wirkt schlimmer 

Diese Überwachung war mit keiner 
Strafverfolgung verbunden, sondern 
„präventiv“ und umfasste auch „nicht¬ 
extremistische“ Kräfte, wie Mitglieder 
der Grünen Jugend, von denen ein 
Porträt steckbrieflich auf eine Wand 
gepinnt wurde. Ein Skandal in der 
Tiefe und Breite für die konkret Be¬ 
troffenen und ihre politischen Zusam¬ 
menhänge. Aber auch für die Polizei 
und die politischen Verantwortlichen 
im niedersächsischen Innenministeri¬ 
um. Schlimmer: die Opfer dieser kri¬ 
minellen Tätigkeit wurden nicht durch 
die Polizei informiert. Jetzt seien die 
Daten laut Polizei gelöscht, so dass sie 
das Ausmaß ihrer Überwachung nicht 
erfahren können. Aber ein Vertrauen 
auf die tatsächliche Löschung ist opti¬ 


mistisch bis blauäugig, denn sowohl in 
der aktuellen wie den alten Skandalen 
hat die politische Polizei Zugriff auf 
offiziell „gelöschte“ Daten. Wer kann 
jetzt mit Sicherheit sagen, dass die Da¬ 
ten umfassend gelöscht und vernichtet 
worden sind und nicht wieder in paar 
Jahren erneut erscheinen? Schlimmer: 
Gab es eine Weitergabe der Informa¬ 
tionen an den niedersächsischen Ver¬ 
fassungsschutz? Wenn ja, was ist mit 
den dort gelandeten Daten? Wir wis¬ 
sen dabei, dass die Göttinger Politi¬ 
sche Polizei ein Wiederholungstäter 
ist, der aus antidemokratischer und 
antikommunistischer Überzeugung 
handelt, in einem Land in dem die 
KPD immer noch verboten ist. Ein 
weiteres Problem für die Polizei und 
den politischen Verantwortlichen, der 
niedersächsische Innenminister Pis- 
torius (SPD), ist die Verfolgung des 
mutigen, mittlerweile pensionierten 
Polizisten, der nun selber wegen ver¬ 
meintlicher Erpressung von Strafver¬ 
folgung betroffen ist. Vorwurf: Er soll 
seine rückwirkende Beförderung ge¬ 
fordert haben. 

Auflösung der 
politischen Polizei 

Der Göttinger Polizeisumpf muss aus¬ 
getrocknet werden, die Überwachung 
von demokratisch-antifaschistischen 
Kräften mit noch legalen und erst recht 
illegalen Mitteln muss endgültig auf¬ 
hören. Das kann nicht durch ein „Ver¬ 
sprechen“ der Polizei, eine interne, in¬ 
tensive Aufklärungsarbeit zu leisten, 
passieren. Es muss durch eine struktu¬ 
relle Änderung geschehen: Wir fordern 
die Auflösung der politischen Polizei 
und des Verfassungsschutzes, die Be¬ 
strafung aller beteiligten Einzelperso¬ 
nen und die Absetzung der politischen 
Verantwortlichen auf Landesebene, 
aber auch eine sofortige Einstellung 
des Strafverfahrens gegen den pensio¬ 
nierten Kollegen und eine öffentliche 
und unabhängige Aufklärung durch 
Vertreter der gesellschaftlichen und 
demokratischen Kräfte. Einer Aufklä¬ 
rung durch polizeiliche Behörden kön¬ 
nen wir nicht vertrauen! 

Toto Lyna 


Alle knapp 1000 Schüler der Offenen 
Schule Waldau (OSW) in Kassel ver¬ 
sammelten sich, ausgestattet mit Bau¬ 
helmen und Warnwesten, vor ihrer 
Schule. Die Stimmung war kämpfe¬ 
risch. Der 16-jährige David, Schulspre¬ 
cher, betonte in seinem Redebeitrag, 
dass Geld für Bildung fehle, weil Milli¬ 
arden für Rüstung ausgegeben würden, 
was nicht in unserem Interesse, sondern 
im Interesse von deutschen Großkon¬ 
zernen sei. 

Mit dieser Aktion wollen die Schü¬ 
ler auf die Sicherheits- und Gesund¬ 
heitsgefährdung aufmerksam machen, 
der sie sich ausgesetzt sehen. Grund 
dafür ist der schlechte Zustand der Na¬ 
turwissenschaftsräume der OSW: Die 
Prüfsiegel der Abzugshauben sind zu 
alt und auf dem Flur regnet es rein, 
weil Löcher in der Decke sind - die 
Fenster im Flur lassen sich nicht öff¬ 
nen. Hinzu kommt, dass zum Experi¬ 
mentieren notweniges Material wie 
Brenner und Reagenzgläser veraltet 
sind oder für einige Schülerversu¬ 
che nich ausreichend vorhanden. Die 
Naturwissenschaftsräume sind für 22 
Schüler ausgelegt, real sind es bis zu 34 
Schüler, die dort im Unterricht sitzen. 
Mit dieser Situation sind die Schüler 
der OSW täglich konfrontiert. Mit ih¬ 
rer Aktion wollen sie zeigen, dass es 
sich lohnt, Widerstand zu leisten. Sie 
zeigen sich davon überzeugt, dass die 
Welt sowie die Probleme an der Schule 
veränderbar sind. 

Es war ie Schülervertretung (SV), 
die einen Projekttag zum Thema Bil¬ 
dungsunterfinanzierung durchführte, 
die Aktion war ein Bestandteil. In den 
Klassen wurde darüber diskutiert, wie 
Schule aussehen könnte, wenn genug 
Geld für Bildung da wäre, wieso angeb¬ 
lich Geld fehlt und wie das Schulsys¬ 
tem in anderen Ländern wie in Kuba 
oder Skandinavien aussieht. Es wurde 
das Bewusstsein vermittelt, dass die 
Probleme an der Schule mit unserem 
Gesellschaftssystem zu tun haben. Die 
älteren Schüler besuchten eine Podi¬ 
umsdiskussion mit Politikern der eta¬ 
blierten Parteien, wo aber (Zitat eines 
Schülers): „Nur Gelaber rauskam und 


die Parteien sich gegenseitig die Ver¬ 
antwortung zuschoben“. Lediglich der 
junge Vertreter der „Partei Die Linke“ 
sah die Notwendigkeit für Protestak¬ 
tionen. 

Die materielle Grundlage zur Lö¬ 
sung dieser Probleme ist gegeben. Für 
die Rettung von Banken wurden 700 
Milliarden ausgegeben - davon hätte 
man allen Schülern Deutschlands an 
jedem Schultag in den nächsten 120 
Jahren ein Mittagessen finanzieren 
oder 50 000 neue Lehrer 20 Jahre lang 
einstellen können. Statt einem Kampf¬ 
hubschrauber „Tiger“ der Bundeswehr 
hätte man 2 429 Grundschulen bauen 
können. Doch wer möglichst billig sys¬ 
temkonforme Arbeitskräfte ausbilden 
will, die dann die Profite der Kapitalis¬ 
ten erarbeiten, der sieht das Geld lie¬ 
ber für Rüstung und Unternehmens¬ 
subventionen ausgegeben. 

Dieser Projekttag kann nur ein An¬ 
fang sein, wie ein Mitlgied der SV fest¬ 
stellte. Um etwas zu erreichen, müssen 
die Aktionen stadtweit koordiniert 
weitergehen und eine größere Öffent¬ 
lichkeit erreichen, um mehr Druck zu 
machen, u. a. auf die Kommunalpolitik. 

Dass dieser Protest nicht auf eine 
Schule beschränkt bleibt, ist umso 
wichtiger, weil diese Schule kein Ein¬ 
zelfall ist. Überall fehlt Geld für Bil¬ 
dung. In allen größeren Städten Hes¬ 
sens fehlen beispielsweise mehrere 
hundert Millionen für die Sanierung 
von Schulen. Laut Berechnungen der 
GEW sind es bundesweit etwa 34 Mil¬ 
liarden, die für die maroden Schulge¬ 
bäude benötigt werden. 

Die durchschnittliche Klassengröße 
liegt bei 26 Schülern in der Gymnasial¬ 
stufe - mit einer individuellen Förde¬ 
rung der Schüler ist das nicht vereinbar. 
Laut Berechnungen des Kreisschüler¬ 
rats Kassel können sich die Kosten für 
Bildung, die eine Familie pro Schuljahr 
aufwenden muss, gut und gerne mal auf 
1000 Euro belaufen, wobei Kosten für 
Nachhilfe noch nicht eingerechnet sind. 
Etwa 13 Prozent aller hessischen Schü¬ 
ler sind bereits heute auf Nachhilfe an¬ 
gewiesen. 

Freya Pillardy 


Visaanträge gestoppt 

Bis zu 2 000 Anträge von afgha¬ 
nischen Bürgern für ein Visum in 
Deutschland werden in Kabul bis auf 
weiteres nicht mehr bearbeitet, etwa 
die Hälfte davon betreffe die Fami¬ 
lienzusammenführung. Darauf wies 
Ulla Jelpke, innenpolitische Spre¬ 
cherin der Linksfraktion, am Mon¬ 
tag hin. Infolge des Anschlags vom 
31. Mai 2017 im Diplomatenviertel 
von Kabul würden Visaanträge in der 
deutschen Botschaft auf unabsehba¬ 
re Zeit nicht mehr bearbeitet. Alter¬ 
nativen stünden nicht zur Verfügung. 
„Ich erwarte, dass das Botschaftsper¬ 
sonal all seine Kräfte dafür einsetzt, 
wieder eine schnelle Visabearbeitung 
zu ermöglichen“, stellte Jelpke klar. 
Schließlich bestehe auf Familienzu¬ 
sammenführung „ein klarer Rechts¬ 
anspruch, der nicht einfach auf unbe¬ 
stimmte Zeit ausgesetzt werden darf“. 

Protest gegen 
Kooperation 

Mit einer Licht-Performance am 
Sitz des Videospiel-Herstellers Cry- 
tek haben Friedensaktivisten am 
Wochenende in Frankfurt gegen die 
Kooperation des Unternehmens mit 
der Rüstungsindustrie protestiert. 
Sie projizierten einen Film sowie 
ihre Forderungen an das Gebäude. 
So war in der Nacht von Samstag auf 
Sonntag die Parole „Make Games - 
Not War“ zu lesen. „Crytek entwi¬ 
ckelt nicht nur Videospiele, sondern 
verkauft seine Software auch an Rüs¬ 
tungsunternehmen, die damit Schieß¬ 
simulatoren ausstatten“, erläuterte 
Michael Schulze von Glaßer von der 
DFG-VK den Grund für den Pro¬ 
test. Zu den Kunden der Firma gehö¬ 
re beispielsweise der Rüstungskon¬ 
zern Thaies. „Das Unternehmen hat 
vor kurzem die umstrittene Bundes¬ 
wehr-Eliteeinheit ,Kommando-Spe¬ 
zialkräfte 4 mit Schießsimulatoren für 
Raketenwerfer ausgestattet, die mit 
der Software von ,Crytek 4 funktio¬ 
nieren“, so Schulze von Glaßer. 

Über 50 Leerstände 

Die Initiative „Recht auf Stadt“ hat 
im Regensburger Stadtgebiet inzwi¬ 
schen über 50 leerstehende Wohnge¬ 
bäude und Gewerbeimmobilien aus¬ 
gemacht. „Für die Stadtverwaltung 
Regensburgs scheint Leerstand aber 
offensichtlich kein Problem zu sein“, 
kritisierte die Initiative. Um gegen 
„dieses gemeinwohlschädigende Ver¬ 
halten vorzugehen“, forderte die In¬ 
itiative „endlich die Verabschiedung 
einer Zweckentfremdungssatzung“. 
Viele Kommunen haben in ihren Ge¬ 
meindeordnungen dieses Instrument 
zwar formuliert, Handhabungen ge¬ 
gen die Praxis von Immobilienspe¬ 
kulanten werden deshalb noch lange 
nicht wirksam genutzt. 

Naziaufmarsch in Berlin 

Am 1. Juli wollen hunderte Neo¬ 
nazis bereits zum sechsten Mal un¬ 
ter dem Motto „Merkel muss weg“ 
durch Berlin-Mitte marschieren. 
Nazigegner rufen zugleich dazu auf, 
die neuerliche Provokation der ex¬ 
tremen Rechten nicht unkommen- 
tiert zu lassen und vor Ort dagegen 
zu protestieren. 

Petry unter 
Meineid-Verdacht 

Die Staatsanwaltschaft Dresden hat 
am Montag die Aufhebung der Im¬ 
munität der sächsischen AfD-Land- 
tagsabgeordneten und Parteichefin 
Frauke Petry beantragt. Der Land¬ 
tagsabgeordnete Andre Schollbach 
(Linksfraktion) hatte Petry im Feb¬ 
ruar 2016 bei der Staatsanwaltschaft 
angezeigt, da Petry sich unter Eid bei 
einer Sitzung des Wahlprüfungsaus¬ 
schusses des Sächsischen Landtags in 
Widersprüche verstrickt haben soll. 
„Aufgrund der hervorgetretenen 
Widersprüche bestehen berechtigte 
Zweifel daran, dass vor dem Wahl¬ 
prüfungsausschuss alle Zeugen ihren 
gesetzlichen Pflichten nachgekom¬ 
men sind. Diese Zweifel, die der von 
mir erstatteten Strafanzeige zugrun¬ 
de lagen, werden nun offenbar auch 
von der Staatsanwaltschaft Dresden 
geteilt“, erklärte Schollbach. 
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Großbritannien: 
Minderheit regiert 

Fast drei Wochen nach der Parla¬ 
mentswahl haben sich die Konserva¬ 
tiven auf eine Minderheitsregierung 
mit Hilfe der nordirischen Democra- 
tic Unionist Party (DUP) geeinigt. 
Ein entsprechendes Abkommen 
wurde in London unterzeichnet. 
Nach der Vereinbarung sollen die 
DUP-Abgeordneten die Tories bei 
Abstimmungen im Unterhaus unter¬ 
stützen. Eine formale Koalition wer¬ 
den die Parteien aber nicht bilden. 

Premierministerin Theresa May 
hatte bei der vorgezogenen Parla¬ 
mentswahl am 8. Juni ihre Regie¬ 
rungsmehrheit verloren. Die Kon¬ 
servativen blieben aber stärkste 
Kraft vor der sozialdemokratischen 
Labour-Partei. Die DUP stellt zehn 
Abgeordnete. 

Die DUP-Vorsitzende Arlene 
Foster sagte kurz nach der Einigung, 
sie sei „erleichtert“. Nordirland brau¬ 
che eine „starke Stimme“ bei den 
Verhandlungen über den Austritt 
aus der EU („Brexit“). Nordirland 
bekomme für den Deal eine Finanz¬ 
spritze in Höhe von insgesamt 1,5 
Milliarden Pfund (rund 1,7 Milliar¬ 
den Euro), sagte Foster. 

Zwischen dem britischen Nord¬ 
irland und der Republik Irland wird 
künftig die neue EU-Außengrenze 
verlaufen. May betonte, die Tories 
und die DUP „teilen viele Werte“, 
es sei eine „sehr gute Vereinbarung“ 
zustande gekommen. 

Israel greift 
syrische Armee an 

Seit Jahren unterstützt Israel Dschi- 
hadisten auf dem Golan in ihrem 
Krieg gegen Syrien mit Geld, Nah¬ 
rung und Treibstoff, mit medizini¬ 
scher Versorgung und Hilfe beim 
Waffenankauf. „Israel verheim¬ 
licht diese Hilfsleistungen nicht...“ 
schrieb der Spiegel, vergaß aber zu 
erwähnen, dass deutsche Medien 
kaum darüber berichtet haben. 

Wie schon an anderen Orten in 
Syrien wurde die Unterstützung Is¬ 
raels für die Dschihadisten mit ei¬ 
nem Luftangriff auf syrische Ar¬ 
meestellungen deutlich. Nachdem 
ein Angriff von al-Nusra auf syrische 
Stellungen bei Quneitra abgewehrt 
war, versuchte die israelische Luft¬ 
waffe mit ihrem Angriff den Dschi¬ 
hadisten doch noch zum Erfolg zu 
verhelfen. Offenbar erfolglos. Ein 
zweiter Angriff innerhalb von zwei 
Tagen erfolgte am vergangenen 
Sonntag. 

Trumps Einreiseverbote 

Das Oberste Gericht der USA 
macht für Teile der Einreiseverbo¬ 
te von Präsident Donald Trump den 
Weg frei. Das erklärte der „Supreme 
Court“ am Montag in Washington. 
Das oberste Gericht wird im Herbst 
in der Hauptsache verhandeln. 

Trump wollte ein 90-tägiges Ein¬ 
reiseverbot für Menschen aus den 
überwiegend muslimisch gepräg¬ 
ten Ländern Iran, Libyen, Somalia, 
Sudan, Syrien und Jemen. In dieser 
Zeitspanne will die Regierung an 
besseren Mechanismen zur Über¬ 
prüfung von Visa-Antragstellern ar¬ 
beiten. Zudem soll es einen 120-tä- 
gigen Einreisestopp für Flüchtlinge 
aus allen Ländern geben. 

Mehrere Bundesgerichte hatten 
das Inkrafttreten blockiert und zwei 
Bundesberufungsgerichte diese Ent¬ 
scheidungen bestätigt. Daraufhin hat 
die Regierung das höchste Gericht 
angerufen. Mit seiner Entscheidung 
setzte es sich über die Vorinstanzen 
hinweg. 

Aus der 16-seitigen Begründung 
des Supreme Courts geht hervor, 
dass der Präsident bestimmten Men¬ 
schen die Einreise verbieten darf. 
Auf diesem grundsätzlichen Recht 
hatten Trump und seine Anwälte 
stets beharrt. Das Gericht schreibt 
aber auch, wer „echte“ (bona fides) 
oder glaubhafte Beziehungen zu den 
USA nachweise, dürfe auch weiter¬ 
hin einreisen. Das würde etwa für 
Familienmitglieder gelten, aber auch 
für Studenten oder Mitarbeiter von 
USA-Firmen. 


Abstand verringert 

Lohnerhöhung nach Streik in der Slowakei 



Die Produktivität ist im VW-Werk Bratislava hoch, die Löhne nicht. 


Der Streik von ca. 8 000 VW-Beschäf- 
tigten in der Slowakei für 16 Prozent 
(später 13,9 Prozent) höhere Einkom¬ 
men führte laut VW-Konzern nun zu 
einer Lohnerhöhung von 13,5 Prozent 
mit einer Laufzeit bis August 2019 plus 
einer Einmalzahlung von 500 Euro (4,7 
Prozent plus 4,7 Prozent ab Januar 2018 
und 4,1 Prozent ab November 2018). 
Hinzu kommt eine Einmalzahlung 
von 500 Euro. Die Betriebsgewerk¬ 
schaft „Moderne Odbory Volkswagen“ 
(MOV), die zum Streik aufgerufen hat¬ 
te, gibt auf ihrer Facebookseite sogar 
eine „Tariferhöhung von 14,12 Prozent 
schrittweise bis November 2018, plus 
500 Euro zur Lohnzahlung im Juni“ an. 

Das Ergebnis wurde letzten Sonn¬ 
tagabend bekannt gegeben, der Streik 
hatte am Dienstag zuvor begonnen. Die 
Produktion der Luxuswagen VW Tou- 
areg und Audi Q7, sowie die Karosseri¬ 
en des Porsche Cayenne stand still. Am 
zweiten Streiktag berichtete „Der Stan¬ 
dard“, dass lediglich 43 Autos des Typs 
„New Small Family“ gefertigt worden 
seien - im regulären Betrieb liefen täg¬ 
lich mehr als 1 400 Autos vom Band. 
Es war der erste Streik bei VW in der 
Slowakei seit der Übernahme von Sko¬ 
da 1991, und der erste in einem großen 
Automobilwerk in der Slowakei über¬ 
haupt. 

Der Konzern ist das größte private 
Unternehmen der Slowakei. Im Vorjahr 
produzierten die 13 200 Beschäftigten 
388 687 Autos, erarbeiteten einen Um¬ 
satz von 7,6 Mrd. Euro und einen Ge¬ 
winn vor Steuern von 234,1 Mio. Euro. 
Laut VW ist das Werk in Bratislava der 
einzige Produktionsstandort in der Au¬ 
tomobilindustrie, an dem fünf Marken 
unter einem Dach gefertigt würden. 
Mehr als 99 Prozent der produzierten 
Fahrzeuge würden in 148 Länder ex¬ 
portiert. 

Nach Gewerkschaftsangaben ver¬ 
dienen die VW-Beschäftigten im 
Schnitt 1800 Euro im Monat einschließ¬ 


lich Boni. Das sei zwar das Doppelte 
des Durchschnittseinkommens in der 
Slowakei, „im Vergleich zu den ande¬ 
ren Werken des Konzerns gehören un¬ 
sere Löhne zu den niedrigsten“ argu¬ 
mentiert Gewerkschaftschef Zaroslav 
Smolinsky von der MOV, die sich im 
vergangenen Herbst von der Gewerk¬ 
schaft OZ KOVO, die mit der IG Metall 
zusammenarbeitet, getrennt hatte. 

In der Slowakei mit 5,4 Millionen 
Einwohnern werden mehr als eine Mil¬ 
lion Autos produziert. Auf eine derar¬ 
tige Quote kommt kein anderes Land. 
Bemerkenswert ist auch, dass der Streik 
von der Regierung unterstützt wurde: 
„Warum sollte ein Unternehmen, das 


die hochwertigsten und luxuriösesten 
Autos mit einer hohen Arbeitsproduk¬ 
tivität baut, seinen slowakischen Arbei¬ 
tern die Hälfte oder ein Drittel dessen 
zahlen, was es den gleichen Mitarbei¬ 
tern in Westeuropa zahlt?“ fragte Mi¬ 
nisterpräsident Robert Fico. Völlig an¬ 
ders dagegen die Sicht des Präsidenten 
des slowakischen Automobilverbandes 
(ZAP), Juraj Sinay. Er drohte: „Die 
Slowakei galt bislang als stabiler Wirt¬ 
schaftsstandort. Mit dem Streik werden 
die Unternehmen künftig sorgfältiger 
überlegen, ob sie weiter in die Slowa¬ 
kei investieren.“ Im Land hingen über 
60 000 Arbeitsplätze direkt und indi¬ 
rekt an der Autoindustrie, so Sinay. 


„Es sind vor allem niedrige Lohn¬ 
kosten und die pragmatischen Arbeit¬ 
nehmervertretungen“, die Automobil¬ 
konzerne in die Slowakei lockten, be¬ 
stätigte das „Handelsblatt“ und schätzte 
den Streik als eine „heikle Angelegen¬ 
heit“ für VW ein. Der Streik werde in 
Tschechien und Ungarn von den VW- 
Töchtern „mit Argusaugen beobach¬ 
tet“. Wegen des Wirtschaftsbooms seien 
Fachkräfte schon länger rar und ange¬ 
sichts des fast schon leeren Arbeits¬ 
marktes werden sie teurer. Das Han¬ 
delsblatt empfahl VW „schleunigst eine 
stabile Lösung in der Slowakei, damit 
kein Flächenbrand in den Standorten 
in Osteuropa“ ausbreche. Anne Rieger 


Wer kriegt den Schwarzen Peter? 

ln den Niederlanden braucht die herrschende Klasse Zeit, um ihre Regierung zu bilden 


Warum dauert es so lange mit der Re¬ 
gierungsbildung in den Niederlanden? 
Die Wahl fand am 15. März dieses Jah¬ 
res statt, bis zum 21. Juni wurde mit aller 
Macht, aber auch in aller Ruhe Tauzie¬ 
hen gespielt. Seit der dritten Juni-Wo¬ 
che scheint sich die Sache zu beschleu¬ 
nigen. 

Die Erwartungen sind hoch, das Publi¬ 
kum gespannt. Ob eine Regierung von 
VVD (Volkspartei für Freiheit und De¬ 
mokratie), CDA (Christlich-Demokra¬ 
tischer Aufruf), D66 (Demokraten 66) 
und ChristenUnie (ChristenUnion) ge¬ 
bildet werden kann? Versuche, „Gro- 
enLinks“ in die Regierung zu tricksen 
scheiterten. Die Gespräche zur Regie¬ 
rungsbildung begannen am 20. März. In 
einem Land, in dem solche Gespräche 
schonmal 208,163,127,125,122,111 und 
108 Tage gedauert hatten, ist dies keine 
extreme Situation. Es ist aber deutlich 
länger als die durchschnittliche For¬ 
mierungszeit, die seit 1946 89,5 Tage 
beträgt. Der jüngste Durchbruch im 
Prozess der Regierungsbildung bedeu¬ 
tet, dass neue Verhandlungen stattfin¬ 
den werden. Ein neuer Rekord ist also 
noch möglich. 

Denn es ist eine neue, komplexe Situa¬ 
tion entstanden. Seit 1956, als das Par¬ 
lament von 100 auf 150 Sitze erweitert 
worden war, gibt es viele Fraktionen im 
Parlament (17). Die politische Zersplit¬ 
terung nimmt zu, die politische Kontinu¬ 
ität zu gewährleisten, wird schwieriger. 
Die großen sogenannten Volkspartei¬ 
en sind in den letzten Jahren dezimiert 
worden. Der Tiefpunkt ist der jüngste 
Niedergang der PvdA (Sozialdemo¬ 
kraten), die von 38 auf 9 Sitze fielen. 
Auch die Fraktionen der Christdemo¬ 
kraten (CDA, 19 Sitze) und der libera¬ 
len VVD (33 Sitze) sind in den letzten 
Jahren merklich geschrumpft. D66, eine 



Wil van der Klift, Chefredakteur 
von „Manifest“, Zeitung der Neuen 
Kommunistischen Partei der Nieder¬ 
lande (NCPN) 

liberale Partei mit sozialem Rand (19 
Sitze) und die sich sozial-liberal nen¬ 
nende GroenLinks, mit grünen Rand 
(14 Sitze), befinden sich in Konkurrenz 
zu den etablierten Alt-Parteien. Die SP, 
zu vergleichen mit der Linkspartei in 
Deutschland, köchelt zwischen 12 und 
15 Sitzen. Nur Wilders 4 rechtsnationa¬ 
le Freiheitlichen Partei wächst (von 15 
auf 20 Sitze). Allerdings gibt es einen 
„Cordon sanitaire“ wenn es um die Be¬ 
teiligung von Wilders an der Regierung 
geht. 

Bemerkenswert ist die zunehmende 
Fragmentierung auf der einen Seite und 
die mehrheitliche Wahl einer überwie¬ 
gend rechtsgerichteten Politik auf der 
anderen. Eine Entscheidung, die, ne¬ 
benbei bemerkt, nicht bedeutet, dass 
die niederländische Bevölkerung nach 
rechts rückt. Hier handelt es sich eher 
um falsche Erwartungen großer Teile 
der Bevölkerung. Viele Wähler erhof¬ 
fen sich von Wilders, dass er die etab¬ 
lierte Ordnung aufrecht erhält. 


Die Richtung der Politik wird auch 
ohne Wilders in der Regierung rechts 
sein - das entspricht den Anforderun¬ 
gen des Kapitals. Die Frage, die für die 
niederländischen Politiker im Vorder¬ 
grund steht, ist, wer bei der nächsten 
Wahl den Schwarzen Peter dafür be¬ 
kommt. Angesichts des verheerenden 
Ergebnisses der Sozialdemokraten, die 
zusammen mit der VVD eine neolibe¬ 
rale Politik umsetzten und die dafür 
von ihren Anhängern die Quittung be¬ 
kamen, eine verständliche Frage. Das 
erklärt auch, warum der Tanz um die 
Regierungsbildung solange dauert und 
warum die D66 den Wunsch aufrecht 
erhält, nicht das nächste Opfer bei Wah¬ 
len zu sein. 

In einer Zeit der Verwirrung und der 
erneuten Suche nach jungen, unver¬ 
brauchten politischen Gesichtern wie 
Macron in Frankreich oder dem immer 
lachenden Rutte in den Niederlanden 
können die Parteien nicht mehr auf eine 
stabile Basis hoffen. Die Bevölkerung 


ist sich über die soziale und wirtschaftli¬ 
che Zukunft unsicherer denn je, die po¬ 
litische Unruhe ist entsprechend groß. 
Das Bemühen der herrschenden Klas¬ 
se, eine ausgewogene und stabile Regie¬ 
rung mit ausreichender Unterstützung 
zu bilden, um Sozialabbau und wirt¬ 
schaftliche „Reformen“ in die Praxis 
umsetzen zu können, wird mit Sicher¬ 
heit in der Zerstörung aller vorhande¬ 
nen Illusionen über mögliche Verbes¬ 
serungen enden. Langsam aber sicher 
werden die Menschen die kommunis¬ 
tischen Parteien wiederentdecken - als 
wirkliche Kraft für Verbesserungen. Das 
Kapital und seine Parteien haben keine 
Lösungen für die kapitalistische Krise. 
Das Geschwätz der Teilnehmer an der 
Regierungsbildung in den Niederlan¬ 
den geht nur darum, wie sie ihr eigenes 
politisches Überleben sichern können. 
Soziale und politische Verbesserungen 
werden letztendlich auf der Straße und 
in den Betrieben durchgesetzt werden. 

Wil van der Klift 



Etwas wacklig unterwegs: Der niederländische Ministerpräsident Mark Rutte 
sucht Koalitionspartner. 
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Staatlich finanzierter taz-Empfang für kubanische Journalisten zum Kronprinz ernannt 


E nde Juni empfängt die „taz Pan¬ 
ther Stiftung“ zum dritten Mal 
eine Gruppe kubanischer Blogger 
und Journalisten zu einem Workshop in 
Berlin. Zu den Zielen des einige zehn¬ 
tausend Euro teuren Seminars gehört 
nach Angaben der Veranstalter die Vor¬ 
stellung von „Projekten und Institutio¬ 
nen des alternativen Lebens“ 

Angesichts des G20-Gipfels in 
Hamburg, der die Steuerzahler min¬ 
destens 130 Mio. Euro kosten soll, 
drängen sich spannende Themen für 
die Besucher geradezu auf. So könn¬ 
ten die jungen Kolleginnen und Kol¬ 
legen aus Kuba in Hamburg beobach¬ 
ten, wie die heiligen Kühe westlicher 
Länder, darunter Presse-, Meinungs-, 
Versammlungs- und Demonstrations¬ 
freiheit, geschlachtet werden, wenn es 
um die Durchsetzung der Staatsräson 
geht. Der Ausnahmezustand einer gan¬ 
zen Stadt, eine militärisch hochgerüs¬ 
tete Polizei, Sondergerichte und die 
vorsorgliche Einrichtung von Massen¬ 
gefängnissen für Oppositionelle wären 
für kubanische Journalisten eine inte¬ 
ressante Erfahrung. Auch die Vertrei¬ 
bung von Obdachlosen und die Armut 
in der reichsten Stadt der EU, die Ab¬ 
schiebungen geflüchteter Menschen in 
Kriegsgebiete und der tägliche Ras¬ 
sismus könnten reizvolle Themen für 
sie sein und die Workshop-Teilnehmer 
könnten sich ein eigenes Bild vom Zu¬ 
stand der Menschenrechte in Deutsch¬ 
land und Europa machen. 

Doch da der bundesdeutsche Staat 
ihren Workshop finanziert, verfolgt er 
damit natürlich eigene Ziele, die mit 
den von der „taz“ genannten nichts 
zu tun haben. Die Bundesregierung 
bekannte in einer Unterrichtung an 
den Bundestag im März (Drucksache 
18/11550), worum es bei dem „Informa¬ 
tionsseminar“ für die Kubaner wirklich 
geht. „Durch Besucherprogramme, Me¬ 
diendialoge und Projektarbeit eröffnen 


Der 15. Parteitag der Kommunistischen 
Partei Venezuelas (PCV) fand vom 22. 
bis 25. Juni im Theater Cantaclaro in Ca¬ 
racas mitten in der Hitze der Kämpfe 
statt, die Venezuela derzeit durchlebt. 
Gleich zu Beginn visualisierte eine Stra¬ 
ßentheater-Brigade mit ihrem Kultur¬ 
beitrag, wie die faschistische Oppositi¬ 
on - bezahlt von den USA - versucht, 
eine bürgerkriegsähnliche Situation 
herbeizuführen. 

Venezuela durchlebt eine Krise: 
Schwarzmarkt und Korruption florie¬ 
ren und die venzolanische Währung, 
der Bolivar, verliert gegenüber anderen 
Währungen an Kraft. Daher ist die von 
Präsident Maduro verfügte Einberufung 
zur Wahl einer Nationalen Verfassung¬ 
gebenden Versammlung eine dringen¬ 
de Notwendigkeit, um Korruption und 
Kapitalflucht Herr zu werden und den 
bolivarischen Prozess zu intensivieren. 

Die PCV eröffnete ihren Parteitag 
mit einem öffentlichen Kulturprogamm 
zu Ehren des Befreiers Simon Bolivar, 
der am 22. Juni 1826 in Panama einen 
Kongress einberief mit dem Ziel, die 
Einheit bzw. die Föderation Latein¬ 
amerika zu schaffen. Entsprechend er¬ 
öffnete Moises Carrasquillo, internati¬ 
onaler Gast von der Partei des Volkes 
von Panama, mit einem kurzen Beitrag, 
bevor das ZK der PCV seinen Rechen¬ 
schaftsbericht vorstellte. Oscar Figuera, 
der Generalsekretär der PCV, benann¬ 
te darin mit aller Klarheit, worum es in 
Venezuela geht: Innerkapitalistische Wi¬ 
dersprüche in einem bürgerlichen Staat 
mit einer sozialistischen Regierung. 

Figuera wörtlich: „Wir führen diesen 
15. Parteitag im Rahmen einer tiefen 
und verlängerten weltweiten Krise des 
kapitalistischen Systems in seiner impe¬ 
rialistischen Phase und der Erschöpfung 
des kapitalistischen Akkumulationssys¬ 
tems durch.“ Dieses System sei durch die 


wir vorpolitische Freiräume und nutzen 
Möglichkeiten der zivilgesellschaftli¬ 
chen Öffnung ..., um gesellschaftliche 
Veränderungsprozesse zu begleiten“, 
heißt es dort zunächst noch etwas allge¬ 
mein (S.14). Einige Absätze weiter wird 
die Regierung konkret: „Durch Inten¬ 
sivierung der kulturellen Beziehungen 
leistet das Auswärtige Amt einen Bei¬ 
trag zur progressiven Öffnung Kubas. 
... Ein von der taz-Panther-Stiftung or¬ 
ganisierter und vom Auswärtigen Amt 
finanzierter Medienworkshop leistete 
einen Beitrag zur Öffnung des strikt 
reglementierten Informationssektors“ 
(ebd.). 

Damit ist klargestellt, was die „taz“ 
ihren Lesern - und vermutlich auch 
den Teilnehmern ihres Workshops - 
verschweigt. Ziel dieser Veranstaltung 
ist kein offener und „intensiver Er¬ 
fahrungsaustausch“ über Arbeits- und 
Produktionsbedingungen und schon 
gar nicht über „Projekte und Institu¬ 
tionen des alternativen Lebens und 
Wirtschaftens“, wie der Veranstalter 
vorgibt, sondern „einen Beitrag zur 
Öffnung des ... Informationssektors“ 
in Kuba zu leisten. Die Methoden des 
SPD-geführten Auswärtigen Amtes 
sind dabei nicht einmal neu. Die Sozi¬ 
aldemokraten Willy Brandt und Egon 
Bahr entwickelten das Konzept bereits 
in den 1960er Jahren unter dem Begriff 
„Wandel durch Annäherung“. Als Er¬ 
gebnis sollten sich dadurch jedoch nur 
die sozialistischen Länder Osteuro¬ 
pas verändern. Spätestens seit ihrem 
publizistischen Einsatz für den Nato- 
Krieg gegen Jugoslawien gilt die „taz“ 
als verlässlicher Partner für derartige 
Regime-Change-Vorhaben, wie auch 
die Werbeanzeigen des Bundesvertei¬ 
digungsministeriums in dem einst al¬ 
ternativen Blatt belegen. 

Der „taz-Panther-Workshop“ ist 
jedoch nicht der einzige Fall bundes¬ 
deutscher Einflussnahme auf Kubas 


Erdöleinnahmen des venezolanischen 
Staatshaushaltes gestützt worden, zu¬ 
gleich hätten die Einnahmen aus dem 
Ölgeschäft aber auch ein breites Feld 
für Volksbündnisse gegen einen ge¬ 
meinsamen Feind eröffnet, der durch 
die transnationalen monopolkapitalis¬ 
tischen Kräfte repräsentiert werde. 

Seit über 80 Tagen halten die Pro¬ 
teste gegen die Regierung Venezuelas 
an, bei denen bereits 81 Menschen ihr 
Leben ließen. Oft waren die Opfer Un¬ 
beteiligte, die durch Querschläger oder 
indirekt bei Scharmützeln mit der Poli¬ 
zei ins Schussfeld gerieten. Aber auch 
Regierungsanhänger oder solche, die 
als solche ausgemacht wurden - sei es 
nun wegen ihrer dunklen Hautfarbe 
oder weil sie wie einfache Arbeiter aus- 
sehen - wurden durch die Stadt gejagt 
oder sogar bei lebendigem Leibe ver¬ 
brannt. 

Doch wer protestiert und wogegen? 
Tatsächlich wird wenig protestiert, meist 
kommt es gleich zur Sache: Damen aus 
der Oberschicht, die „Hunger“ schreien 
und auf leeren Kochtöpfen trommeln, 
bezahlte Horden, die hinter brennenden 
Autoreifen und Barrikaden Freiheit for¬ 
dern, und mit Molotowcocktails Angrif¬ 
fe auf Polizei und Nationalgarde, die zur 
Zurückhaltung angehalten sind, starten. 

Das Problem dabei ist die Straflosig¬ 
keit - dass jene, die hauptsächlich in den 
reichen Vierteln wohnen, sich Schar¬ 
mützel mit Polizei und Nationalgarde 
liefern, bisher aber straflos geblieben 
sind. Das gilt auch für jene Oppositions¬ 
führer, die unter dem Vorwand der Ver¬ 
teidigung der Freiheit jede Woche den 
Sturz der Regierung ankündigen und 
junge Leute dafür bezahlten, die Aus¬ 
einandersetzung mit der Polizei zu su¬ 
chen. Die gleichen Oppositionsführer, 
die dazu aufrufen, alle Chavisten zu tö¬ 
ten und dabei die Zahl derer, die ausge¬ 


Medienszene. Über den aus Steuer¬ 
mitteln finanzierten staatlichen BRD- 
Auslandssender „Deutsche Welle“ 
(DW) unterstützt die Bundesregierung 
auch ganz offen einige Systemgegner 
auf der Insel. Mitte Januar unterrich¬ 
tete die DW den Deutschen Bundes¬ 
tag (Drucksache 18/10856) darüber, 
dass sie der Bloggerin Yoani Sänchez 
mit derTV-Talksendung „La voz de tus 
derechos“ („Die Stimme deiner Rech¬ 
te“) in diesem Jahr einen festen Sende¬ 
platz einräumt. Mit der Sendung, heißt 
es in der Unterrichtung, setze die DW 
ihr Markenthema „Freiheit“ um. Sän¬ 
chez solle „Menschenrechtsverstöße in 
Lateinamerika thematisieren“. Damit 
macht der Staatsfunk den Bock zum 
Gärtner. Bei einem Brasilien-Besuch 
traf die Vorzeige-Dissidentin 2013 
zum Beispiel nicht nur den rechtsex¬ 
tremen brasilianischen Politiker Jair 
Bolsonaro, einen Befürworter des frü¬ 
heren Militärregimes und dessen Fol¬ 
termethoden, sondern lobte zudem die 
von wenigen privaten Konzernen do¬ 
minierte Medienlandschaft als „Vor¬ 
bild für Kuba“, obwohl Brasilien welt¬ 
weit zu den Ländern mit der höchsten 
Mordrate an Journalisten gehört. Die 
trotz derartiger Kontakte für die DW 
als Menschenrechtsexpertin offenbar 
ausreichend qualifizierte Antikommu¬ 
nistin begründete ihre Aussage damit, 
dass sie „staatliche Medien“ wegen de¬ 
ren Regierungsnähe grundsätzlich ab¬ 
lehne. Das gilt offenkundig aber nur 
für Kuba. Beim Staatsfunk DW, des¬ 
sen Nähe zur Bundesregierung sich 
aus Programmauftrag und Haushalts¬ 
titel ergeben, hat Sänchez keine Be¬ 
denken, sich von der Regierung eines 
Nato-Landes gut bezahlen zu lassen. 
Das Geld auch dafür müssen die Steu¬ 
erzahler aufbringen. Nach Angaben 
der DW erhält der Staatssender 2017 
einen Bundeszuschuss in Höhe von 
325,6 Mio. Euro. Volker Hermsdorf 



Oscar Figuera ist zum Generalsekretär 
der PCV wiedergewählt worden. 


löscht gehören, mit einer Million Men¬ 
schen beziffern. Und da die Regierung 
Maduro Zurückhaltung übt, um einen 
Bürgerkrieg zu verhindern, geht sie in¬ 
direkt der aus den USA gesteuerten Op¬ 
position auf dem Leim. Es war schließ¬ 
lich die US-Regierung, die einen Regie¬ 
rungswechsel in Venezuela ankündigte, 
und die Organisation Amerikanischer 
Staaten (OAS) agiert als ihr verlänger¬ 
ter Arm, eskaliert und verurteilt die ve¬ 
nezolanische Regierung, in der sie den 
Schuldigen gefunden zu haben meint. 

Der Parteitag der PCV unterstrich 
dagegen, dass sich die parasitäre vene¬ 
zolanische Oligarchie lakaienhaft den 
imperialistischen Interessen unterord¬ 
net. Und die Parteien, die sich beim so¬ 
genannten „Tisch für die Demokrati¬ 
sche Einheit“ versammeln, versuchen, 
sich mit sozialdemokratischen Strömun¬ 
gen und denen zu vereinen, die den boli¬ 
varischen Prozess aufgeben wollen. Die 
gemeinsame Linie: Die politischen, sozi¬ 
alen und kulturellen Errungenschaften 
der ersten 14 Jahre der „Bolivarischen 
Revolution“ zersetzen. 


Die Kriegskosten steigen, die Ölein¬ 
nahmen sinken, die Arbeitslosigkeit 
wächst. Der bisherige Kriegsminis¬ 
ter und neu ernannte Kronprinz Mu¬ 
hammad bin Salman al-Saud soll Saudi- 
Arabien aus der Abhängigkeit vom Öl 
herausführen und die Jugend des Lan¬ 
des an das Königshaus binden. 

Knapp 10 Millionen Barrel Erdöl 
produziert Saudi-Arabien pro Tag, der 
aktuell niedrige Handelspreis liegt bei 
knapp über 40 US-Dollar pro Barrel. 
Saudi-Arabien versucht, gemeinsam 
mit Russland die Ölproduktion zu re¬ 
duzieren, um den Preis hoch zu halten. 
Diese Vereinbarung wurde im Mai bis 
zum März 2018 verlängert. Saudi-Ara¬ 
bien hat dabei durchaus geteilte Inte¬ 
ressen, schließlich hat das Königreich 
zuvor versucht, durch niedrige Preise 
die US-Ölindustrie zu zerstören. Dort 
sind nämlich die Förderkosten wegen 
der geologischen Gegebenheiten um 
ein vielfaches höher als in Saudi-Arabi¬ 
en. Der Versuch misslang, heute boomt 
die US-Ölförderung wieder. Und man 
sieht: Beim Geld hört die Freundschaft 
auch für den engsten Verbündeten der 
USA auf. 

Ein weiterer Krieg auf dem großen 
Schauplatz Naher Osten ist der Krieg 
gegen den Jemen. Er sollte Saudi-Ara¬ 
bien stärken: Mehr militärische Macht 
und Einfluss sowie die Hoffnung auf 
steigende Ölpreise wegen des Krie¬ 
ges - das war wohl das Kalkül des sau¬ 
dischen Kriegsministers Muhammad 
bin Salman. Auch hier war das Er¬ 
gebnis verheerend. Zwar gelang es 
der saudischen Luftwaffe mit der Hil¬ 
fe der USA und Großbritanniens, die 
Infrastruktur des Jemen zu zerstören 
und eine humanitäre Katastrophe her¬ 
vorzurufen. Doch irgendwie geartete 
Kriegsziele hat Saudi-Arabien nicht er¬ 
reicht, die finanziellen Kosten des Krie¬ 
ges sind zunehmend eine Belastung für 
die Staatskasse. 


Drei Tage lang berieten die Dele¬ 
gierten des 15. Parteitages der PCV or¬ 
ganisatorische und statutarische Anpas¬ 
sungen sowie die neue politische Linie 
für die kommenden vier Jahre. Sie be¬ 
stimmten 45 Mitglieder für das neue 
Zentralkomitee und 45 Stellvertreter. 
Zu den gewählten Mitgliedern des Zen¬ 
tralkomitees gehören auch der General¬ 
sekretär und der Organisationsverant¬ 
wortliche des kommunistischen Jugend¬ 
verbandes Venezuelas. 11 Genossinnen 
und Genossen sind zum ersten Mal ins 
Zentralkomitee berufen worden. Oscar 
Figuera, der die PCV seit 21 Jahren an¬ 
führt, erhielt erneut das Vertrauen der 
Delegierten. 

Der Parteitag beschloss, die Kampf¬ 
kraft aller Strukturen und Ebenen der 
Partei zu erhöhen. Dafür wurde das Sta¬ 
tut geändert. Ziel ist, die Grundeinhei¬ 
ten der Partei, die Führung, die Massen- 
und Bündnisorganisationen der Partei 
und den Kommunistischen Jugendver¬ 
band zu stärken. Die Strategie von Ein¬ 
heit und Bündnis der PCV soll intensi¬ 
viert werden. Diese hat im wesentlichen 
zwei Säulen: Die revolutionäre Volks¬ 
einheit der Arbeiter und Bauern sowie 
das breite antiimperialistische und anti¬ 
faschistische Bündnis. 

Die PCV beschloss außerdem, die 
Diskussion und den Wahlprozess zur 
Verfassunggebenden Versammlung 
konstruktiv zu begleiten und zu stärken, 
mit dem Ziel, eine wirklich revolutio¬ 
näre Verfassunggebende Versammlung 
durchzuführen. 

Damit schließt der 15. Parteitag des 
PCV einen acht Monate dauernden Pro¬ 
zess ab, mit dem die Erneuerung der 
Leitungsstrukturen aller Grund- und 
Zwischeneinheiten sowie der kommu¬ 
nalen und regionalen Komitees vollzo¬ 
gen wurde. 

Mario Berrios Miranda, Caracas 


Der Kriegsminister ist zugleich 
Chef des Wirtschaftsrates und soll ein 
Reformpaket vorantreiben, für dessen 
Entwicklung er ein Heer westlicher Be¬ 
rater engagiert hat. Das Land soll mit 
dem Megaprojekt ,Vision 2030‘ vom 
Erdöl unabhängig werden. Muhammad 
bin Salman selbst hat es im April 2016 
vorgestellt. Reformen scheinen in jeder 
Hinsicht unumgänglich. Zwei Drittel 
der saudischen Bevölkerung sind jün¬ 
ger als dreißig Jahre, das Durchschnitts¬ 
alter liegt bei 26 Jahren. Aber 30 Pro¬ 
zent von ihnen sind trotz guter Ausbil¬ 
dung arbeitslos - eine Kombination, die 
schon in anderen Ländern zu Aufruhr 
geführt hat. 

Die Herrscher Saudi-Arabiens schei¬ 
nen in dieser Situation im Panik-Modus 
und suchten einen neuen Repräsentan¬ 
ten. So wurde der Kriegsminister und 
Wirtschaftsreformer Muhammad bin 
Salman der neue Kronprinz. Er soll die 
Jugend an das Königshaus binden. Sal¬ 
man stellt sich als Teil einer jungen Ge¬ 
neration dar, die von den alten Männern 
an der Macht nicht verstanden werde. 
„Ich komme aus einer anderen Genera¬ 
tion, habe andere Träume“, sagte er. 

Doch werden die alten Konflikte 
fortgesetzt und sogar verschärft. Saudi- 
Arabien ist mit dem Umbau der Wirt¬ 
schaft im Hintertreffen, auch im Konflikt 
um die technologische Vorherrschaft mit 
dem Iran. So wird Katar wegen enger 
Zusammenarbeit mit dem Iran isoliert 
und bedroht. Zu den Hauptforderungen 
Saudi-Arabiens gehört, Katar müsse sei¬ 
ne Beziehungen zum Iran auf solche be¬ 
schränken, die dem Golf-Kooperations¬ 
rat genehm seien. Für den Fall, dass das 
Emirat sich nicht fügt, hat Saudi-Arabi¬ 
en Konsequenzen angekündigt. 

Denn noch beherrschen der Krieg 
und das Öl die Politik Saudi-Arabiens. 
Nur für die Träume der Jugend soll ein 
erstes Kino in Riad eröffnet werden. 

Manfred Ziegler 


Solidarität 
mit Venezuela 

Am Montag gaben 16 kommunisti¬ 
sche- und Arbeiterparteien-darun¬ 
ter die DKP - folgende Solidaritäts¬ 
erklärung mit Venezuela ab: 

„Die revolutionären, kommunisti¬ 
schen und Arbeiterparteien, die 
dieses Dokument aus Anlass unse¬ 
rer Teilnahme am XV. Kongress der 
Kommunistischen Partei Venezue¬ 
las im Heimatland von Bolivar und 
Chävez unterzeichnet haben,erklä¬ 
ren unsere Solidarität mit dem Volk 
Venezuelas, mit dem seit dem Be¬ 
ginn der Präsidentschaft von Hugo 
Chävez in Venezuela laufenden bo¬ 
livarischen Prozess für Souveränität 
und soziale Veränderungen und mit 
dem Kampf der PCV als Organisa¬ 
tion der venezolanischen Arbeiter¬ 
klasse. 

WIR VERURTEILEN die aggressi¬ 
ve Offensive des Yankee-Imperia¬ 
lismus und seiner Lakaien, die ge¬ 
walttätige faschistische Gruppen 
organisieren und finanzieren, um 
die rechtmäßigen Institutionen, 
die in den vergangenen Jahren er¬ 
reichten Errungenschaften und die 
Bedingungen zu zerstören, die dem 
venezolanischen Volk ein Leben in 
Frieden ermöglichen. Sie entwi¬ 
ckeln zudem eine Wirtschaftsblo¬ 
ckade und einen Boykott, der die 
Versorgung der Bevölkerung mit 
den Waren des Grundbedarfs be¬ 
einträchtigt. 

WIR RUFEN AUF, am 14. Juli einen 
internationalen Tag der Solidarität 
mit der Bolivarischen Republik Ve¬ 
nezuela und ihrem Volk, mit ihrem 
Recht, souverän über die eigene Zu¬ 
kunft zu entscheiden, und gegen 
die Gewalt des Imperialismus und 
seine manipulierten Medienkam¬ 
pagnen durchzuführen/' 


Mitten im Kampf 

Parteitag der PCV-Venezuelas Kommunisten bestimmen neue Führung 
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Tanz auf dem Vulkan zu Büchel 



Mitten in die Eifelaner Beschaulichkeit hat die Luftwaffe ihren Stützpunkt Büchel hinein 
gerammt und lässt von dort ihre Tornados starten, um das Abwerfen von Atombomben 
zu üben. Atombomben? In Deutschland? - Ganz recht, in Büchel lagern in Bunkern, zu 
denen nur US-Militärs Zugang haben, zwanzig Atombomben vom Typ B61. Im Fall eines 
Krieges sollen deutsche Piloten im Rahmen der sogenannten „Atomaren Teilhabe“ die 
Massenvernichtungswaffen abwerfen. Das ist illegal und völkerrechtswidrig, ein zahnloser 
Bundestagsbeschluss aus dem Jahr 2010 zur Ausweisung dieser Waffen ändert daran nichts. 
Mehr noch, derzeit wird in den USA die „Modernisierung“ der B61 vorangetrieben, die 
damit zur ersten GPS-gelenkten Atomwaffe im US-Arsenal würde. Tatsächlich handelt es 
sich um die Entwicklung einer neuen Bombe, einer Angriffswaffe. Das idyllische Büchel 
ist der Schauplatz einer den Weltfrieden bedrohenden atomaren Aufrüstung. 

Die Bundesregierung und ihre exekutiven Organe wollen in dieser Sache tunlichst öf¬ 
fentlichen Aufruhr vermeiden und stecken deshalb in einer Klemme, was die Aktionen des 
Bündnis „Büchel Atomwaffenfrei“ angeht. Das war unser Kalkül in der Mobilisierung zu 
unserem Beitrag unter dem Motto „Büchel dichtmachen“ vom 22.-25. Juni 2017. Schon im 
letzten Jahr hatte die DKP angekündigt, in 2017 die Militärbasis durch Sitzblockaden zu 
blockieren. Nachdem wir am Donnerstag unser Protestcamp in Sichtweite des Haupttors 
errichtet hatten, berieten wir das gemeinsame Vorgehen. Am Freitagmorgen um Punkt 
sechs Uhr in der früh begannen wir mit der Vollblockade aller für Straßenfahrzeuge zu¬ 
gänglichen Tore der Militärbasis. Rund um den Luftwaffenstützpunkt ging nichts mehr. 
Die PKWs von bis zu 1000 zivilen und militärischen Mitarbeitern des Stützpunktes stau¬ 
ten sich auf den Bundesstraßen. Bundeswehr- und Polizeikräfte wirkten konfus, es dauerte 
zwei Stunden, bis die Kräfte zusammengezogen waren, um mit Räumung zu drohen. Die 
wäre schwierig geworden, waren wir doch in Log-ons, röhrenartigen Gebilden, aneinander 
angekettet. Aber unser Ziel hatten wir ohnehin bereits erreicht, und mit Gelassenheit nah¬ 
men wir den erteilten Platzverweis zur Kenntnis, würden doch im Laufe des Freitags neue 
Mitstreiterinnen und Mitstreiter zu uns stoßen. Tatsächlich wurde am Nachmittag im An¬ 
schluss an unsere Kundgebung das Haupttor übergangsweise blockiert, unter Beteiligung 
der Schwesterparteien aus Luxemburg und den Niederlanden. Auch am Samstag wurden 
erneut alle asphaltierten Zugangswege dichtgemacht. 

Die Freude darüber, die angekündigte Blockade der Militärbasis durchgesetzt zu haben, 
stand allen Genossinnen und Genossen in die Gesichter geschrieben, und den anwesenden 
Friedensfreundinnen und -freunden ebenfalls. Mitglieder von ATTAC, die als Teil einer 
großen Gruppe aus Berlin angereist waren, fassten aufgrund der Erfahrungen den Mut, 
sich im nächsten Jahr mit einer eigenen Blockadegruppe an den Aktionen zu beteiligen. 
Überall gab es viel Lob für die DKP, auch und gerade von Seiten des Bündnisses. Der DKP- 
Bezirk Rheinland-Pfalz hat nach Jahren wieder bewiesen, dass er in der Lage ist, politisch 
einzugreifen, Aktionen zu organisieren, zu mobilisieren. In diesem Sinne konnte es keinen 
passenderen Ort für die Konstitution des neuen rheinland-pfälzischen Landesverbandes 
der SDAJ geben als Büchel 2017. Wir gratulieren! 

Mit Kultur vom Feinsten beschenkten uns Musikandes am Freitagabend im Scheunen¬ 
cafe zu Gillenfeld. Es war, als klängen im Bewusstsein um das gemeinsam Erreichte die Lie¬ 
der gegen die chilenische Militärdiktatur noch eingängiger als sonst. Standing Ovations für 
die Künstler, Standing Ovations aber auch für unsere kleine DKP, die groß ist, wenn sie sich 
zu kämpfen traut, wie an jenem Juniwochenende auf den Vulkanhügeln rund um Büchel. 

Tobias Kriele 
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Herbert Becker zur Situation der SPD 

Martin Schulz taumelt 


M artin Schulz sondert manch 
Merkwürdiges ab, so kommt 
er zur Erkenntnis, dass man 
von Merkel lernen könne, die Ner¬ 
ven zu behalten, aber er sei eher der 
Bekennnertyp. Ohne sich damit lan¬ 
ge aufzuhalten, kommt die Weisheit, 
das Kanzleramt und die CDU-Partei¬ 
zentrale würden sich systematisch der 
Debatte um die Zukunft des Landes 
entziehen. Mit solchen Versatzstücken 
aus der Mottenkiste wahlkämpferi¬ 
scher Rhetorik meint der Mann allen 
Ernstes, die Bürgerinnen und Bürger 
zu erreichen und ihre Stimmen bei der 
Bundestagswahl im September zu be¬ 
kommen. 

Der SPD-Wahlparteitag am letzten 
Sonntag in Dortmund bot das Spekta¬ 
kel, die Delegierten mit Kraftmeierei 
und Sentimentalitäten zu langanhalten¬ 
dem Beifall zu bewegen, den TV-Kame- 
ras die gewünschten Bilder zu liefern 
und sich dabei bloß nicht eindeutig zu 
positionieren. 


Auch diese Partei ist jetzt auf den 
Zug aufgesprungen, den die Partei „Die 
Linke“, die „Grünen“ und sogar die CDU 
schon nutzen, um als Adabeis mitreden 
zu können: Die Ehe für Alle. Ein Thema, 
welches nun mitten aus der Gesellschaft 
kommt, die Menschen in unserem Lan¬ 
de heftig bewegt, jedes Gespräch im Be¬ 
trieb, Verein, Nachbarschaft und Familie 
dominiert. Wer dieses Instrument bür¬ 
gerlicher Einhegung nicht in Frage stellt, 
dafür lieber über Modalitäten den Streit 
sucht, ist doch wirklich von der Rolle 
oder im Hamsterrad des Mainstreams. 

Der Slogan, der alle Einzelpunkte 
begleitet, lautet: Gerechtigkeit ist die 
zentrale Voraussetzung für Zusammen¬ 


halt und Wohlstand. Klopft man diesem 
Spruch sein Marketingsprech ab, wird 
es arg dünn in der Argumentation. Kei¬ 
ne Erläuterung, was denn gerecht sein 
müsste, ob dieses System überhaupt in 
der Lage sei, gerecht zu handeln, keine 
Vorstellung wird beschrieben, wie der 
Zusammenhalt (mit jedem und jeder?) 
aussehen und gestaltet werden soll. 
Nichts wird in Frage gestellt, die Beja¬ 
hung des Bestehenden, die Anerken¬ 
nung des Faktischen ist anscheinend die 
Grundbedingung für heutiges sozialde¬ 
mokratisches Handeln. 

Zu den wirklich wichtigen Fragen, 
den Problemen, die den arbeitenden 
Menschen tagtäglich alles abverlangen, 


um überhaupt zurecht zu kommen, dann 
nur Absichtserklärungen: Man will den 
Zusammenhalt gerade in Zeiten des 
Wandels sichern: Was soll denn zusam¬ 
mengehalten werden, was für ein Wan¬ 
del ist gemeint? Nix, nur Genuschel. 
Man will sichere Renten, soll heißen, 
die Zwangsverrentung für Arbeitslose 
ab 63 bleibt, das niedrige Rentenniveau 
soll immerhin gesichert werden, man will 
bei Steuern und Abgaben die „„Normal¬ 
verdiener“ entlasten, Spitzenverdiener 
und reiche Erben sollen hingegen mehr 
beitragen. Eine Vermögensteuer wird es 
mit dieser SPD nicht geben, diese For¬ 
derung wurde auf dem Parteitag elegant 
weggebügelt in eine Kommission. Die 


Parteispitze behauptet, sich in diesen 
unsicheren Zeiten für friedliche Kon¬ 
fliktlösung und Abrüstung einzusetzen 
und verschweigt, dass sie in den letzten 
25 Jahren fast jeden Konflikt mit Waf¬ 
fengewalt und Aufrüstung unterstützt 
hat und sich in unseliger Tradition findet. 

Bei allem verbalen Getöse, diese 
SPD-Führung hat die Chance nicht ge¬ 
nutzt oder besser nicht nutzen wollen, 
ihre absehbare Opposition ab Herbst 
bereits jetzt inhaltlich zu beschreiben, 
lieber bastelt man sich und den Anhän¬ 
gern eine rosarote Wolke, auf der man 
bis zum Wahltermin meint, schweben zu 
können. Der Altkanzler Gerhard Schrö¬ 
der, der nicht nur mit der Agenda 2010 
seine Duftmarke für eine völlig verfehlte 
SPD-Politik hinterlassen hat, durfte in 
Dortmund auch was vom Stapel lassen: 

Martin Schulz sei der Richtige: „Du 
hast alles was du für das Amt brauchst. 
Und du hast eine kampferprobte Partei, 
die für dich da sein wird.“ Wer so gelobt 
wird, sollte sofort aufgeben. 



Der Bischof von Trier, ein gewisser Dr. 
Ackermann, will bis vor kurzem nicht 
gewusst haben, dass in seinem Kirchen¬ 
sprengel, genauer in Büchel, US-Atom- 
waffen seit langer Zeit gelagert werden. 
Auch Christenkinder beteiligten sich 
an der diesjährigen Blockade und den 
Protesten vor Ort. Nun will der Bischof 
in Kürze selbst zum Ort des Grauens 
kommen, ob er protestiert oder betet, 
und wenn ja, für was und wen, ist noch 
nicht bekannt. Er sollte sich an seinem 
obersten weltlichen Chef orientieren: 
Ein weltweites Verbot von Atomwaf¬ 
fen fordert Papst Franziskus. Es könne 
keinen Frieden geben, solange Staaten 
sich „gegenseitige Zerstörung oder gar 
totale Auslöschung“ androhten. 

Bis Ende Juni wollen die Delegierten 
der etwa hundert teilnehmenden Staa¬ 
ten,zu denen die Bundesrepublik leider 
nicht gehört, ein Abkommen vorberei¬ 
ten, das Entwicklung, Produktion, Lage¬ 
rung, Tests und Weitergabe von Nuk¬ 
learwaffen verbieten soll. Auch wollen 
die Delegierten klären, wie die derzeiti¬ 
gen Bestände abgebaut und vernichtet 
werden könnten. Manche meinen, auch 
Gebete können helfen. Seien wir groß¬ 
zügig, in diesem Fall werden sie sicher 
nicht schaden. 


En marche 

Macron und die deutsche Lohnlücke • Kolumne von Georg Fülberth 


Nach den französischen Parlaments¬ 
wahlen, so hört man, habe Emmanuel 
Macron ein klares Mandat für „Refor¬ 
men“. Ihr Kern soll die Deregulierung 
des Arbeitsmarkts sein. Die Mehrheit 
in der Nationalversammlung für ihre 
Durchsetzung ist überwältigend. Hier¬ 
gegen wird eingewandt, dass die Wahl¬ 
beteiligung sehr gering war: nur 43 Pro¬ 
zent. Macrons Partei wurde lediglich 
von einem Bruchteil der Wahlberech¬ 
tigten unterstützt. Zum Präsidenten sei 
er gewählt worden, um Marine Le Pen 
zu verhindern, nicht aber wegen seines 
ökonomischen Programms. Dieses wer¬ 
de von vielen, die in der Stichwahl für 
ihn stimmten, bekämpft werden, dar¬ 
unter auch von der Kommunistischen 
Partei. 

Mag sein. Das bedeutet aber nicht, 
dass der Widerstand große Chancen 
hätte. Die hohe Wahlenthaltung muss 
nicht ein Zeichen von Kampfstärke, 
sie kann auch ein Ergebnis von Resi¬ 
gnation sein. Der Organisationsgrad 
der französischen Gewerkschaften ist 
gering, sie sind gespalten. Selbst große 
politische Streiks werden kaum genü¬ 
gend Kraft gegen die Macht des Prä¬ 
sidenten und des Parlaments entfalten 
können. Gehen sie verloren, können die 
Gewerkschaften hinterher ebenso rui¬ 
niert sein wie in Thatcher-England. 

Diese Parallele liegt ohnehin nahe. 
Nachdem in Großbritannien die Ge¬ 
werkschaften „gezähmt“ waren, über¬ 
nahm auch Labour das Programm der 
Konservativen. Das Land wurde teil¬ 
weise deindustrialisiert und zu einer 
Art Monokultur der Finanzbranche. 


Merkel, Macron und Schulz setzen 
jedoch darauf, dass Frankreich jetzt 
wirtschaftlich aufholen und ein Partner 
Deutschlands „auf Augenhöhe“ werden 
wird. Es müsse so seine Wettbewerbsfä¬ 
higkeit wiedererlangen. Dies würde ja 
wohl vor allem bedeuten, dass die enor¬ 
men Exportüberschüsse der Bundesre¬ 
publik durch Frankreich ausbalanciert 
werden. Das wäre dann eine Art Wirt¬ 
schaftskrieg. 



Er würde vermieden, wenn die fran¬ 
zösisch-deutsche Partnerschaft als eine 
Art gemeinsamer Herrschaft über Eu¬ 
ropa organisiert werden kann, wahr¬ 
scheinlich noch unter Einbeziehung 
von Belgien, Luxemburg und den Nie¬ 
derlanden - Kerneuropa. Die ökono¬ 
mische Spaltung der EU würde damit 
nicht verringert, sondern noch vertieft, 
allerdings mit einem breiteren Zen¬ 
trum. 

Das Konzept ist über ein Jahrhun¬ 
dert alt. 1914 hat es der Industrielle und 
Politiker Walther Rathenau entworfen: 
als Ergebnis eines deutschen Siegs im 


Weltkrieg. Dieser ist - unausgespro¬ 
chen - vielleicht auch in der gegenwär¬ 
tigen Variante vorausgesetzt, nun aller¬ 
dings nicht auf militärischem, sondern 
auf wirtschaftlichem Gebiet, und er 
wurde sogar schon erreicht: Deutsch¬ 
land ist die ökonomisch dominierende 
Macht, Frankreich der Juniorpartner. 

Es gibt Beobachter, die bezweifeln, 
dass sich bei einer neuen Achse Ma- 
cron-Merkel etwas daran ändern werde. 
Das deutsche Lohndumping - zentrale 
Voraussetzung des Exportüberschus¬ 
ses - ist tief gestaffelt. Wenn behauptet 
wird, es beruhe darauf, dass der Vertei¬ 
lungsspielraum in den Auseinanderset¬ 
zungen zwischen Kapital und Arbeit 
(Produktivitätszuwachs plus Inflati¬ 
onsziel) nicht ausgeschöpft wird, dann 
ist das zwar zutreffend, aber zugleich 
zu pauschal, insbesondere, wenn dabei 
unterstellt wird, dass etwa die Gewerk¬ 
schaften in der Metall- und in der Che¬ 
mie-Industrie nicht hart genug verhan¬ 
deln. Daran mag etwas dran sein, aber 
es reicht nicht aus. Die Lohnlücke ent¬ 
steht nicht in erster Linie zwischen Ver¬ 
teilungsspielraum und den Einkommen 
der Stammbelegschaften (für die wird 
wohl recht gut verhandelt), sondern in 
der Abstufung zwischen diesen einer¬ 
seits, Leiharbeitskräften, Werkvertrags¬ 
beschäftigten und den Arbeiter(inne)n 
von in- und - besonders wichtig! - aus¬ 
ländischen Zulieferindustrien anderer¬ 
seits. Hier hat Schröders Agenda 2010 
einen Vorsprung geschaffen. Aus die¬ 
sem resultiert eine Pfadabhängigkeit 
der weiteren Entwicklung, an der Ma¬ 
cron kaum etwas wird ändern können. 


Freya Pillardy zum Gleichstellungsbericht der Bundesregierung 


Frauen- ist Klassenfrage 

Frauen werden schlechter als Männer selbst für die Armut von Frauen mit 


bezahlt. Sie können schließlich jeder¬ 
zeit ausfallen, weil sie Kinder bekom¬ 
men können. Wenn eine Frau weni¬ 
ger Geld bekommt, dann hat sie eben 
schlecht verhandelt. Mit dieser Begrün¬ 
dung wurde vor rund einem Jahr die 
Klage einer ARD-Mitarbeiterin gegen 
eine geringere Bezahlung gegenüber 
ihren männlichen Kollegen mit gleicher 
Tätigkeit abgewiesen. 

Der Kapitalismus weiß eben die his¬ 
torisch mit dem Privateigentum an Pro¬ 
duktionsmitteln entstandene Unterdrü¬ 
ckung der Frau zu nutzen, um größeren 
Profit zu generieren. Rechtfertigend 
heißt es, dass Frauen sowieso nur dazu¬ 
verdienen müssen. Das wird aber schwie¬ 
rig, wenn niedrige Frauenlöhne die Män¬ 
nerlöhne unter Konkurrenzdruck set¬ 
zen. Also gewinnt das Kapital doppelt. 
Nein, sogar dreifach: Frauen, die durch 
die Überausbeutung eher als der Mann 
ihren Job für Haushalt und Kinder auf¬ 
geben, wechseln oft in noch schlechter 
bezahlte Teilzeit. Wenn die Frau durch 
geringen Lohn vom Mann finanziell ab¬ 
hängig ist, hält sie eher die Klappe, wenn 
es um häusliche Gewalt geht. 

Die Regierung, in deren Auftrag 
am 21. Juni ein Gleichstellungsbe¬ 
richt erschienen ist, um Maßnahmen 
für Gleichstellung auszuarbeiten, ist 


verantwortlich. Frauen arbeiten häu¬ 
fig im Reproduktionssektor. Dieser 
ist zu Gunsten von Rüstungsausgaben 
und Unternehmenssubventionen mas¬ 
siv unterfinanziert, und die Löhne sind 
entsprechend niedrig. Schließlich ist 
es ja eine Selbstverständlichkeit, dass 
Frauen ein bisschen mit Kindern spie¬ 
len und sich um Schwache kümmern. 
Wenn nicht zu geringem Lohn, dann 
einfach selber im Privaten, komplett 
ohne Bezahlung. Das ist noch billiger. 

Ein Effekt besteht darin, dass 
Deutschland in Europa auch bei der 
Ungleichheit von Mann und Frau an 
der Spitze steht. In vielen, auch kapita¬ 
listischen Staaten Europas ist die Lohn¬ 
differenz zwischen Mann und Frau ge¬ 
ringer und häusliche Gewalt seltener. 
Und auch der Gleichstellungsbericht 
der Bundesregierung muss zugeben: 
Frauen in Ostdeutschland sind heute 
immer noch emanzipierter. Die Situ¬ 
ation von Frauen im „Unrechtsstaat 
DDR“ war wesentlich besser als sie 
aktuell in allen kapitalistischen Staa¬ 
ten Europas ist. 

Es ist lächerlich, wenn diese Regie¬ 
rung behauptet, den Anspruch zu ha¬ 
ben, Gleichberechtigung zu fördern. 
Die Frauenfrage ist nicht von der Klas¬ 
senfrage zu trennen. 


Manfred Idler über britische Katastrophenpolitik 


Sei arm, stirb früher 


Schlagartig - das Wort ist Nazi-Jargon, 
hier passt es - wurden 4 000 Menschen 
im Londoner Stadtteil Camden nachts 
aus ihren Wohnungen gescheucht, not¬ 
dürftig in Sporthallen gepfercht oder in 
Billighotels untergebracht. Der Anlass: 
Eine Inspektion der Gebäude durch die 
Londoner Feuerwehr hatte ergeben, dass 
dringende Brandschutzvorkehrungen in 
den Arme-Leute-Silos geboten seien. 

Zu der Untersuchung hatte es des 
Feuertods von mindestens 79 Menschen 
bedurft, die vor zwei Wochen ums Le¬ 
ben kamen, als „Grenfell Tower“ sich 
aufgrund untauglichen, aber billigen Fas- 
saden-Dämmmaterials als 24-Stockwer- 
ke-Toaster erwies. Denn gewarnt worden 
war schon früher. Seit 2009 hatten die 
Versicherungen gefordert, den Brand¬ 
schutz in Hochhäusern zu überprüfen, 
wenige Wochen vor der Katastrophe 
wurden neue Warnungen aus der Bran¬ 
che laut. Den Wohnungsbaukonzernen 
galt der Brandschutz als „Kostentreiber“, 
und deshalb wurde Kritik unter dem 
Tisch gehalten. 

Doch die Vernachlässigung der Be¬ 
dürfnisse „sozial schwacher“ Bevöl¬ 
kerungsschichten hat in der britischen 
Politik eine lange Tradition, seit Marga¬ 
ret Thatcher die kostenlose Schulmilch 
strich. Das Thatcher-Zitat „Es ist un¬ 
sere Pflicht, uns erst um uns selbst zu 
kümmern und uns dann auch um un¬ 


seren Nächsten zu sorgen“ führte zu 
dem Schluss: „Weil du arm bist, musst 
du früher sterben“. Das taugt als Motto 
britischer Sozial- und Gesundheitspo¬ 
litik. Die Verantwortung für die Katas¬ 
trophe trägt nicht das Material, sie liegt 
bei realen Menschen in Politik und Ge¬ 
sellschaft. Inzwischen werden 600 Hoch¬ 
häuser mit Sozialwohnungen auf der In¬ 
sel als „gefährdet“ eingestuft. 

Der Labour-Vorsitzende Jeremy 
Corbyn nennt den Zusammenhang zu 
der Austeritätspolitik der Konservati¬ 
ven beim Namen. Sein Vertrauter, der 
Schatten-Finanzminister John McDon- 
nell, spricht im Zusammenhang mit den 
Opfern vom Grenfell Tower von „Mord“ 
und weitet die Kritik auf die Verantwort¬ 
lichen für „New Labour“ und den neo¬ 
liberalen Einpeitscher Tony Blair aus. 
Auf eine längere Amtszeit von Premier¬ 
ministerin May will indes niemand mehr 
setzen. Ihr Umgang mit der Brandkata¬ 
strophe hat deutlich ihre Unfähigkeit 
gezeigt, auf Menschen zuzugehen, ihre 
Not mitzuempfinden und ein entspre¬ 
chendes Krisenmanagement anzustoßen. 
Am Montag hat sie das Regierungsab¬ 
kommen mit der reaktionären nordiri¬ 
schen Democratic Unionist Party in die 
Scheuer eingefahren. Aber selbst Partei¬ 
freunde geben ihr keine politische Zu¬ 
kunft mehr und verspotten sie als „Dead 
woman walking“. 
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Im Widerstreit der An- und Draufsichten 

Lenins „Partei neuen Typus“ • Von Heinz Karl 


ln Heft 4_2 017 der Marxistischen Blätter erscheint u. a. der Beitrag „ Lenins 
,Partei neuen Typus’ im Widerstreit der An- und Draufsichten“ Er basiert 
auf einem Referat des Berliner Historikers Prof Dr. Heinz Karl auf dem 
Kolloquium der Marx-Engels-Stiftung in Wuppertal , das dem Andenken 
unseres Genossen Günter Judick gewidmet war. Im Folgenden bringen wir 
als Vorabdurck Auszüge aus dem Beitrag: 


E in (an sich schon pseudowissen¬ 
schaftliches) Standardargument 
gegen die revolutionäre marxisti¬ 
sche Partei (und auch für die Verteu¬ 
felung frühsozialistischer Staaten auf 
Grund der Führungsrolle solcher Par¬ 
teien) ist die geschichtsfälschende Be¬ 
hauptung, Lenin habe die (den konkre¬ 
ten historischen Bedingungen geschul¬ 
dete) enge, zentralistische, konspirative 
Organisation von Berufsrevolutionä¬ 
ren bis 1905 als den für alle Zeiten und 
Länder verbindlichen Parteityp ver¬ 
fochten. Es ist schon ein völlig ahisto- 
risches Herangehen, nicht zu berück¬ 
sichtigen, dass die von Lenin in „Was 
tun?“ auf dem II. Parteitag der SDA- 
PR und in seiner Schrift „Ein Schritt 
vorwärts, zwei Schritte zurück“ vorge¬ 
tragenen Gedanken einfach der aufge¬ 
zwungenen Illegalität, dem Wirken des 
zaristischen Polizei- und Justizapparats 
Rechnung trugen, tragen mussten. 

Aber einfach unredlich ist es, zu 
ignorieren, dass Lenin schon kurze 
Zeit später, während des revolutionä¬ 
ren Aufschwungs 1905, entsprechend 
den veränderten Kampfbedingungen 
eine jähe Wende vollzog und sein Par¬ 
teikonzept ganz wesentlich veränder¬ 
te. Das widerspiegelte vor allem sein 
grundsätzlicher Artikel „Über die Re¬ 
organisation der Partei“ vom Novem¬ 
ber 1905. 

Er begann ihn mit der Feststel¬ 
lung: „Die Bedingungen für die Tä¬ 
tigkeit unserer Partei verändern sich 
von Grund aus.“ Er verwies auf die 
erkämpfte Versammlungs-, Koali- 
tions- und Pressefreiheit, warnte vor 
Illusionen, aber betonte, dass es „un¬ 
bedingt notwendig“ sei, „die jetzige, 
verhältnismäßig größere Bewegungs¬ 
freiheit weitestgehend auszunutzen.... 
neben dem konspirativen Apparat im¬ 
mer mehr neue, legale und halblegale, 
Parteiorganisationen (und sich an die 
Partei anlehnende Organisationen) zu 
schaffen.“ „Man muss sich schnellstens 
auf neue Art organisieren ...“ Erfor¬ 
derlich sei nun die maximale Entfal¬ 
tung der innerparteilichen Demokra¬ 
tie. „Unsere Partei ist zu lange in der Il¬ 
legalität gewesen. Sie ist in den letzten 
Jahren darin fast erstickt ...“; sie tue 
jetzt den „entscheidenden Schritt zur 
vollen Verwirklichung des demokrati¬ 
schen Prinzips in unserer Parteiorga¬ 
nisation“. Das heiße vor allem, „sofort, 
unverzüglich beginnen, das Prinzip der 
Wählbarkeit anzuwenden“. Schließlich: 
„Um die Organisation auf eine neue 
Grundlage zu stellen, ist ein neuer Par¬ 
teitag unerlässlich“ Lenin beschränkte 
sich also nicht auf die Realisierung der 
genannten Umgestaltungen durch das 
bestehende, von den Bolschewiki do¬ 
minierte ZK, sondern hielt es für not¬ 
wendig, sie auf einer breiten demokra¬ 
tischen Basis zu vollziehen, auch wenn 
dies die bolschewistische Dominanz in 
Frage stellen würde. Dies alles charak¬ 
terisierte Lenin als „die notwendige 
Reform der Partei“. 

An diesem Wendepunkt des Klas¬ 
senkampfes und der Parteientwick¬ 
lung zeigte sich zum ersten Mal mit 
aller Deutlichkeit, dass Lenins Her¬ 
angehen an das Problem der Parteior¬ 
ganisation niemals doktrinär, sondern 
immer historisch-konkret war und von 
den objektiven Bedingungen und Er¬ 
fordernissen, nicht subjektivem Kalkül 
ausging. 

Bolschewistische Strömung 
in einheitlicher Partei 

Das vom III. Parteitag der SDAPR 
(April/Mai 1905) gewählte, aus Bol¬ 
schewiki bestehende ZK berief den 
IV. (Vereinigungs-)Parteitag (April 
1906) ein, der ein ZK wählte, in dem 
die Bolschewiki in der Minderheit wa¬ 
ren. In dem vom V. Parteitag (April/ 
Mai 1907) gewählten ZK hatten die 


Bolschewiki und mit ihnen koope¬ 
rierende Kräfte wieder die Mehrheit. 
Von 1905/1906 bis 1911/1912 wirkten 
die Bolschewiki also in einer einheit¬ 
lichen SDAPR mit unterschiedlichen 
Strömungen, wobei sie mit Ausnahme 
des relativ kurzen Zeitraumes von Ap¬ 
ril 1906 bis April 1907 im ZK dominier¬ 
ten. Sie kooperierten in der Regel mit 
der lettischen und der polnischen Sozi¬ 
aldemokratie, aber auch mit Teilen des 
jüdischen „Bund“ und mit Plechanows 
„parteitreuen Menschewiki“. Sie setz¬ 
ten sich ideologisch mit dem Refor¬ 
mismus der Menschewiki auseinander, 
aber bekämpften mit Teilen der Men¬ 
schewiki das opportunistische Liquida- 
torentum. Immer verteidigten sie die 
Einheit der SDAPR gegen opportu¬ 
nistische Spalter: ausgegrenzt wurden 
nur die Liquidatoren. Niemals warfen 
Lenin und die Bolschewiki die Frage 
einer Spaltung der SDAPR auf! (...) 

Im Stalinschen „Kurzen Lehrgang“ 
wurde dieses Wirken Lenins und der 
Bolschewiki für die Einheit und Akti¬ 
onsfähigkeit der SDAPR sehr unterbe¬ 
lichtet und das Schwergewicht auf die 
„Vertreibung der Opportunisten aus 
der Partei“ gelegt. (...) 


Lenin, 1919 

„Partei von neuem Typus“ 

Ähnlich wie der revolutionäre Auf¬ 
schwung 1905 brachte auch die russi¬ 
sche Februarrevolution 1917 eine neue 
Wendung in der politisch-organisato¬ 
rischen Entwicklung der Partei. Noch 
aus der Schweizer Emigration charak¬ 
terisierte Lenin in einem Brief an Ale¬ 
xandra Kollontai vom 17. März die neue 
Situation und leitete daraus die nächs¬ 
ten Aufgaben ab. Es gelte, „nicht das 
geringste Vertrauen/nicht die geringste 
Unterstützung für die neue Regierung“ 
zuzulassen, sondern alles zu tun, „um 
die Eroberung der Macht durch die 
Sowjets der Arbeiterdeputierten vor¬ 
zubereiten“. Das bedeute „bewaffnetes 
Abwarten, bewaffnete Vorbereitung 
einer breiteren Basis für eine höhere 
Etappe“. Und das erfordere, „die Ar¬ 
beit zu erweitern, die Massen zu orga¬ 
nisieren, neue Schichten, die rückstän¬ 
digen, ländlichen Schichten, die Dienst¬ 
boten, zu erwecken ... Neue Initiative 
wecken, neue Organisationen in allen 
Schichten schaffen“, also „systemati¬ 
sche Arbeit für eine Partei von neuem 
Typus ... zu leisten.“ Diese „Partei von 
neuem Typus“ - das war die Partei, die 
in wenigen Monaten zu einer Massen¬ 
partei mit Hunderttausenden von Mit¬ 
gliedern anwuchs, die in breitester Öf¬ 
fentlichkeit wirkte, die Mehrheit in den 
Sowjets gewann und - nur acht Mona¬ 
te nach dem Sturz des Zarismus - die 
Errichtung der Sowjetmacht bewirkte. 


Diese zielklare, organisiert han¬ 
delnde, aktive, sich auf die Massen 
orientierende Partei zog wie ein Mag¬ 
net bisher zentristische, aber sich nach 
links entwickelnde politische Gruppie¬ 
rungen - d.h. alle „wesensverwand¬ 
ten Elemente“ (so Lenin 1909) - an. 
Die wichtigste von ihnen waren die 
von Leo Trotzki geführten „Meshra- 
yonzi“ die vom VI. Parteitag (August 
1917) in die SDAPR(B) aufgenom¬ 
men wurden. Hier erwies sich wieder 
Lenins Fähigkeit, nicht nur politische 
Prozesse, sondern auch Persönlich¬ 
keiten in ihrer Entwicklung zu sehen. 
Noch in seinem Brief vom 17. März 
hatte er ganz besonders vor „schwan¬ 
kenden Elementen, wie beispielsweise 
... Trotzki und Co.“ gewarnt; nun, im 
Herbst 1917, bewies Trotzki als Vorsit¬ 
zender des Petrograder Sowjets und 
seines Revolutionären Militärkomi¬ 
tees, dass Lenin zu Recht sein Urteil 
revidiert hatte. 

Auch in seiner Schrift gegen den 
„linken Radikalismus“ (1920) trifft 
Lenin ganz wesentliche Aussagen zur 
Parteiproblematik im engeren Sinne, 
zum Wesen der Partei. Ich möchte nur 
zwei hervorheben. 

Lenin stellt die Frage: „Wodurch 
wird die Disziplin der revolutionären 
Partei des Proletariats aufrechterhal¬ 
ten? wodurch wird sie kontrolliert? 
wodurch gestärkt?“ Und er antwortet: 
„Erstens durch das Klassenbewusst¬ 
sein der proletarischen Avantgarde 


und ihre Ergebenheit für die Revolu¬ 
tion, durch ihre Ausdauer, ihre Selbst¬ 
aufopferung, ihren Heroismus. 

Zweitens durch ihre Fähigkeit, sich 
mit den breitesten Massen der Werktä¬ 
tigen, in erster Linie mit den proletari¬ 
schen, aber auch mit den nichtproleta¬ 
rischen werktätigen Massen zu verbin¬ 
den, sich ihnen anzunähern, ja ... sich 
bis zu einem gewissen Grade mit ihnen 
zu verschmelzen. 

Drittens durch die Richtigkeit der 
politischen Führung, ... ihrer politi¬ 
schen Strategie und Taktik, unter der 
Bedingung, dass sich die breitesten 
Massen durch eigene Erfahrung von 
dieser Richtigkeit überzeugen. [...] 

Ohne diese Bedingungen werden 
die Versuche, eine Disziplin zu schaf¬ 
fen, unweigerlich zu einer Fiktion, zu 
einer Phrase, zu einer Farce.“ 

Als die entscheidenden Grundla¬ 
gen für die Einheit, Geschlossenheit 
und Disziplin der Partei werden ihre 
richtige, von den Massen verstandene 
politische Linie und ihre enge Verbin¬ 
dung mit den Massen charakterisiert. 
Kein Wort von organisatorischen Fest¬ 
legungen und Maßregeln! Natürlich 
hat Lenin sie nicht vergessen. Aber es 
ging ihm offensichtlich darum, mit al¬ 
ler Deutlichkeit auf das Wesentliche, 
das Erstrangige, das Ausschlaggebende 
hinzulenken. (...) 

Wesentliches über Lenins Auffas¬ 
sung von einer revolutionären mar¬ 


xistischen Partei besagt auch seine 
Einschätzung, „dass die revolutionäre 
deutsche Sozialdemokratie der Partei 
am nächsten kam, wie sie das revolu¬ 
tionäre Proletariat braucht, um siegen 
zu können“. Und dies auf dem Höhe¬ 
punkt der Auseinandersetzung mit 
dem Zentrismus, als Lenin die Sorge 
umtrieb, unverbesserliche zentristische 
Politiker könnten, sich an die bisher 
ihnen folgenden Massen klammernd, 
in die Kommunistische Internationa¬ 
le und deren Sektionen gelangen und 
sie schwächen. Offensichtlich sah Le¬ 
nin die kommunistische Partei als eine 
Massenpartei mit effektiven Struktu¬ 
ren, ihre Angelegenheiten demokra¬ 
tisch regelnd, in zweckmäßiger Koope¬ 
ration mit Gewerkschaften und ande¬ 
ren Massenorganisationen, mit enger 
Verbindung von parlamentarischer 
und außerparlamentarischer Arbeit. 

Für „innerparteiliche 
Arbeiterdemokratie“ 

Die letzte einschneidende Wendung 
in der innerparteilichen Entwicklung 
der KPR(B), eine ganz wesentliche 
Präzisierung ihres ideologisch-politi¬ 
schen und organisatorischen Profils 
brachte der X. Parteitag (März 1921). 
Er war (...) konfrontiert mit der kom¬ 
pliziertesten Situation seit Errichtung 
der Sowjetmacht: eine wirtschaftliche 
und politische Krise, die Gefahr eines 
Bruchs des Bündnisses der Arbeiter¬ 
klasse mit der werktätigen Bauern¬ 
schaft, sehr negative soziale und ideo¬ 
logische Auswirkungen des Bürger¬ 
kriegselends und der Wirtschaftskrise 
auf die Arbeiterklasse, die sich in der 
Kommunistischen Partei in Fraktions¬ 
bildungen und einer anarcho-syndika- 
listischen Abweichung widerspiegel¬ 
ten. Unter diesen Bedingungen be¬ 
deutete eine Gefährdung der Einheit 
der Partei auch eine Gefährdung der 
Arbeiter- und-Bauern-Macht, in dieser 
Ausnahmesituation fasste der Partei¬ 
tag den bekannten, von Lenin formu¬ 
lierten Beschluss über die Einheit der 
Partei, der fraktionelle Gruppierungen 
untersagte. 

Im Interesse einer Verständigung 
wurde im Beschluss aber zugleich 
festgelegt, „dass hinsichtlich der Fra¬ 
gen, welche die besondere Aufmerk¬ 
samkeit, z.B. der Gruppe der soge¬ 
nannten Arbeiteropposition, auf sich 
gelenkt haben - Säuberung der Partei 
von nichtproletarischen und unzuver¬ 
lässigen Elementen, Bekämpfung des 
Bürokratismus, Entfaltung des Demo¬ 
kratismus und der Initiative der Ar¬ 
beiter usw. -, alle wie immer gearteten 
sachlichen Vorschläge mit der größten 
Aufmerksamkeit geprüft und in der 
praktischen Arbeit erprobt werden 
müssen.“ Ebenso wurden zwei Vertre¬ 
ter der „Arbeiteropposition“ in das ZK 
gewählt. 

Bei der historiographischen Be¬ 
handlung dieser Problematik wurde 
aber kaum berücksichtigt, dass der 
Parteitag ein für die Parteientwicklung 
und Parteitheorie weit gewichtigeres 
Dokument angenommen hat - die Re¬ 
solution zu den Fragen des Parteiauf- 
baus. Ihr prinzipieller, methodologisch 
bedeutsamer Ausgangspunkt lautete: 
„1. Die Partei des revolutionären Mar¬ 
xismus lehnt das Suchen nach einer 
absolut richtigen, für alle Stufen des 
revolutionären Prozesses tauglichen 
Organisationsform der Partei und glei¬ 
chermaßen das Suchen nach solchen 
Arbeitsmethoden prinzipiell ab. Im 
Gegenteil, die Organisationsform und 
die Arbeitsmethoden werden ganz und 
gar von den Besonderheiten der gege¬ 
benen konkreten historischen Situati¬ 
on und von den Aufgaben bestimmt, 
die sich unmittelbar aus dieser Situa¬ 
tion ergeben. 

2. Von diesem Standpunkt aus ist es 
klar, dass sich jede Organisationsform 
und die entsprechenden Arbeitsme¬ 
thoden bei einer Veränderung der ob- 
jektiven Entwicklungsbedingungen 
der Revolution aus Formen der Ent¬ 
wicklung der Parteiorganisation in 
Fesseln dieser Entwicklung verwan¬ 


deln können...“ (Die Kommunistische 
Partei der Sowjetunion in Resolutionen 
und Beschlüssen der Parteitage, Kon¬ 
ferenzen und Plenen des ZK, 1898- 
1954, Bd. 111. Hrsg. v. Institut für Ge¬ 
sellschaftswissenschaften beim ZK der 
SED, Berlin 1957. S. 166.) 

Die Resolution analysierte äußerst 
kritisch die negativen Veränderungen, 
welche die außerordentlichen Bedin¬ 
gungen und Anforderungen des In¬ 
terventions- und Bürgerkrieges in der 
Arbeitsweise der Partei und im Partei¬ 
leben bewirkt hatten, machte die gro¬ 
ßen Gefahren deutlich, die daraus für 
die Stellung der Partei in der sowjeti¬ 
schen Gesellschaft erwuchsen, und zog 
Schlussfolgerungen für die Festigung 
der Verbindung mit den Massen und 
die Entwicklung der innerparteilichen 
Demokratie. 

Die Resolution schätzte ein, dass 
die Bedingungen des Bürgerkrieges 
zu „einem extremen organisatori¬ 
schen Zentralismus und ... der Ein¬ 
schränkung der kollektiven Organe 
der Parteiorganisation“ gezwungen 
hätten. Dabei „entwickelte die Zentra¬ 
lisierung die Tendenz, sich in Bürokra¬ 
tisierung umzuwandeln und sich von 
den Massen loszulösen“; sie führte 
„zur Aufblähung des bürokratischen 
Apparates und schuf die Tendenz zu 
seiner Isolierung.“ 

Jetzt gehe es darum, eine „inner¬ 
parteiliche Arbeiterdemokratie“ zu 
verwirklichen, „die allen Parteimitglie¬ 
dern, auch den zurückgebliebensten, 
die aktive Teilnahme am Parteileben, 
an der Erörterung aller Fragen, die vor 
der Partei stehen, an der Lösung die¬ 
ser Fragen und auch die aktive Teilnah¬ 
me am Parteiaufbau gewährleistet.“ Sie 
„schließt jegliches Ernennen als Sys¬ 
tem aus, sie kommt zum Ausdruck in 
der breit angewandten Wählbarkeit al¬ 
ler Funktionen von unten bis oben, in 
ihrer Pflicht der Rechenschaftslegung, 
darin, dass sie unter ständiger Kon¬ 
trolle stehen usw. Die Arbeitsmetho¬ 
den sind vor allem die Methoden der 
umfassenden Erörterung aller wich¬ 
tigen Fragen, sind Diskussionen über 
diese Fragen bei voller Freiheit der in¬ 
nerparteilichen Kritik, sind die Metho¬ 
den der kollektiven Ausarbeitung der 
Beschlüsse. ...“Verwirklicht werden 
müsse „die umfassende Erörterung 
aller wichtigen Fragen des Lebens der 
gesamten Partei, des allgemeinen po¬ 
litischen und örtlichen Lebens auf den 
Vollversammlungen der Parteimitglie¬ 
der bis zu den Parteizellen ...“ 

Damit war eine prinzipielle Orien¬ 
tierung für das Wirken der Kommu¬ 
nistischen Partei und ihre innere Ver¬ 
fassung unter den Bedingungen der 
Übergangsperiode zum Sozialismus 
und darüber hinaus gegeben. Dass sie 
nicht unumstritten, nicht unverrückbar 
war, zeigt ein Vergleich mit Aussagen J. 
Stalins zur gleichen Problematik. 

Im Entwurf zu einer Broschüre 
vom Juli 1921 charakterisierte er die 
Rolle der Kommunistischen Partei im 
Sowjetstaat „als eine Art Schwertträ¬ 
gerorden“, als „mächtigen Orden“ und 
als „das Kommandeurkorps“ der Ar¬ 
beiterklasse. (...) Seine Betrachtung 
der Gewerkschaften und anderen Mas¬ 
senorganisationen als simple „Trans¬ 
missionsriemen“ der Kommunisti¬ 
schen Partei (Über die Grundlagen 
des Leninismus, 1924) vereinfachte die 
realen Verhältnisse und leistete sektie¬ 
rerischem Herangehen Vorschub. Auch 
seine Empfehlungen für das Führen in¬ 
nerparteilicher Auseinandersetzungen 
unterscheiden sich erheblich von Le¬ 
nins Ringen um die Einheit der Partei. 
Der inkonsequente, einseitige und 
formale Umgang mit den prinzipiel¬ 
len Entscheidungen des X. Parteita¬ 
ges über die Partei und die praktische 
Verwirklichung ihrer Rolle, wie er sich 
nach Lenins Ausscheiden aus der Par¬ 
teiführung nach und nach durchsetzte, 
hat wesentlich zur stalinistischen De¬ 
formation der KPdSU(B), zum Abge¬ 
hen vom Leninschen Kurs und zum 
Niedergang der Sowjetgesellschaft 
beigetragen. (...) 
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Preußens Gloria 

Die Garnisonkirche in Potsdam war 
1968 gesprengt worden. Sie galt als 
Symbol des Militarismus. Angesichts 
des aktuellen Erstarkens rechter und 
faschistischer Kräfte in Deutschland 
und in Europa kann man sich lebhaft 
vorstellen, dass der Wiederaufbau des 
90 Meter hohen Turmes der Garnison¬ 
kirche und in einer zweiten Baupha¬ 
se des Kirchenschiffs dazu führt, dass 
rechte Kräfte den Bau und das Gelän¬ 
de für Kultveranstaltungen nutzen wer¬ 
den. Zum Beispiel durch den berüch¬ 
tigten „Tag von Potsdam“ am 21. März 
1933 ist der bedeutende norddeutsche 
Barockbau bei ihnen beliebt, damals 
trafen sich Reichskanzler Adolf Hit¬ 
ler und Reichspräsident Paul von Hin- 
denburg an den Grabstätten der beiden 
preußischen Könige Friedrich Wilhelm 
I. und Friedrich II. von Preussen, „der 
Große“. Die Begegnung verschaffte 
Hitler große Unterstützung im nati¬ 
onalen Lager. Das Gotteshaus wurde 
1945 durch Bomben zerstört und später 
wurden die Ruinen weggeräumt. Die 
jetzigen Pläne finden Unterstützung in 
konservativen Kreisen, die auch fleißig 
Geld sammeln. 

Preußens Glanz 

Das künftige Humboldt-Forum im re¬ 
konstruierten Berliner Schloss hat sei¬ 
ne Tore zur Baustellenbesichtigung ge¬ 
öffnet. Am ersten Tag konnten 7 500 
Spender und Förderer einen Blick hin¬ 
ter die Kulissen werfen. Blickfang wird 
das historische Eosanderportal mit sei¬ 
nen großen Bögen vor der lichtdurch¬ 
fluteten Eingangshalle. Der 30 Meter 
hohe Raum verbindet historische und 
zeitgenössische Fassadengestaltung. An 
der Nordfassade ist heute schon ein Teil 
des hellgelben barocken Lustgartens zu 
sehen. Johann Eosander von Göthe war 
der Schlossbaumeister und mit einem 
Hang zum Monumentalen verdoppel¬ 
te er das Schloss mit einem Erweite¬ 
rungsbau nach Westen. Dessen Mittel¬ 
punkt soll das Eosanderportal werden, 
das von einer über 100 Meter hohen 
Turmkuppel gekrönt werden sollte. Er 
kann sein Werk nicht vollenden, er wird 
wegen seiner Verschwendungssucht 
mit Schimpf und Schande davonge¬ 
jagt. Die heute Verantwortlichen - der 
Bund, die Stiftung Preußischer Kultur¬ 
besitz, die Humboldt-Universität und 
das Land Berlin - werden dieses Schick¬ 
sal nicht erleiden, sie sichern sich durch 
Beschlüsse und Verträge davor, für ihre 
erneute Prunksucht irgendwann einmal 
belangt zu werden. 

Demontage 

Seit vorletzten Sonntag ist er weg, 
der Schriftzug „OST“ auf dem Dach 
der Berliner Volksbühne. Damit ver¬ 
schwindet eine Woche vor dem Ende 
der Ära des Intendanten Frank Cas¬ 
torf ein weit sichtbares Wahrzeichen. 
Die Demontage soll während der letz¬ 
ten Vorstellung von „Die Brüder Ka- 
ramasow“ stattfinden, wie das Thea¬ 
ter per Twitter wissen ließ. Vor einiger 
Zeit war mitgeteilt worden, dass auch 
die bekannte Rad-Skulptur auf dem 
Platz vor dem Theater abgebaut wird. 
Die Idee für das Speichenrad mit den 
Beinen stammte vom damaligen Büh¬ 
nenbildner Bert Neumann, der das Rad 
zum Logo für die Volksbühne machte. 
Die Spielzeit und die 25 Jahre dauern¬ 
de Intendanz von Frank Castorf ging 
mit einem Straßenfest zu Ende. Neu¬ 
er Leiter des Theaters wird der Belgier 
Chris Dercon. Er war zuletzt Direktor 
des Londoner Museums Tate Modern 
und hat bisher keine Erfahrungen mit 
der Theaterarbeit. Seine Pläne sto¬ 
ßen auf jede Menge Kritik bis Ableh¬ 
nung, aber Kultursenator Lederer hält 
zu ihm. Dercon will das Theater für 
Events öffnen, weg vom Ensemble, weg 
von der Spielstätte. Lieber startet er auf 
dem Flughafen Tempelhof, plant Per¬ 
formance-Abende, da werden am lau¬ 
fenden Band neue Formate erfunden 
und natürlich „vernetzt“, dem Stadtge¬ 
fühl der „jungen, dynamischen und er¬ 
folglosen“ Kreativen nebst Anhang soll 
das Theater entgegenkommen. Decron 
denkt in Formaten wie Netflix-Serien 
und wundert sich, dass Theaterautoren 
nicht mitspielen wollen. Herbert Becker 


Pop gegen Links 


Das Netzwerk „Global Citizen“ veranstaltet ein Gratis-Festival zum G20-Gipfel 


C oldplay, Shakira, Herbert Grö- 
nemeyer, Pharrell Williams, El- 
lie Goulding, Andreas Boura- 
ni, Elyas M‘Barek, Florian David Fitz 
und viele andere - sie alle werden am 
6. Juli auf die Bühne einer Hambur¬ 
ger Mehrzweckhalle kommen und sich 
„für Freiheit und Gerechtigkeit für all 
diejenigen einsetzen, die es am drin¬ 
gendsten brauchen“ Die 
Show ist gratis. Man muss 
vorher lediglich „aktiv 
werden“ Und das geht so: 

„Mach Dich stark dafür, 
dass alle Kinder zur Schu¬ 
le gehen können. Sende 
eine Twitter-Nachricht 
an Antonio Guterres und 
Jim Yong Kim, damit sie 
sich dafür einsetzen, dass 
wir mit Bildungsmaßnah¬ 
men Armut bekämpfen - 
präsentiert von Hewlett 
Packard“ (www.globalci- 
tizen.org). Im Aufsichtsrat 
von Global Citizen, dem 
Veranstalter des Events, 
sind viele illustre Namen 
vertreten. So das Wirt¬ 
schaftsmagazin Forbes, 
der Private-Equity-Kon- 
zern CVC Capital Parters 
oder auch die Bill & Me- 
linda Gates Stiftung. Bar- 
claycard Arena heißt die 
Location, benannt nach 
dem britischen „Too-big- 
to-fail“-Finanzgiganten, 
der zuletzt schon mal als 
Spekulant auf steigende 
Nahrungsmittelpreise auf 
Kosten der Armen in die Schlagzeilen 
geriet, und dafür sogar in Davos mit ei¬ 
ner Art Negativpreis, dem Public-Eye- 
Award „ausgezeichnet“ wurde. 

Die Politmarketing-Experten, die 
die Gipfeltreffen der Staatslenker 
PR-mäßig mit Gala-Events fürs naive 
Volk flankieren, können diesbezüglich 
inzwischen auf eine längere Tradition 
zurückblicken: Vor zehn Jahren, an¬ 
lässlich des damaligen G8-Treffens in 
Heiligendamm, präsentierte Herbert 
Grönemeyer schon als Schirmherr von 
„Deine Stimme gegen Armut“ ein gro¬ 
ßes Konzert in Rostock. Mit dabei wa¬ 


ren Künstler und Celebrities wie Bono 
und die Sportfreunde Stiller, Die Toten 
Hosen und Jan Josef Liefers sowie viele 
ihrer abwaschbaren Freunde aus den 
damaligen Top-Ligen der stadiontaug¬ 
lichen Gute-Laune- und Beschwichti¬ 
gungsbranche. 70.000 Besucher waren 
auf dem Konzert. 

Das Remmidemmi war bereits der 


gegenseitig die Schultern geklopft ha¬ 
ben dürften. 

Inzwischen ist jedoch einiges pas¬ 
siert: Die seit dem Jahr 2007 andauern¬ 
de, große kapitalistische System-Krise 
wütet mit verheerenden Auswirkun¬ 
gen über den Globus und hat nach und 
nach immer riesiger werdende Bevöl¬ 
kerungsteile, vor allem des Südens, in 



Mit Händchenhalten und guter Laune gegen die Schrecken des Kapitalismus. 


zweite Aufguss einer schon 2005, an¬ 
lässlich des Gipfels in Gieneagles; von 
der Blair-Regierung und der NGO 
„Make Poverty History“ aufgesetzten 
PR-Kampagne. Die politischen Führer 
der G8-Staaten wollten die Rolle der 
Globalisierungskritischen Bewegung, 
nach dem Motto „If you can’t beat 
them, join them“, einfach gleich mal 
mit übernehmen und forderten selbst 
von ihrem eigenen Gipfel nicht weni¬ 
ger als den Schuldenerlass für die Drit¬ 
te Welt. Eine, zugegeben, brillante Idee, 
für die sich die Spin-Doktoren und ihre 
Kommunikations-Agenten zu Recht 


den Abgrund bzw. auf die mörderische 
Massenflucht, hin in die vermeintlich 
gemäßigteren Zonen getrieben. Man 
spricht von weltweit zusätzlich mehr 
als 30 Millionen Arbeitslosen - auf¬ 
grund der Krise. Die Fernsehbilder von 
dem andauernden Massaker auf dem 
Mittelmeer hat jeder von uns vor Au¬ 
gen. Gleichzeitig wurde ein imperialis¬ 
tischer Flächenbrand entfacht, der zu 
dem geführt hat, was die Militärs heute 
so funky-euphemistisch „Ring of Fire“ 
nennen: Heiß geführte Kriege von Af¬ 
ghanistan über Jemen, Syrien und den 
Irak bis nach Afrika auf der einen, und 


der Ukraine auf der anderen Seite. Aus 
G8 wurden derweil G7 und G20. Die 
Kampagnen „Make Poverty History“ 
und „Deine Stimme gegen Armut“ 
wurden entsprechend - eingestellt. 

Der Zweck des allgemeinen An¬ 
liegens, welcher heute dann eben von 
dem ominösen Global-Citizen-Netz- 
werk erledigt werden soll, ist aber noch 
immer derselbe: Die Mas¬ 
senproteste gegen die nun 
in den Hamburger Mes¬ 
sehallen tagenden und in 
der Elbphilharmonie fei¬ 
ernden Vertreter der glo¬ 
bal-kapitalistischen „New 
World Order“ sollen ver¬ 
deckt bzw. vereinnahmt, 
dem ganzen Spektakel 
eine Politik beratende 
Fairplay-Message aufge- 
babbt werden. Bloß keine 
Bilder des Widerstands. 
Nicht von der Verantwor¬ 
tung für Kriege, Folter, 
Mord, Deportation und 
der systematischen Aus¬ 
plünderung des Trikonts 
soll gesprochen werden, 
sondern davon, wie hu¬ 
man der Neoliberalismus 
mit seinen Partnern umzu¬ 
gehen imstande ist, wenn, 
ja, wenn man ihn nur per 
Twitter immer wieder da¬ 
ran erinnert. 

„Who pays the piper 
calls the tune“ ist eine 
alte Binsenweisheit, und 
deshalb ist es auch nicht 
verwunderlich, dass die 
internationale Pop-Bagage ihre zyni¬ 
sche Wunderkerzen-Selbstbeweihräu- 
cherungs-Benefiz-Show auch diesmal 
wieder durchzieht. Zu hoffen ist aber, 
dass ihnen eine breite Wand an Wider¬ 
stand und echter Gegenkultur auf den 
Bühnen der Gegendemonstranten ge¬ 
genüber steht und sich auch lautstark 
bemerkbar machen kann. Die staatli¬ 
chen Behörden setzen derzeit jeden¬ 
falls alles daran, dies durch Sperrzo¬ 
nen, Demo- und Protestcamp-Verbote 
zu verhindern. Eine Zensur findet im 
Übrigen nur in autokratisch regierten 
Ländern statt. Kai Degenhardt 


Ein Sommer in Paris 

„Das Schwarze Korps“ ist vor allem ein Roman über Kollaboration 


Donnerstag 22. Juni 1944, wir sind in 
Frankreich. Die Amerikaner starten 
in der Normandie einen Angriff auf 
Cherbourg. Im Osten rücken die so¬ 
wjetischen Truppen auf Lettland und 
Estland vor und beginnen eine Offen¬ 
sive in Weißrussland. 

Genau 43 Jahre später beginne ich 
meine Besprechung über „Das Schwar¬ 
ze Korps“ von Dominique Manotti. 
Die ist eine meiner Lieblingsautorin¬ 
nen und dieser Roman vielleicht ihr 
erschütterndster. Eine richtige Krimi- 
Handlung gibt es nicht, mit Ausnahme 
eines Gemälde- und eines Weindieb¬ 
stahls. Hier ist die Geschichte selbst - 
die Besetzung Frankreichs und die Kol¬ 
laborationsregierung - das Verbrechen. 

Das Ende des Naziregimes ist ab¬ 
sehbar. Es gilt zu retten, was zu ret¬ 
ten ist. SS-, Gestapo- und auch Wehr¬ 
machtsangehörige waren nie zimper¬ 
lich, haben geraubt, gemordet, sich 
persönlich bereichert. Sie bereiten ih¬ 
ren Abgang vom sinkenden Schiff vor. 
Kollaborateure, Kriegsgewinnler, Pro¬ 
fiteure bangen um den angehäuften 
Besitz, Reputation, das eigene Leben. 
Bislang ließ sich einiges mit Geld re¬ 
geln, bei einem Mittagessen oder beim 
Pläuschchen in einem der Pariser Sa¬ 
lons. Die Kapitalisten drehen sich wie 
immer nach dem Wind - der nicht mehr 
aus Vichy weht -, reaktivieren ihre 
Kontakte zu den Amerikanern, oder 
sind schon immer zweigleisig gefah¬ 
ren. Die willfährigen Helfer gehen über 
Leichen, um sich noch ein wenig mehr 


zu bereichern. Bei denen fallen alle 
Hemmungen. Und das sind Franzosen. 
Etwa 30 000 Gestapo-Hilfskräfte wa¬ 
ren in Frankreich 1944 im Einsatz. Sie 
unterstanden zirka 1800 deutschen Ge¬ 
stapo-Angehörigen. Anders als Gerald 
Kersh, der in seinem Roman „Die To¬ 
ten schauen zu“ den Opfern eine Stim¬ 
me gab, macht Dominique Manotti die 
Täter, vor allem die französischen Kol¬ 
laborateure, zu den Hauptfiguren ihres 
Romans. Und sie protokolliert deren 
Tun, Denken und Reden mit einer La- 
konie, dass einem der Atem stockt. 

6. Juni 1944. Am Tag der Landung 
der Alliierten beginnt auch Manottis 
Geschichte. Das Leben der Pariser Ge¬ 
sellschaft geht seinen gewohnten Gang. 
Die gesellschaftliche Elite, Staatsbe¬ 
amte, Wirtschaftsbosse, Filmschaffen¬ 
de, Journalisten, vergnügt sich in den 
zahlreichen Pariser Salons. Dort trifft 
sie auf die Führung von SS und/oder 
Wehrmacht. Der Salon von Dora Bel¬ 
le ist einer davon, elegantes Ambien¬ 
te, üppige Buffets, Champagner, Mäd¬ 
chen, nicht ganz so elitär. Hier ist die 
„Charme-Staffel“ der SS zuhause. Heu¬ 
te geht‘s bei denen etwas hektisch zu. 
Die ideologischen Positionen der An¬ 
wesenden müssen festgestellt, letzte 
Raubzüge vereinbart, Absprachen ge¬ 
troffen werden. Unter den Anwesen¬ 
den: Rene Deslauriers, Ex-Liebhaber 
von Dora, Ex-Nachtclubbesitzer, der¬ 
zeit für die SS beim wirtschaftlichen 
Nachrichtendienst. SS-Hauptsturm- 
führer Otto Bauer, der hat ihm den 


Job vermittelt, um im Gegenzug Dora 
Belle als Geliebte zu übernehmen. Und 
Nicolas Domecq, Bulle bei der Sitte, 
ständiger Begleiter, schüchterner Ver¬ 
ehrer, Jugendfreund von Dora. Deslau¬ 
riers hält ihn für einen gewöhnlichen 
Schmarotzer. Er irrt. Domecq ist weder 
Bulle noch Jugendfreund. Er ist Ver¬ 
bindungsmann zum gaullistischen Wi¬ 
derstand, zuständig für die wirtschaft¬ 
lichen Verbindungen von Industrie und 
Besatzern. Im Salon findet er reichlich 
Informationen. 

Die nächsten zehn Wochen bis zur 
Befreiung von Paris schildert Domi¬ 
nique Manotti in 19 Kapiteln. Voran 
stellt sie den Verlauf der Kämpfe, an 
der West- wie an der Ostfront. Amb- 
re, Doras Tochter, spätere Resistance- 
Kämpferin, steckt die Truppenbe¬ 
wegungen mit Stecknadeln (Alliier¬ 
te: blau, Sowjets: rot) auf einer Karte 
ab. „Kommen nicht schnell voran, die 
Blauen. Gerade mal ein paar Millime¬ 
ter. Bei dem Tempo sind die roten Na¬ 
deln vor den blauen in Paris.“ In dieser 
Zeit wird noch einmal geplündert, ge- 
brandschatzt, gemordet was das Zeug 
hält. Deslauriers ist reich genug, wech¬ 
selt die Seiten. Besiegte Soldaten, ge¬ 
schlagen, abgekämpft, lädiert kommen 
aus der Normandie zurück. Die Besat¬ 
zer ziehen ihre Uniformen aus. Fazit 
eines Hauptmanns der Wehrmacht: 
„Die schöne Zeit des Pariser Lebens 
ist vorbei. Unsere eigene Schuld. Wir 
haben uns zu sehr mit den Schurken 
in Schwarz eingelassen.“ Nur der SS- 


Mann Bauer ist bei seiner Abreise si¬ 
cher, zu Weihnachten wieder zurück zu 
sein. Am 2. August befindet sich Paris 
in Auflösung. Die Bourgeoisie flieht 
mit allem, was sie auf die Schnelle 
zusammenraffen kann, Domecq be¬ 
kommt ein Jobangebot und damit ei¬ 
nen Vorgeschmack auf die Zeit nach 
der Befreiung. „Es wird schlimmer als 
gedacht, kein Zuckerschlecken.“ Er 
liegt damit richtig. In den Tuilerien, 
etwa zwei Wochen später, lieben sich 
eine Unmenge Pärchen auf der Ter¬ 
rasse der Tuilerien. „Die Pariserinnen 
sind gekommen, um die 2. Panzerdivi¬ 
sion willkommen zu heißen.“ Es ist der 
25. August 1944. 

Ellen Beeftink 


Dominique 

MÄNOTTI 

DAS SCHWARZE KORPS 


Dominique Manotti: Das schwarze 
Korps. Aus dem Französischen von An¬ 
drea Stephani. Ariadne Krimi, Argument 
Verlag, Hamburg, kt. 280 S, 13,- Euro 
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Gebührenfinanzierte Kriegsdemagogie 

„Auserwählt und ausgegrenzt“ - leider nicht nur „tütendoof“ • Von Klaus Wagener 


E s gibt Filme, die sind so gruselig, 
dass man am liebsten kein Wort 
über sie verlieren möchte. Mit der 
Bemerkung, „So tütendoof wie sein Ge¬ 
genstand“ wird der Journalist Friedrich 
Küppersbusch zitiert. Nun aber, viel¬ 
leicht auch durch das geschickte Spiel 
über die Verbots-Bande, ist die „Doku¬ 
mentation“ im Auftrag des WDR „Aus¬ 
erwählt und ausgegrenzt - Der Hass auf 
die Juden in Europa“ zum Medienereig¬ 
nis geworden. Wie häufig in solchen Fäl¬ 
len, betätigte sich die Bild-Zeitung als 
investigative Vorkämpferin, die natür¬ 
lich den so schändlich zensierten Strei¬ 
fen dem auf diese Weise interessierten 
Publikum präsentieren konnte. Dass der 
WDR und Arte Filme, an denen sie die 
Rechte halten, nun zeigen, oder es eben 
auch lassen können, hat nun nicht gleich 
etwas mit Zensur zu tun. „Die ARD 
hat den gesetzlichen Auftrag, mit ihren 
Programmen der Information, Bildung, 
Beratung und Unterhaltung zu dienen“ 
(ARD). Manipulation und Propaganda 
gehören eigentlich nicht dazu. Aber so, 
als „verbotener Film“ aufgehypet, er¬ 
reichte der Streifen bei der Erstausstrah¬ 
lung immerhin 1,19 Mio. Zuschauer. Es 
sei „die mit Abstand beste und klügs¬ 
te und historisch tiefste, zugleich leider 
hochaktuelle und wahre Doku zu diesem 
Thema“ verkündete Ex-Bundeswehrhis- 
toriker Michel Wolffsohn. Und natürlich 
schlug der Götz Aly in die gleiche Kerbe: 
„Beachtliche und außerordentlich facet¬ 
tenreiche journalistische Leistung.“ 

Kein Entrinnen 

Wem nun noch nicht klar war, was da 
in den folgenden 90 Minuten kommen 
würde, dem macht es der Film von Jo¬ 
achim Schroeder und Sophie Hafner 
schon in der Eingangssequenz klar. Pa¬ 
lästinenserpräsident Mahmud Abbas 
bei einer Rede vor dem EU-Parlament. 
Abbas verbreite „eine der Ritualmord¬ 
legenden, die seit dem Mittelalter in 
Europa kursieren, um Juden zu vertrei¬ 
ben und zu ermorden“, und er zitiere 
„bekannte Menschen“. Dabei im Bild: 
„Stürmer“-Herausgeber Julius Strei¬ 
cher. Die bekannte „antideutsche“ As¬ 
soziationskette, Israelkritik - Antizio¬ 
nismus - Antisemitismus - NS-Ideolo- 
gie - Holocaust ist sofort parat. Nun ist 
Joachim Schroeder kein Unbekannter. 
Immerhin zeichnet er als Regisseur für 
„Entweder Broder - Die Deutschland- 
Safari“, mit dem unsäglichen Henryk M. 
Broder verantwortlich. Es verwundert 
schon, dass die WDR- und Arte-Verant¬ 
wortlichen nicht geahnt haben wollen, 


was am Ende herauskommt, wenn man 
einem Regisseur wie Schroeder einen 
solchen Auftrag erteilt. 

Im Weiteren macht die Linguistik- 
Professorin Monika Schwarz-Friesel 
denn auch klar, dass es vor dem An¬ 
tisemitismusverdikt kaum ein Entrin¬ 
nen gibt. Zum Antisemitismus gehöre 
eine große „Besessenheit“. Und weil 
die „Besessenen“ von ihren Obsessi¬ 
onen nicht lassen könnten, wichen sie 
aus auf „indirekte Sprechakte“, sie sag¬ 
ten nicht „Juden beherrschen den Fi¬ 
nanzmarkt“, sie sagten „Rothschild, 
Goldman Sachs“. Sie sagten nicht das 
„internationale Finanzjudentum“, son¬ 
dern das „internationale Finanztum“. 
Sie sagten nicht „die Juden“, sie sagten 
„jene einflussreichen Kreise“, „Banker 
von der Ostküste“, „Zionisten“, „die Is¬ 
rael-Lobby“ usw. Der vom Antisemitis¬ 
mus „Besessene“ denkt also in seinen 
„Sprechakten“ seinen Antisemitismus 
immer mit - ganz gleich was er tatsäch¬ 
lich sagt. Und damit ist er - ganz gleich 
was er sagt - eben Antisemit. So geht 
Wissenschaft. 

Frau Professorin deutet aber auch 
an, wen sie, und mit ihr die Filmema¬ 
cher, bei ihren „Besessenen“ so denkt: 
Kritiker des entgrenzten Finanzkapi¬ 
talismus, Globalisierungskritiker, Kri¬ 
tiker des zionistischen Expansionis¬ 
mus, also ein im weitesten Sinne eher 
linkes Milieu. Und es sind vor allem 
jene, die von Anfang an unter Einsatz 
ihres Lebens gegen Militarismus und 
Faschismus kämpften und die als ers¬ 
te in den Konzentrationslagern und auf 
dem Schafott landeten. Die Sozialisten 
und Kommunisten. Ihre Frontstellung 
auch zum zionistischen Rassismus, zum 
Landraub und Expansionismus sei ein 
Psychodefekt, wie uns ein Stephan Gri- 
gat nahebringt, der seine Ursache in ei¬ 
ner tiefen Kränkung habe, die dadurch 
entstanden sei, dass das Proletariat die 
revolutionären Hoffnungen nicht erfüllt 
und sich stattdessen zu großen Teilen in 
das Vernichtungsprogramm des Natio¬ 
nalsozialismus integriert habe. Darum 
ist der gekränkte Kommunist eben auch 
ein verkappter Antisemit geworden. 

Dass rechte und rechtspopulistische 
Gruppierungen in den letzten Jahren 
genuin linke Themen in demagogischer 
Absicht ebenso adressieren, wiederholt 
in der Tat eine Erscheinung aus den 
1920/30er Jahren, es wird aber im Film 
weder thematisiert noch untersucht und 
ändert nichts an der generellen Stoß¬ 
richtung gegen links. Die rechte Dem¬ 
agogie bietet aber unter dem Stichwort 


„Querfront“ zusätzliche Munition zu 
Delegitimierung linken Protestes. 

Natürlich ist es ein Leichtes, zu ei¬ 
nem beliebigen Thema Interviewpart¬ 
ner zu finden, welche die gewünschten 
Urteile oder Vorurteile bestätigen. Die 
Mainstream-Medien verfolgen dieses 
Konzept mit einer gewissen Beharr¬ 
lichkeit. Die neoliberalen Formierungs¬ 
forderungen werden regelmäßig durch 
„Stimmen aus dem Volk“ entweder po¬ 
sitiv vorgetragen, oder ihre Ablehnung 
wird negativ delegitimiert. Es soll der 
Eindruck der gesellschaftlichen Legi¬ 
timierung und Berechtigung ja einer 
breit verankerten Forderung entstehen. 

Rassismus der 
Besserverdienenden 

Auch wenn die Realität eine völlig an¬ 
dere ist. So auch hier. Die „Besessenen“ 
erscheinen als naiv (religiös motivierte 
Israelkritikerinnen), fanatisch-hasser¬ 
füllt (Rapper, Musiker und Free-Palesti- 
ne-Aktivisten), dumpf-deutschtümelnd- 
aggressiv (AfD, Pegida-Demonstran- 
ten) oder korrupt (UNRWA-Behörde in 
Gaza). Besonnen, reflektiert, deeskalie- 
rend erscheinen natürlich die prozionis¬ 
tischen Kronzeugen. Dass der Ex-Ha- 
ganah-, Ex-Palmach- und Ex-Mossad- 
Kommandeur Rafael Eitan, als quasi 
„sachverständiger“ Kronzeuge, die gro¬ 
ße Vertreibung von 800 000 Palästinen¬ 
ser 1948 (Al Nakba) unwidersprochen 
als mehr oder weniger unblutigen, frei¬ 
willigen Umzug darstellen kann, ist nur 
eines der zahlreichen skurrilen Details. 

Typischerweise verharrt auch diese 
„Dokumentation“ in der individuellen 
political correctness, der persönlichen 
Einstellung, einzelnen unterstellten 
oder tatsächlich geäußerten rassisti¬ 
schen, fremden- oder ausländerfeindli¬ 
chen Aussagen oder Einstellungen. Und 
tatsächlich ist der Anteil der „besserver¬ 
dienenden“ Bevölkerung, der für solche 
Thesen anfällig ist, erheblich, wie die 
Umsatz- und Medienerfolge des SPD- 
Mannes Thilo Sarrazin beweisen. Auch 
das Aufklärungsorgan Bild-Zeitung hat 
sich um die Popularisierung von Sarra¬ 
zins Rassismus kräftig bemüht. Diese 
Saat ist, wie die AfD beweist, auf frucht¬ 
baren Boden gefallen. In der Perspek- 
tivlosigkeit der Krise und der eisernen 
Durchhaltepolitik der vier neoliberalen 
Kartellparteien greifen viele auch nach 
braunen Strohhalmen. Sarrazins Rassis¬ 
mus, er ist nur einer von vielen in Euro¬ 
pa, ist den Filmemachern allerdings kei¬ 
ne Sekunde wert. Es geht hier ja schließ¬ 
lich gegen die Muslime. 


Nicht aus jedem rassistischen Vorur¬ 
teil wird ein Kriegs- und/oder Vernich¬ 
tungsprogramm. Das gilt auch für den 
Zionismus. Um gesellschaftliche Rele¬ 
vanz zu erreichen, ist die Verbindung 
mit ökonomischer und militärischer 
Macht, ist ein entsprechend mächtiges 
Interesse notwendig. Der Kapitalismus 
war mit einem universalen Emanzipati¬ 
onsanspruch, der Verkündung der Men¬ 
schenrechte, in die Welt getreten. Aber 
einhundert Jahre nach der Großen 
Revolution der Franzosen hatten sich 
aus der Konkurrenz der vielen Klei¬ 
nen die mächtigen Kartelle der weni¬ 
gen Monopole entwickelt. Ihr Kampf 
um die Weltmärkte, um die Weltmacht, 
die Eroberung der Kolonien und die 
Unterdrückung der Völker erforder¬ 
ten neue Legitimitätsideologien. Statt 
der universalen Menschenrechte pro¬ 
pagierten die Herrschaftsmedien nun 
die Überlegenheit der weißen Rasse. 
Ihre göttliche Bestimmung zur Zivili- 
sierung des Globus. Ein Pseudo-Biolo- 
gismus lieferte die „wissenschaftlichen“ 
Argumente. Mit der Entwicklung des 
Imperialismus lief notwendig auch der 
Rassismus, ob biologisch, ethnisch, na¬ 
tional, kulturell oder religiös, zu großer 
Form auf, bis er dann im Faschismus zu 
seiner bislang aggressivsten und men- 
schenverachtendsten Form gefunden 
hatte. Hier ging es um die Vernichtung 
der Menschen, die - „Wer Jude ist, be¬ 
stimme ich!“ (Göring) - biologisch¬ 
rassistisch als „Juden“ definiert wur¬ 
den, aber auch um 30 Millionen „Sla¬ 
wen“ und anderer „Untermenschen“. 
Dass diese biologisch-rassistische Zu¬ 
schreibung, zwar mit gewendetem Vor¬ 
zeichen, gerade auch im staatlich ver- 
ordneten Anti-Antisemitismus wie im 
„antideutschen“ Scheinrevoluzzertum 
unbekümmert weiterverwendet wird, 
ist mehr als ein Symptom. 

Indem der Imperialismus seine Gro¬ 
ße Alternative sowohl real als auch als 
Denkmöglichkeit zerstörte, warf er den 
Kampf um Veränderung, gegen den glo¬ 
balen imperialen Herrschaftsanspruch, 
in weiten Teilen auf vormoderne For¬ 
men und Ideologien zurück. Die „Zer¬ 
störung der Vernunft“ hatte ihren „vor¬ 
läufigen Endsieg“ errungen. Sowohl in 
seinem waffenstarrenden Überlegen¬ 
heitsanspruch als „westliche Wertege¬ 
meinschaft“, als auch im nach Kräften 
geförderten, religiösen Fundamenta¬ 
lismus seiner Unterworfenen und Va¬ 
sallen, schuf sich der Imperialismus im 
„Kampf der Kulturen“ eine Welt nach 
seinem Bilde. 


Imperialistische Herrschaftsideologie 
heute beleuchtet vor allem die kulturelle 
und ideologische Minderwertigkeit der 
Rebellierenden. Die brutale Wirklichkeit 
des von George W. Bush ausgerufenen - 
ewigen - Global War on Terror (GWOT), 
ein Krieg um die weltweit wichtigsten 
Ressourcen und Verkehrswege, um geo- 
strategische Raumbeherrschung, zu dem 
Israels zionistische Führung einen nicht 
unmaßgeblichen Beitrag leistet, soll als 
notwendiger Kampf der freien, liberalen 
Welt, gegen die „Mächte der Finsternis“, 
gegen „das Böse“, gegen religiösen Fa¬ 
natismus und Rassismus erscheinen. Die 
plutokratische „westliche Wertegemein¬ 
schaft“ verantwortlich für zig-Millionen 
Kriegs- und Hungertote, für das Elend 
von Milliarden, für den drohenden Kli¬ 
magau ebenso wie für globale Totalüber¬ 
wachung und die Verblödung im massen¬ 
medialen „Tittytainment“, zeigt mit dem 
Finger auf die angebliche Dumpfbackig- 
keit ihrer niedergestreckten Underdogs. 

Legitimierung des 
„Kriegs gegen den Terror“ 

Der staatlich verordnete Anti-Antisemi¬ 
tismus, in den „Antideutschen“ zu seiner 
militant-dreistesten Form gekommen, 
versucht mit beispiellosem Zynismus, 
der nur in der rosa-olivgrünen „Ram¬ 
pe von Srebrenica“ seine Entsprechung 
findet, die Verbrechen des deutschen Fa¬ 
schismus für Krieg und Unterdrückung 
zu instrumentalisieren. Es geht dabei 
nicht nur um Legitimation für das zio¬ 
nistische Eretz-Israel-Projekt, sondern 
um die Legitimation des imperialisti¬ 
schen Krieges, um die Delegitimierung 
des antiimperialistischen Kampfes ganz 
generell. Der Zionismus hat in „Eretz 
Israel“ seit Theodor Herzl‘s Zeiten den 
„Vorposten“ des geostrategischen Pro¬ 
jekts des europäischen und, nach den 
1960ern, des US-amerikanischen Im¬ 
perialismus gesehen und inkorporierte 
damit zwangsläufig ebenso rassistische 
Ideologeme wie militärische Aggressi¬ 
vität. Was in Gaza und der Westbank 
passiert, steht beispielhaft auch für die 
„westliche Wertegemeinschaft“ und 
die künftige „Verantwortung Deutsch¬ 
lands“. Diesen brutalen Rassismus mit 
Anti-Antisemitismus plausibel machen 
zu wollen, ist der Film von Schroeder/ 
Hafner vielleicht tatsächlich der „mit 
Abstand beste und klügste und histo¬ 
risch tiefste“ Streifen. Eine „beachtliche 
Leistung“ ist er in jedem Fall. Ebenso 
wie Rudolf Scharpings „Hufeisen¬ 
plan“ oder Peter Strucks „Verteidigung 
Deutschlands am Hindukusch“. 








m 


unsere zeit 


Hintergrund 


Freitag, 30. Juni 2017 13 


Emanzipation vom Kapital 

Der Mainstream-Feminismus und wir - zum 160. Geburtstag von Clara Zetkin • Von Melina Deymann 


F rauenrechte stehen weltweit wie¬ 
der zur Disposition, aber es regt 
sich Widerstand. Beim WomeiTs 
March on Washington zeigen hundert¬ 
tausende Frauen dem frauenverachten¬ 
den, pussygrabbenden Präsidenten, was 
sie von ihm halten. In der Türkei stellen 
Frauen sich gegen Erdogan, in Polen 
verhindern sie mit ihren Protesten ein 
totales Verbot der Abtreibung, wie es 
die rechtskonservative Regierungspar¬ 
tei „Recht und Gerechtigkeit“ durch¬ 
setzen wollte. 

Währenddessen treffen sich beim 
Women-20-Gipfel Angela Merkel, 
Christine Lagarde, Königin Maxfma 
der Niederlande und Ivanka Trump. 
Sie stellen einhellig fest, dass sie Femi- 
nistinnen sind. Die Bundesregierung 
verabschiedet ein wirkungsloses Ge¬ 
setz zur Lohngleichheit. H&M verkauft 
niedliche rosa T-Shirts mit Blümchen 
und der Aufschrift „Feminist“ - run¬ 
tergesetzt im Ausverkauf. So ein Ver¬ 
kaufsschlager ist der Feminismus dann 
nun doch nicht. 

Sind wir uns einig... 

Zumindest in Deutschland mutet es 
so an, als würden die Rechte der Frau 
auf der politischen Agenda relativ 
weit oben stehen: Die große Koali¬ 
tion wird geführt von einer Bundes¬ 
kanzlerin und hat zudem noch eine 
Verteidigungsministerin zu bieten, in 
Aufsichtsräten gibt es eine Frauenquo¬ 
te und das Recht der Frau auf sexuel¬ 
le Selbstbestimmung ist in aller Mun¬ 
de. Die Jugendausgaben von „Spiegel 
Online“ und „Süddeutscher Zeitung“ 
(bento.de und jetzt.de) überschlagen 
sich mit Artikeln zum Thema. Ange¬ 
fangen vom „Grundkurs Feminismus: 
Diese Bücher solltest du gelesen ha¬ 
ben“ (bento.de) über „Donald Trump 
und sexistische Werbung aus den 1950er 
Jahren“ (jetzt.de) und der Frage „Ich 
trage gerne BHs - Macht mich das etwa 
zur Anti-Feministin?“ (jetzt.de) bis zu 
„Wir sind Männer - und Feministen“ 
(bento.de) - gerade unter jungen Frau¬ 
en (und Männern) scheint Feminismus 
en vogue zu sein. 

Aber mit welchen Inhalten? Frau¬ 
en können alles, was Männer auch kön¬ 
nen (klar), niemand darf uns anfassen, 
wenn wir das nicht wollen (auch klar - 
so klar, dass wir zu hilflosen Weibchen 
degradiert werden, die vor den bösen 
Flüchtlingsmännern beschützt werden 
müssen), niemand darf so über Frauen 
reden, wie es der amtierende US-Prä- 
sident tut (auch klar, hat aber nieman¬ 
den davon abgehalten ihn zu wählen), 
und Abtreibung ist unser gutes Recht 
(aber am Paragraphen 218 scheint sich 
niemand mehr zu stören). 

Ansonsten gehen die Inhalte des 
Mainstream-Feminismus ziemlich weit 
auseinander: Wir sind uns halt einig, 
dass Frauen nicht benachteiligt werden 
dürfen. Davon abgesehen: Was hat eine 
zwanzigjährige Studentin, die kellnert, 
um ihre Miete zu bezahlen, mit der 
Chefin des Internationalen Währungs¬ 
fonds gemein? Teilen sie die gleichen 
Interessen? Eher nicht. Und doch nen¬ 
nen beide sich Feministin. 

„Damenwahlrecht und 
gleicher Lohn“ 

Im Kampf um die Befreiung der Frau 
stellt sich dieselbe Frage wie in allen 
anderen Kämpfen: Wer teilt unsere In¬ 
teressen? 

Jedes Jahr feiern wir den internatio¬ 
nalen Frauentag als Kampftag für unse¬ 
re Rechte, aber auch als Kampftag der 
Frauen für Frieden, gegen Krieg und 
Faschismus. 

Am 27. August 1910 nahm die II. In¬ 
ternationale Konferenz sozialistischer 
Frauen den Antrag Clara Zetkins und 
Käte Dunckers einstimmig an, künf¬ 
tig einen Internationalen Frauentag 
durchzuführen. 

Die Genossinnen hatten erkannt, 
dass sie mit den Frauen der bürgerli¬ 
chen Frauenbewegung gemeinsam das 
uneingeschränkte Frauenwahlrecht er¬ 
streiten können, obwohl sich die bür¬ 
gerliche Frauenbewegung bis dahin mit 


einem „be¬ 
schränkten 
Wahlrecht“ 
(von Clara 
Zetkin ab¬ 
schätzig 


setz nur ein kleiner Bruchteil der Frau¬ 
en der besitzenden Klasse in 
hohen Führungspositionen 
wieder). 

Gleichstellung 
und Ausbeutung 

Mit der bürgerlichen Frau¬ 
enbewegung führen uns 
punktuell Themen und 
Ziele zusammen. So¬ 
lange die Rechtsent¬ 
wicklung den Se¬ 
xismus von Her¬ 
renwitzen über 
„Lebensschutz“ 
bis Pussygrab- 
schen nach 
oben spült, ha¬ 
ben wir mit 
bürgerlichen 


zahlreich genug sind, sowohl die Geset¬ 
zeslage als auch den Chauvinismus im 
Land ändern werden, ist uns klar, dass 
nicht nur das Geschlechterverhältnis 
die Unterdrückung der Frau bestimmt, 
sondern vor allem das Verhältnis zwi¬ 
schen Kapital und Arbeit. 

Vor allem ist uns aber klar, wer 
unser engster Verbündeter im Kampf 
um unsere Emanzipation ist. So stell¬ 
te Clara Zetkin in der Auseinander¬ 
setzung um die Erwerbstätigkeit der 
Frau im Oktober 1896 in der Zeit¬ 
schrift „Gleichheit“, deren Herausge¬ 
berin sie war, klar: 

„Im Proletariat ist es das Ausbeu¬ 
tungsbedürfnis des Kapitals, das die 
Frau zur Erwerbsarbeit zwingt und 
die Familie zerstört. Durch ihre Er¬ 
werbsarbeit wird die proletarische Frau 



„Damenwahl¬ 
recht“ genannt) zufrie¬ 
den geben wollten. Dieses 
hätte den Frauen der 
besitzenden Klas¬ 
se die Teilnahme 
an Wahlen er¬ 
möglicht, die Pro¬ 
letarierinnen aber 
weiterhin ausge¬ 
schlossen. 

Der erste In¬ 
ternationale 
Frauentag fand 
am 19. März 1911 
statt. Millionen 
von Frauen in Dä¬ 
nemark, Deutschland, Öster¬ 
reich, der Schweiz und den 
USA beteiligten sich. Die 
Frauen machten außer der 
zentralen Forderung nach dem 
Wahlrecht weitere Punkte zum 
Inhalt des Frauentags: 

Den Kampf gegen den imperialis¬ 
tischen Krieg, die Forderungen nach 
Arbeitsschutzgesetzen, einem ausrei¬ 
chenden Mutter- und Kinderschutz, 
dem Achtstundentag, der Festsetzung 
von Mindestlöhnen und, nicht zuletzt, 
nach gleichem Lohn für gleiche Arbeit. 

Die Bilanz nach mehr als 100 Jah¬ 
ren ist ernüchternd: Noch heute müs¬ 
sen wir für ganz ähnliche Forderun¬ 
gen kämpfen. Clara Zetkin selbst wäre 
wohl wenig ernüchtert. Sie hatte bereits 
auf dem Internationalen Arbeiterkon¬ 
gress in Paris am 19. Juli 1889 festge¬ 
stellt: 

„Die Emanzipation der Frau wie 
die des ganzen Menschengeschlech¬ 
tes wird ausschließlich das Werk der 
Emanzipation der Arbeit vom Kapital 
sein. Nur in der sozialistischen Gesell¬ 
schaft werden die Frauen wie die Ar¬ 
beiter in den Vollbesitz ihrer Rechte 
gelangen.“ 

So sind wir auch heute weit entfernt 
von einer gerechten Bezahlung, verdie¬ 
nen immer noch 21 Prozent weniger als 
die Männer und arbeiten damit 77 Tage 
im Jahr faktisch ohne Entlohnung. Da¬ 
ran ändert auch nichts, dass den Frau¬ 
en der Bourgeoisie nun per Quote ein 
Posten in den Aufsichtsräten zur Verfü¬ 
gung steht (die vom Gesetzgeber vor¬ 
gegebene 30-Prozent-Quote gilt für 
108 börsennotierte und voll mitbestim¬ 
mungspflichtige Unternehmen, für wei¬ 
tere etwa 3 500 Unternehmen gilt die 
Pflicht, sich eine beliebige Zielvorgabe 
zu setzen - wenn man zusätzlich noch 
bedenkt, dass von den meisten Frauen 
in so einer Position mehrere verschie¬ 
dene Aufsichtsratsposten eingenommen 
werden, findet sich also auch trotz Ge- 


ge gemeinsamer Forderungen - unser 
grundsätzliches Ziel bleibt ein anderes. 
Während die bürgerliche Frauenbewe¬ 
gung sich darauf verlässt, dass Protes¬ 
te, so sie denn lautstark, andauernd und 


dem Manne ihrer Klasse wirtschaftlich 
gleichgestellt. Aber diese Gleichstel¬ 
lung bedeutet, dass sie, wie der Proleta¬ 
rier, nur härter als er, vom Kapitalisten 
ausgebeutet wird. Der Emanzipations¬ 


kampf der Proletarierinnen ist deshalb 
nicht ein Kampf gegen die Männer der 
eigenen Klasse, sondern ein Kampf im 
Verein mit den Männern ihrer Klasse 
gegen die Kapitalistenklasse.“ 

Werkzeug der Emanzipation 

Das Ausspielen der Geschlechter ge¬ 
geneinander hat denselben Grund - 
und denselben Effekt, wenn es erfolg¬ 
reich ist - wie das Ausspielen von deut¬ 
schen gegen migrantische Arbeiter: 
Der gemeinsame Kampf soll erschwert, 
wenn nicht sogar verhindert werden, 
das Kapital ist der lachende Dritte. 
Denn solange wir nicht gemeinsam mit 
den Männern unserer Klasse gegen die 
Ausbeuter kämpfen, werden wir uns 
die Zähne ausbeißen an der doppelten 
Ausbeutung im Kapitalismus, an der al¬ 
lein getragenen Care-Arbeit, an den zu 
niedrigen Löhnen und an der fehlen¬ 
den Kinderbetreuung und an so vielem 
mehr. 

Clara Zetkin hat uns das Werkzeug 
an die Hand gegeben, mit dem wir in 
der Frauenfrage der Bourgeoisie, aber 
auch den eigenen Genossen - wenn 
es noch nötig sein sollte - begegnen 
können. Clara Zetkin kämpfte, wie die 
Kommunistinnen, die auch heute Frau¬ 
enpolitik machen, nicht allein für die 
Befreiung der Frau. Doch diese war 
für Clara Zetkin untrennbar verbun¬ 
den mit der sozialen Frage, Nebenwi- 
derspruch im Kapitalismus, der doch 
ein so enormes Ausmaß hat. 

Der Mainstream-Feminismus 
heute ist anscheinend der Ansicht, 
es wäre für Frauenrechte förderlich, 
wenn eine Hillary Clinton statt eines 
Donald Trump Kriegspolitik betreibt 
und Frauen, Kinder und Männer bom¬ 
bardiert. Er freut sich, wenn es sich in 
der Textilindustrie um eine Ausbeu¬ 
terin statt um einen Ausbeuter han¬ 
delt. Er feiert die Quote, auch wenn 
sie keiner Frau etwas bringt, die nicht 
zu den oberen Zehntausend gehört. 
Er akzeptiert teilweise widerwärtigen 
Rassismus, so wie Alice Schwarzers 
Gefasel vom „muslimischen Inferno“ 
nach der Silvesternacht in Köln. Für 
den Mainstream-Feminismus bedeu¬ 
tet der Kampf um Frauenrechte ge¬ 
nauso scheiße sein zu dürfen wie die 
Männer der Bourgeoisie und das wird 
dann auch noch als hipper Lebensstil 
begriffen, auf den frau stolz sein kann, 
während sie an ihrem Latte Macchiato 
für fünf Euro schlürft. 

Wir bleiben bei den scheinbar ver¬ 
staubten Ideen der Kommunistin, die 
vor 160 Jahren, am 5. Juli 1857, geboren 
wurde: Happy Birthday, Clara! 


Eckpunkte aus dem Leben Clara Zetkins: 

5. Juli 1857: Geboren als Clara Eißner in Wiederau, König¬ 
reich Sachsen 

1878 - Eintritt in die Sozialistische Arbeiterpartei Deutsch¬ 
lands 

1883 - Geburt ihres Sohnes Maxim 
1885 - Geburt ihres Sohnes Kostja 

1889 - Rede „Für die Befreiung der Frau!“ auf dem Grün¬ 
dungskongress der II. Internationale in Paris. Broschüre„Die 
Arbeiterinnen- und Frauenfrage in der Gegenwart! 

1891 - Übernahme der Redaktion „Die Gleichheit“ (bis 1917) 

1892 - Rede zur Frauenarbeit auf dem SPD-Parteitag 

1893 - Broschüre „Frauenarbeit und gewerkschaftliche Or¬ 
ganisation“ 

1895 -Als erste Frau in ein leitendes Organ (Kontrollkom¬ 
mission) der SPD gewählt 

1899 - Broschüre „Der Student und das Weib“ 

1900 - Mitglied des SPD-Parteivorstands (bisi 917) 

1902 Referat über „Die politische Gleichberechtigung des 
weiblichen Geschlechts 

1906 - Wahl in den zentralen Bildungsausschuss der SPD 
(bis 1917) 

1907-Wahl zur Sekretärin des Internationalen Frauensekre¬ 
tariats der sozialistischen Arbeiterinternationale Resolution 
zum Kampf um das Frauenstimmrecht 
1910- Beschluss zur Einführung eines Internationalen Frau¬ 
entags auf der II. Internationalen Sozialistischen Frauen¬ 
konferenz 

1911 - Broschüre: Kunst und Proletariat 

1912- Rede auf dem Internationalen Sozialistenkongress 

„Appell an die Frauen der Welt“ 


1915 - Teilnahme an der Internationalen Frauenkonferenz 
in Bern 

1916 - Mitbegründerin des Spartakusbunds 

1917 - Mitgliedschaft in der USPD 

1918 - Revolution in Stuttgart 

1919-Austritt aus der USPD, Eintritt in die KPD, Wahl in den 
Parteivorstand, Chefredakteurin von „Die Kommunistin“ 

1920 - Spitzenkandidatin der KPD, Wahl in den Reichstag, 
Verantwortlich für die Kommunistische Fraueninternatio¬ 
nale (bis 1925), Erarbeitung der Richtlinien für die Frauen¬ 
arbeit der Kommunistischen Internationale 

1921 - Vorsitzende der Internationalen Arbeiterhilfe, Leite¬ 
rin des Internationalen Frauensekretariats der Kommunis¬ 
tischen Internationale 

1922- Rede zu den Grundsätzen kommunistischer Schulpo¬ 
litik im Reichstag, Mitglied des Exekutivkomitees der Kom¬ 
munistischen Internationale (EKKI) 

1923 - Referat im Plenum des EKKI über den Faschismus. 
1925-Präsidentin der Internationalen Roten Hilfe (bis 1933) 
1926 - Präsidentin des Roten Frauen- und Mädchenbunds, 
Buch „Im befreiten Kaukasus“ 

1927- Leitung der Frauenabteilung zum Studium derTheo- 
rie und Praxis der Internationalen Frauenbewegung an der 
Moskauer Akademie 

1928 - Teilnahme an der Frauenkonferenz der „Ostvölker“ 
in Moskau, Buch „Zur Geschichte der proletarischen Frau¬ 
enbewegung Deutschlands“ 

1932 - Eröffnung des Reichstags als Alterspräsidentin, Auf¬ 
ruf zur Einheitsfront 

20. Juni 1933 Tod in Archangelskoje in der Nähe von Moskau 
22. Juni 1933 Beisetzung an der Kremlmauer 
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Drei gute 
Gründe, im 
September die 
Kommunisten 
zu wählen. 

Acht Seiten, 
4-farbig 

50 stück 
3 ,- Euro 

100 stück 
5 ,- Euro 

zzgl. Porto 


Tel: 0201 -17 78 89 23 E-Mail: info@unsere-zeit.de 


REVOLUTION HAT ZUKUNFT! 


1917-2017 100 JAHRE 

ROTER OKTORER 



Konferenz 5,- / Konzert 6,- / Kombiticket 10,- 
Vorverkauf im www.uzshop.de oder Tel: 0201 17 78 89 23 
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REPORTAGE: Fremdbestimmung und 
Emanzipation in der Schule 

SUSANN WITT-STAHL über 
Gegenkultur statt Kulturindustrie 
KYBERNETIK und gesellschaftliche 
Planung in der UdSSR 

DOKUMENTATION: Das Dorf aus 

Bundeswehr-Propaganda-Serie 
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Jetzt am Kiosk! 

Das Magazin für Gegenkultur 

SCHWERPUNKT 

»FREIHEIT UND DEMDCRACY« 

Der kanadische Folksänger Bruce Cock- 
burn nahm 1986 mit seinem Song »Call It 
Democracv« die falschen Emanzipations¬ 
versprechen der bürgerlichen Gesellschaft 
aufs Korn. Dieser Ideologiekritik schließt 
sich M&R mit ihrer neuen Ausgabe an und 
zeigt, wie u.a. in der Werbung Freiheit unter 
der Knute totalitärer Ökonomie auf Konsum 
reduziert wird. 

www.melodieundrhvthmus.com 


Melodie a Rhythmus 



Rechtstrends 

international 

Mit Beiträgen Phillip Becher, Achim Bühl, Ulrich Schneider (FIR), Domenico Moro (Italien), 
Pierre Laurent und Genossen (Frankreich), Gerhard Feldbauer, Anton Latzo, Carolus Wimmer 
(Venezuela) 

Weitere Themen: Linker Radikalismus; Fraktionsverbot und innerparteiliche Demokratie; 
Labour im Jungbrunnen; Türkische Wahlnacht; Zum Tod von Theo Bergmann; Berufsverbote; 
Kolonialität der Behinderung; Bundeswehr - braune Netzwerke von Anfang an; Jüdisches 
Leben in der DDR; Leningrader Sinfonie; Tarifkampf Krankenhäuser 



Einzelpreis 9,50 € 

Jahresabo 48,00 € 

ermäßigtes Abo 32,00 € 


Neue Impulse 
Verlag 

Hoffnungstraße 18 
45127 Essen 
Tel. 0201 I 23 67 57 


Freitag, 7. Juli 2017 

19 Uhr (Einlass 18 Uhr), Kulturpalast Hamburg, 
Öjendorfer Weg 30 a, Hamburg, U-Bahn Billstedt 


I Alternativen zu G20 - 
Alternativen zum Imperialismus 


Internationale Podiumsdiskussion 
mit Vertreterinnen Kommunistischer Parteien 



Im Rahmen der Proteste gegen den G20-Gipfel in Hamburg berichten 
Kommunistinnen aus Belgien, Portugal, Schweden, Tschechien und Ve¬ 
nezuela über die Situation und den Widerstand in ihren Ländern und ihre 
Haltung zum Treffen der 20 wichtigsten Industrie- und Schwellenländer 
(G20). Gemeinsam wollen wir mit ihnen über Wege zur Überwindung des 
Imperialismus und zum Sozialismus diskutieren. 


Mit: • Alice Bernard, Mitglied des Nationalrats und der Abteilung 
für Betriebs- und Gewerkschaftsfragen der Partei der Arbeit 
Belgiens (PTB) 

• Vladimir Sedläcek, Mitglied der Internationalen Kommission 
der Kommunistischen Partei Böhmens und Mährens (KSCM) 

• Andreas Sörensen, Vorsitzenderder Kommunistischen Partei 
Schweden (SKP) 

• Miguel Viegas, Mitglied der Portugiesischen 
Kommunistischen Partei (PCP) und EU-Abgeordneter 
der Vereinigten Europäischen Linken/Nordische Grüne 
Linke (GUE/NGL) 

• Carolus Wimmer, Internationaler Sekretär der 
Kommunistischen Partei Venezuelas (PCV) 


Eine Veranstaltung der DKP Hamburg und des DKP-Parteivorstands 
www.dkp-hamburg.denews.dkp.de www.unsere-zeit.de 


DKP Brandenburg 

Warum Kommunisten wählen? 



Veranstaltung zur Kandidatur der DKP zu den Bundestags¬ 
wahlen 2017 mit Patrik Köbele, Vorsitzender der DKP 

Samstag, 1. Juli, 17 Uhr, 

Bürgerhaus Schlaatz, Potsdam 


Was passiert in Venezuela? 



Veranstaltungsreihe mit Carolus Wimmer, 
Internationaler Sekretär 
der Kommunistischen Partei Venezuelas (PCV) 

• Frankfurt/Main, 3. Juli 2017 

19 Uhr, Saalbau Bockenheim, Saal, 

Schwälmer Straße 28 

• Essen, 4. Juli 2017 

19.30 Uhr, Hoffnungstraße 18 

• Münster, 5. Juli 2017 

20 Uhr, Cuba Kulturzentrum, Achtermannstraße 10-12 

• Bremen, 6. Juli 2017 

19 Uhr, Konsul-Hackfeld-Haus, Birkenstraße 34 

• Hamburg, 7. Juli 2017 

19 Uhr, Kultur-Palast Hamburg, Öjendorfer Weg 30a 
(Podiumsdiskussion „Alternativen zu G20 - 
Alternativen zum Kapitalismus“ mit Vertretern weiterer 
kommunistischer Parteien) 

• Lübeck, 9. Juli 2017 

15 Uhr, Diele, Mengstraße 41 
(Veranstaltung der SDAJ Lübeck) 

• Berlin, 10. Juli 2017 

19 Uhr, FMP1 (ND-Gebäude), Franz-Mehring-Platz 1 

• Erfurt, 11. Juli 2017 

17 Uhr, Gaststätte zur Dahlie, Roßlauer Straße 1 

• München, 12. Juli 2017 

19 Uhr, Eine-Welt-Haus München, 

Schwanthalerstraße 80 

• Konstanz, 14. Juli 2017 

19.30 Uhr, Hotel Barbarossa, Obermarkt 12 

Eine Veranstaltungsreihe der DKP 

(Örtliche Mitveranstalter bzw. Unterstützer: SDAJ, UZ - Unsere Zeit, 
Alexander-von-Humboldt-Gesellschaft e.V., Die Linke Konstanz, 
Venezuela-Soli Ffm, FG BRD-Kuba e.V.) 

Alle Veranstaltungen: Eintritt frei, um Spenden wird gebeten 
news.dkp.de 


Halbzeit 

Am 1. Juli 2017 ist es soweit: 

Unser Bezirksvorsitzender 

Axel Koppey wird 50 

Und wie es aktuell aussieht, bekommt er von der DKP 
Hessen auch ein passendes Geburtstagsgeschenk: Die 
notwendigen Unterstützungsunterschriften für die Lan¬ 
desliste zur Bundestagswahl 2017 müssten erreicht 
sein. 

Dazu hat Dein Kreis („Bad") Offenbach einen erhebli¬ 
chen Beitrag geleistet - nicht nur aus politischer Über¬ 
zeugung, sondern auch, um dem Bezirksvorsitzenden 
eine besondere Freude zu machen. 

Und natürlich hat auch die SDAJ Hessen alles dafür 
getan, um dem langjährigen Sprecher der Jugendkom¬ 
mission am Geburtstag für die innige Verbundenheit zu 
danken: 50 weitere Unterschriften an nur einem Tag. 

Lieber Axel, 

die DKP Hessen und die Kreisorganisation Offenbach 
wünschen Dir alles Gute zur Halbzeit - vor allem Ge¬ 
sundheit, Energie, Disziplin (bei der Dich dein Bezirksse¬ 
kretariat tatkräftig unterstützen wird) und revolutionäre 
Geduld und Gelassenheit, wo diese notwendig ist. 

Bezirksvorstand und Bezirkssekretariat 
der DKP Hessen, 

DKP Kreis Offen bach 



Verkauf aller Bücher der „Elli-Fuchs-Bibliothek“ 
in Neukölln, Berlin 

Der gesamte Bücherbestand der ehemaligen 
Bibliothek der DKP Berlin wird gegen 
angemessene Spenden veräußert, am 

Sa., dem 8. Juli 2017, von 12:00 - 18:00 

in der Jonasstraße 29, 12053 Berlin 
(Nähe U-Bf Leinestraße und U+S-Bf Hermannstraße) 


Seminare der Karl-Liebknecht-Schule 
der DKP 

Die Seminare richten sich an Mitglieder wie Nichtmitglieder 
der DKP. Sie finden in der Regel in Leverkusen statt. 

Samstag/Sonntag, 26./27.8.17 
Entwurf des Leitantrags des 22. Parteitags 
zur Strategie der DKP 

Mit den Mitgliedern der Autorengruppe und Referenten: 
Dr. Hans-Peter Brenner, Stellv. Vors, der DKP 
Lucas Zeise, Chefredakteur der UZ, Zeitung der DKP 

Samstag - Dienstag, 30.9. bis 3.10.17 
Grundlagen kommunistischer Politik 

Referent: Jürgen Lloyd 

Für Tagesseminare berechnen wir einen Beitrag von 10,- €; 
bei Anreise am Vortag und Übernachtung 20,- €. 
Wochenendseminare kosten bei Anreise am Samstag 
Morgen 25,- €; bei Anreise bereits am Freitag 30,- € 

Nähere Infos unter: Karl-Liebknecht-Schule der DKP 
Am Stadtpark 68, 51373 Leverkusen Tel: 0214 / 45418 
www.karl-liebknecht-schule.org 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 



Toskana, nah am Meer 

www.Vnkini-biDhaf.df j £1473 

ökchmf im Olivenhain, 
weitet Blick,. Stille; 
große helle Zimmer, 
viele gute Bücher, ^ 

Haus oder Ha uschen; J| 

Kinderparadtes. 



Entschleunigung 

Ruhe & Natur satt im 
Müritz-N ationalpark 

3 FeWo für je 2-3 Personen, 
ganzjährig in Kratzeburg-Granzin, 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinogga.de 
Tel: 039822/299488 


Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 





15.00 Uhr Kinderfest 
Die Elmshorner 
Märchenerzählerin 
J Catharina Lentes erzählt 1 
aus der Märchenwelt 
für Groß und Klein. 

Kaffee und Kuchen 

****************** 

15.30 Uhr - Diskussionsrunde: 
Politikwechsel organisieren 

****************** 


Musik: 

Katja Kaie singt zur Gitarre 
Griechische Spezialitäten 
Tombola und Flohmarkt 
Kuba-Mixgetränke, 

Bier vom Fass und Wein 
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Bunter Haufen 

„Hauptproblem Rojava“ 

UZ vom 23.6„ S.9 

Während die deutsche Polizei Demons¬ 
trationen angreift, weil dort YPG-Fahnen 
gezeigt werden und während die von der 
Bundesregierung bewaffneten Peschmer- 
ga die YPG angreifen, spricht der deut¬ 
sche Kommunist Manfred Ziegler von 
ebenjener YPG lapidar als „Bodentrup¬ 
pen der USA 4 . Seine Kritik an den kurdi¬ 
schen Kämpferinnen stützt sich darauf, 
dass diese ein taktisches Bündnis mit den 
USA geschlossen haben und dass dieses 
Bündnis die territoriale Integrität Syriens 
bedroht. Wie mag Genosse Ziegler das 
Bündnis der Sowjetunion mit den West¬ 
alliierten rückblickend wohl bewerten? 
Oder gar das Abkommen zwischen Stalin 
und Hitler, welches die Existenz Polens 
beseitigte? Naja, die DKP ist ein bunter 
Haufen, da sind vermutlich alle Meinun¬ 
gen erlaubt. Mir scheint allerdings, dass 
Genosse Ziegler bei Lenin eine andere 
Haltung lesen würde: „Wie die Mensch¬ 
heit zur Abschaffung der Klassen nur 
durch die Übergangsperiode der Dikta¬ 
tur der unterdrückten Klasse kommen 
kann, so kann sie zur unvermeidlichen 
Verschmelzung der Nationen nur durch 
die Übergangsperiode der völligen Be¬ 
freiung. das heißt Abtrennungsfreiheit 
aller unterdrückten Nationen kommen.“ 
Mischa Aschmoneit , Düsseldorf 

Freiheitskämpfer oder 
Separatisten 

„Hauptproblem Rojava“, 

UZ vom 23.6„ S. 9. 

Ich kann verstehen, wenn Manfred Zieg¬ 
ler davor warnt, dass die Kurden in Syrien 
einen Pakt mit dem Teufel eingehen, in¬ 
dem sie sich in ihrem Unabhängigkeits¬ 
kampf mit den USA verbünden. Ich stim¬ 
me ihm völlig zu, wenn er schreibt, dies 
könnte „das Ende des Traums von der 
kurdischen Unabhängigkeit“ werden. Die 
sozialistisch orientierte und mit der PKK 
verbündete YPG jedoch als „die Boden¬ 
truppen der USA zu bezeichnen, halte 
ich da nun doch für weit hergeholt. 

Und richtig erschreckend finde ich es, 
wenn er davon schreibt „die so wichtige 
Einheit Syriens zu erhalten“. Seit wann 
ist uns die Erhaltung der territorialen 
Einheit irgendwelcher Nationalstaaten 
so wichtig? Haben wir nicht immer Frei¬ 
heitskämpfe von Völkern unterstützt, die 
ihre Selbstbestimmung und das Recht auf 
ein eigenes Land forderten? Sei es der 
Befreiungskampf der Palästinenser, der 
Unabhängigkeitskampf der Donezk-Re¬ 
gion von der Ukraine, oder eben gerade 
auch der kurdische Kampf um Unabhän- 
gigkeit. 

Sollen wir jetzt etwa unterscheiden 
zwischen „guten“ Freiheitskämpfern in 
Donezk und „bösen“ Separatisten in Kur¬ 
distan? 

Wolfgang Quere, Borken 

Los vom Kurdenkult 

„Hauptproblem Rojava“, 

UZ vom 23.6„ S.9 

Hervorragender Artikel. Es ist auch an 
der Zeit, sich von Kurdenkult und Ro- 


java-Romantik etwas zu lösen und mehr 
auf den Boden der imperialistischen Tat¬ 
sachen zurückzufinden. 

Hajo Kahlke, per E-Mail 

Entsetzt 

„DKP diskutiert eigene Schwächen 
und Stärken“, UZ vom 23.6„ S.l 

Über den Zustand der DKP bin ich ent¬ 
setzt. Ich kann das Vorgehen des Partei¬ 
vorstands gegenüber der Bezirksorgani¬ 
sation Südbayern, aber auch bezüglich 
des so genannten Kommunistischen 
Netzwerkes nicht nachvollziehen. Der 
Umgang miteinander ist auch ein Maß¬ 
stab für den Umgang für politisch An¬ 
dersdenkende. Ich halte die DKP nach 
wie vor für unverzichtbar, obwohl ich 
seit 2005 Mitglied der Partei „Die Lin¬ 
ke“ bin. Ich gehe davon aus, dass die 
beiden genannten PV-Beschlüsse dem 
Statut der DKP widersprechen. Kom¬ 
munisten haben mich immer auch we¬ 
gen ihrer menschlichen Größe und po¬ 
litischen Klarheit fasziniert. Wo bleiben 
diese beiden kommunistischen „Kern¬ 
kompetenzen“ jetzt? Denkt an die viele 
Arbeit und den großen Mut aller DKP- 
ler seit 1968. Denkt an die Genossin¬ 
nen und Genossen, die für die Partei 
alles gegeben haben. Denkt an die, die 
in der Illegalität weiter gekämpft ha¬ 
ben. Kämpft weiter gemeinsam für eine 
DKP, die klare politische Linien vertritt 
und damit neue Mitglieder gewinnt. So 
wie die PV-Mehrheit jetzt gehandelt hat, 
geht es nicht. Die DKP wird so zu einer 
unwichtigen Sekte. Schaut bitte darauf, 
dass der Einfluss der „ Arbeiterbündler“ 
begrenzt wird. 

Toni Schweiger ; Hamburg 

Erdölabhängigkeit 

„Der Abgesang auf Venezuela“, 

UZ vom 23.6„ S.12/13 

Mit Verwunderung stelle ich immer wie¬ 
der fest, dass in fast allen Artikeln zu Ve¬ 
nezuela nicht auf die Hauptursache der 
Probleme eingegangen wird, nämlich die 
komplette Abhängigkeit der Wirtschaft 
vom Erdöl. Über 90 Prozent der Export¬ 
erlöse und über 40 Prozent des Staats¬ 
haushaltes hängen von den Einnahmen 
des Erdöls ab. Fast alle Konsumgüter 
werden importiert und müssen mit Devi¬ 
sen bezahlt werden. Auch wird das Erdöl 
nicht einmal in Venezuela raffiniert, son¬ 
dern das Rohöl exportiert, in anderen 
Ländern raffiniert und das Benzin dann 
wieder importiert. Es wurden auch keine 
ernsthaften Versuche unternommen, Le¬ 
bensmittel oder einfache Konsumgüter 
im Land herzustellen. So traf der Verfall 
des Erdölpreises Wirtschaft und Gesell¬ 
schaft unvorbereitet und führte - neben 
den im Artikel beschrieben Gründen - 
zur gegenwärtigen schweren Krise. 

Michael Meyer, Würzburg 

Schlechte Überschrift 

„Der Abgesang auf Venezuela“, 

UZ v. 23.6„ S.12/13 

Ich verstehe einfach nicht, was ihr für 
Überschriften macht: über einen gu¬ 
ten Beitrag, der die „Erzählungen“ der 
Mainstream-Medien der USA über die 


elitären bzw. Mittelschichten-Proteste in 
Venezuela behandelt bzw. eigentlich de¬ 
montiert, setzt ihr als Überschrift „Ab¬ 
gesang auf Venezuela“. Was soll denn 
das? Wieso „Abgesang“? Weder wir, die 
Linken, noch die Rechten, die ja auf die 
USA hoffen, nehmen elegisch Abschied 
von diesem Land oder „geben es auf“. 
Eine US-geführte Intervention ist mög¬ 
lich, aber entschieden ist noch gar nichts. 
Es wird jedenfalls kein Spaziergang für 
die Interventen. Doch wo bleibt die von 
PDL und DKP proklamierte Solidarität 
praktisch? Was können wir hierzulande 
tun zur Verteidigung der bolivarischen 
Revolution? 

Volker Wirth, Berlin 

Reinlichkeit aufgeherrscht 

„Gesetz für die Fleischwirtschaft“, 

UZ vom 16.6. 

Dass in den deutschen Schlachthöfen 
viele lohnabhängige Menschen zu mise¬ 
rablen Bedingungen beschäftigt sind, re¬ 
sultiert aus der gnadenlosen Konkurrenz 
der Schlachthofkapitalisten um den Pro¬ 
fit, der mittels Vernutzung von Menschen 
als variables Kapital (vulgo Humankapi¬ 
tal) generiert wird. Da die Bundesregie¬ 
rung nun - zwecks „fairer Bedingungen 
im Wettbewerb“ - per Gesetz gegen diese 
üblen Arbeitsbedingungen Vorgehen will, 
bestätigt das, was ein Kritiker der politi¬ 
schen Ökonomie aus Trier bereits vor 150 
Jahren dargelegt hat: „Was könnte die 
kapitalistische Produktionsweise besser 
charakterisieren als die Notwendigkeit, 
ihr durch Zwangsgesetz von Staats we¬ 
gen die einfachsten Reinlichkeits- und 
Gesundheitsvorrichtungen aufzuherr¬ 
schen?“ 

Franz Anger ; per E-Mail 

Zu Recht abgewälzt 

„Aus der Kasse des Volkes“, 

UZ v. 16.6., S. 9 

Wenn die Brennelementesteuer eine Ver¬ 
brauchsteuer war (darüber kann man 
streiten), dann wurde sie, wie die ande¬ 
ren Verbrauchsteuern auch, jeweils von 
den Herstellern an den Staat bezahlt. 
Die Hersteller haben dann - wie bei den 
anderen Verbrauchsteuern auch - die¬ 
se steuerliche Belastung auf die Kun¬ 
den/Käufer abgewälzt. Das wäre dann 
„zu Recht“ geschehen, und nicht, wie im 
Kommentar angegeben, zu Unrecht. Man 
kann das natürlich auch „Strompreiser¬ 
höhung“ nennen. D.h. wir Verbraucher 
haben die Steuer im Endeffekt, wie beim 
Benzin, beim Tabak, beim Schnaps und 
beim Bier, bezahlt und nicht die Konzer¬ 
ne. Nicht gerecht, aber steuersystemge¬ 
recht. Deshalb dürften die Konzerne kei¬ 
nen Cent zurückkriegen. 

Ulrich Straeter, Essen 

Klare Worte 

„Keine Ruhe im Land der 
Morgenstille“, UZ vom 19.5., S. 12 

Den Artikel „Keine Ruhe im Land der 
Morgenstille“ fand ich ausgezeichnet, in¬ 
formativ und erhellend. Jahrelang war 
man in Sorge und quälender Ungewiss¬ 
heit: Was ist in „Nordkorea“ eigentlich 
los, was läuft dort falsch? An den Hor¬ 


Nürnberg: „Kommunalpolitischer Nachmit¬ 
tag“ mit den drei Stadträtlnnen der Linken 
Liste Nürnberg, Infostand der DKP beim 
Südstadtfest im Annapark, 14.00 Uhr bis 
17.00 Uhr. 


Hamburg: Öffnung „Dauerausstellung zur 
Zwangsarbeit in Hamburg 1939-1945“. 
Führung durch die Dauerausstellung 
in den letzten erhaltenen ehemaligen 
Zwangsarbeiterbaracken Hamburgs, Lager 
Kowahl+Bruns. Veranstalter: Willi-Bredel- 
Gesellschaft-Geschichtswerkstatt e.V. Wil- 
helm-Raabe-Weg 23, nahe S-Bahn-Station 
Flughafen, 14.00 Uhr bis 17.00 Uhr. 

Ml ★ 5. JULI 


Schwerin: Mitgliede 
DKP. Buntes Q, Lück 
Uhr. 

)rversammlung der 
erstraße 180, 19.00 

DO ★ 6. JULI 

Nürnberg: Informatk 
über die PV-Entscheid 
bayern. DKP-Gruppen< 
trum, Reichstraße 8,1 

3n und Diskussion 
ung zum Bezirk Süd¬ 
abend im Roten Zen- 
9.00 Uhr. 

SA ★ 8. JULI 

Nürnberg: Hof-Flohmarkt und revolutionä¬ 
res Antiquariat. Rotes Zentrum, Reichstraße 
8,10.00 Uhr bis 16.00 Uhr. 

Berlin: Verkauf aller Bücher der Elli-Fuchs- 
Bibliothek in Neukölln. Der gesamte Bü¬ 
cherbestand der ehemaligen Bibliothek der 
DKP Berlin wird gegen angemessene Spen¬ 
den veräußert. Jonasstraße 29, Nähe U-Bf 
Leinestraße und U+S-Bf Hermannstraße, 
12.00 Uhr bis 18.00 Uhr. 

SO ★ 9. JULI 


Nürnberg: Roter Filrr 
von Kindern in Kuba. R 
Straße 8,17.00 Uhr. 

iahend zur Situation 
otes Zentrum, Reich- 

Dl *11. JULI 


Recklinghausen: „Zur Strategiediskussion 
der DKP“, Treffen der DKP. Ladenlokal Kel¬ 
lerstraße 7,19.30 Uhr. 


Die Jugendkommission des Parteivor¬ 
standes der DKP lädt herzlich zur vierten 
Sitzung ein. Die Sitzung findet statt am 
Samstag, dem 22. Juli von 11.00 Uhr bis 
ca. 15.00 Uhr in der Hoffnungstraße 18 in 
Essen. 

Als Tagesordnung ist vorgesehen: 

1. Auswertung Festival der Jugend 

a) Allgemeine Einschätzungen zum Fes¬ 
tival 


rormeldungen der bürgerlichen Medien 
muss doch was dran sein - kein Rauch 
ohne Feuer! 

Vielen Dank für die klaren Worte 
vom kommunistischen Standpunkt ge¬ 
gen die koreanische „Familiendynastie“. 
Aber ich bin überzeugt, dass die kollek¬ 
tive Weisheit der Partei der Arbeit Kore¬ 
as und die solidarische Kritik der kom¬ 
munistischen Weltbewegung diese Fehl¬ 
entwicklung beseitigen wird. Tendenziell 


Röthenbach/Pegnitz: Öffentliche Mit¬ 
gliederversammlung der DKP zu örtlichen 
Problemen und zur Bundestagswahl. Flora¬ 
heim, Steinbergstraße 10,19.00 Uhr. 


1 DO *13. JULI 


Nürnberg: Aktivtagung der DKP Mittel¬ 
franken mit der Diskussion gemeinsamer 
Politikfelder und Aktionen. Rotes Zentrum, 
Reichstraße 8,19.00 Uhr. 

SA *15. JULI 


Essen: „Die Außenpolitik der USA unter 
Trump - Bleibt alles anders? Geopolitische 
Aspekte des Regierungswechsels in den 
USA.“ Tagung der Marx-Engels-Stiftung mit 
Beiträgen von Klaus Wagener, Beate Lande¬ 
feld und Erhard Crome. Hoffnungstraße 18, 
11.00 Uhr bis 17.00 Uhr. 

Ml *19. JULI 


Schwerin: Bildungsat 
Q, Lückerstraße 180, 1 

>end der DKP. Buntes 
19.00 Uhr. 

DO *20. JULI 

Nürnberg: „Bundes 
Gruppenabend der D 
Zentrum, Reichstraße 

itagswahl aktuell“, 
KP Nürnberg, Rotes 
8,19.00 Uhr. 

SA *22. JULI 

Nürnberg: „Fiesta M( 
der Villa Leon, Phil 
17.30 Uhr. 

ancada“ im Cayhaus 
ipp-Körber-Weg, ab 

DO *27. JULI 


Nürnberg: „Wir feiern die Unterschriften“, 
Grillparty der DKP bei Gunhild, 17.00 Uhr. 


Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch 
in die UZ! Bitte spätestens am Freitag eine 
Woche vor dem Erscheinungstermin der 
entsprechenden Ausgabe der UZ mit An¬ 
gabe des Themas der Veranstaltung an ter- 
mine@unsere-zeit.de oder UZ-Redaktion, 
Hoffnungstraße 18,45127 Essen. 


b) Bewertung des DKP-Auftritts 

2. Beschlusskontrolle 

a) Bilanz und Ausblick SDAJ-Materialpa- 
kete 

b) Check Maßnahmenkatalog Jugendpo¬ 
litik 

3. DKP-Parteitag 

a) Durchsicht der Anträge mit Blick auf Ju¬ 
gendpolitik 

b) Erarbeitung eines Jugendprogramms 


wird ein vereinigtes sozialistisches Korea 
der Arbeiterklasse erstehen. 

Martin Hoffmann, Bad Reichenhall 


Wir bitten darum, uns kurze Leserzuschrif¬ 
ten zuzusenden. Sie sollten möglichst nicht¬ 
länger als i 8oo Zeichen (inkl. Leerzeichen) 
sein. Die Redaktion behält sich außerdem 
vor, Leserbriefe zu kürzen. 

Die Redaktion 


Sitzung der Jugendkommission des Parteivorstandes der DKP 
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Die letzte Seite 
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Der rote Kanal 



Moderne Kriegsführung 

Die Briten gehen sehr entspannt mit 
dem Thema weitreichende Erfindun¬ 
gen - Erfindungen für die Kriegsfüh¬ 
rung um. Behauptet wird die Massen¬ 
produktion von lebensrettendem Peni¬ 
cillin, die plastische Chirurgie oder die 
Entwicklung des GPS - alles sei ur¬ 
sprünglich für den Krieg und die Ver¬ 
wundeten erfunden worden. Die Doku¬ 
mentation aus dem Jahr 2016 will uns 
die einflussreichsten Erfindungen der 
Kriegsführung und ihre weitere Ge¬ 
schichte zeigen. Mal gespannt, ob die 
Filmemacher kritisch damit umgehen. 
Sa., 1.7., 20.15 Uhr, n-tv 

Endspiel ConFed-Cup 

Nur Wetter haben die Hoffnung, dass 
ihre Endspielpaarung auch tatsäch¬ 
lich die ist, die angepfiffen wird. Fuss- 
ballfreunde sollten sich eher freuen, 
dass der Spuk dann vorbei ist, die 
Spieler tatsächlich in Urlaub gehen 
können, wenn ihr Verein nicht Ver¬ 
marktungstrips nach China oder sonst 
wohin auf dem Zettel hat und die 
Chose ununterbrochen weiter geht. 
Ersparen kann man sich die unsägli¬ 
chen Moderatoren und ihre Experten 
vor und nach dem Spiel. 

So., 2.7., 20.00 Uhr, ZDF 

Dirty Harry 

Wer mit guten Gründen sich dem 
Fussballspiel verweigert, diesen Film 
zwar schon gesehen hat, sollte den¬ 
noch diese Alternative überlegen. 
Ein Klassiker, der heute noch genau¬ 
so spannend ist wie im Entstehungs¬ 
jahr 1971. Clint Eastwood, so jung und 
schon irre präsent, spielt den gnaden¬ 
losen Polizisten „Dirty Harry“ Calla- 
han. Er verfolgt einen Mörder, der 
zuvor aus der Haft entlassen werden 
musste und nun Schulkinder entführt 
hat. Regie Don Siegel 
So., 2.7., 20.15 Uhr, arte 

The Imitation Game 

Der brillante Mathematikprofessor 
Alan Turing sucht im Zweiten Welt¬ 
krieg eine besondere Herausforde¬ 
rung: Er möchte die deutsche Chiff¬ 
riermaschine Enigma knacken. Fast 
im Alleingang schafft er es. In den 
1950er Jahren wegen seiner Homo¬ 
sexualität verurteilt, starb er unter 
ungeklärten Umständen. Turings 
jahrzehntelang verschwiegene Ver¬ 
dienste im Zweiten Weltkrieg ver¬ 
arbeitete Morten Tyldum zu einem 


hochspannenden Drama. „Sherlock“- 
Darsteller Benedict Cumberbatch in 
der Hauptrolle und Keira Knightley 
als Vertraute spielen zwei Seelenver¬ 
wandte, die darunter leiden, ihrer Zeit 
voraus zu sein. Für acht Oscars nomi¬ 
niert, unter anderem für die Beste 
Regie, den Besten Hauptdarsteller, 
die Beste Nebendarstellerin und als 
Bester Film, erhielt der Film eine Aus¬ 
zeichnung für das Drehbuch, das auf 
der von Andrew Hodges verfassten 
Biografie über das außergewöhnli¬ 
che Mathematik-Genie Alan Turing 
basiert. 

Mo., 3 . 7 ., 20.15 Uhr, ARD 

Die Silicon Valley-Revolution 

Wie ein paar Freaks die Welt ver¬ 
änderten. Silicon Valley ist heute 
Sitz der IT-Konzerne früher sollen 
sich hier Bastler versammelt haben. 
Die „Computerpioniere“ kommen 
in dieser Dokumentation zu Wort. 
Diejenigen, die nicht das große Geld 
gemacht haben. Laut Ankündigung 
sind sie getrieben von“Leidenschaft, 
Wissensdurst und dem Wunsch, die 
Welt zu verbessern.“ Doch hinter den 
neuen Möglichkeiten, die mit der 
technischen Entwicklung verbunden 
sind, stehen heute riesige Konzerne, 
Monopole. 

Larry Tesler, einer der „Pioniere“, 
sagt: „Damals war der Computer¬ 
hersteller IBM für uns das Establish¬ 
ment. Heute sind Google, Facebook, 
Apple und Microsoft die führenden 
Konzerne, sie haben Milliarden von 
Kunden! Was ich damals mit geschaf¬ 
fen habe, ist heute das Establishment. 
Dabei wollte ich doch genau das los¬ 
werden.“ Dazu braucht es dann aber 
andere Pioniere. 

Mo, 3.7., 23:00 Uhr, ARD 

Zwei Tipps, den Kasten 
nicht einzuschalten: 

Fast 10 Stunden dauert die Übertra¬ 
gung der Trauerfeierlichkeiten für 
Helmut Kohl. Die Sender werden live 
und in Farbe nichts auslassen. 

Sa., 1 . 7 ., ab 11.00 Uhr, n-tv und ARD 
Die rollenden Pharmazie-Mitarbei¬ 
ter sind ab Samstag unter dem Titel 
„Tour de France“ unterwegs. Start ist 
diesmal in Düsseldorf, wo der Hype 
seit Wochen ständig sich selbst über¬ 
schlägt. Kollidiert nicht mit dem obi¬ 
gen Tipp, denn die Sender haben sich 
abgesprochen. 

Sa., 1 . 7 ., ab 15.00 Uhr, ARD und Dritte 


Für Fußballromantiker 

Fußballreise um die Welt: Kuba 



Fußball ist in Kuba kein Volkssport, Baseball dagegen schon. 


D er Fußball macht in Europa 
Sommerpause. Abgesehen vom 
Confed Cup in Russland - für 
den sich nur diejenigen interessieren, 
die alles gucken - und der U-21-Euro- 
pameisterschaft in Polen dürfen sich 
die Spieler ausruhen. Und während 
sich das Transferkarussell langsam 
dreht, können wir die Sommerpause 
nutzen, um den Blick mal über den 
Tellerrand zu werfen. Und so nehme 
ich euch mit auf eine Fußballreise um 
den Erdball. Sie beginnt in der Karibik, 
besser gesagt: auf Kuba. 

Es ist ein warmer Freitagabend im 
Oktober in Havanna, genauer gesagt: 
Es ist der 7. Oktober 2016. Im Esta- 
dio Pedro Marrero treffen zum ers¬ 
ten Mal seit 1947 die Fußballnatio¬ 
nalmannschaften von Kuba und den 
USA in einem Freundschaftsspiel auf¬ 
einander. Vor knapp 28 000 Zuschau¬ 
ern gewinnen die US-Amerikaner 2:0. 
Doch der Fußball spielt eine unterge¬ 
ordnete Rolle - das sportliche Kräf¬ 
temessen ist als Zeichen der Annähe¬ 
rung gemeint. 

Das Ergebnis des beiläufigen Fuß¬ 
ballspiels kann keinen verwundern. 
Es trafen schließlich der Weltranglis- 
ten-165. und der -23. aufeinander. Der 
damalige US-Trainer Jürgen Klins- 
mann bezeichnete die Begegnung als 
einen Moment, den „nur der Fußball 
bietet. Das sind Türöffner, die nur 
durch den Fußball passieren.“ 

Dass der Fußball Chancen bietet, ist 
richtig, trifft aber auf Sport generell zu. 
Und Fußball spielt in Kuba nicht die 


Rolle, die er in anderen Ländern ein¬ 
nimmt. In Kuba ist Baseball der Sport 
Nummer eins. Dass dieser Abend den 
Fußballern gehörte, war auch den Di¬ 
plomaten recht, schließlich kochen die 
Emotionen beim „Soccer“ auch in den 
USA nicht besonders hoch. Und so war 
es einfach eine Gelegenheit, bei der die 
Fußball-Nationalmannschaft Kubas in¬ 
ternationale Beachtung fand. 

Der kubanische Verband „Asocia- 
ciön de Fütbol de Cuba“ kann auf eine 
lange Geschichte zurückblicken, die je¬ 
doch ohne große Erfolge auskommen 
muss. 1912 gegründet, ist die „Asocia- 
ciön“ der Zweitälteste Verband in Süd- 
und Mittelamerika nach Brasilien. 
Kuba nahm nur ein einziges Mal 1938 
an einer Weltmeisterschaft teil und 
erreichte das Viertelfinale. Bisheriger 
Höhepunkt der kubanischen Fußball¬ 
geschichte war der Gewinn der Kari¬ 
bik-Meisterschaft 2012. 

Für den sportlichen Erfolg passiert 
in Kuba einiges, auch beim Fußball. Zu¬ 
dem dürfen seit 2014 Top-Athleten aus 
den verschiedensten Bereichen auch 
im Ausland ihrem Sport nachgehen, 
müssen lediglich in Kuba ihre Steuern 
bezahlen und für Turniere nach Kuba 
reisen. Dadurch will die Regierung ver¬ 
hindern, dass sich die in Kuba ausge¬ 
bildeten Sportler bei internationalen 
Wettbewerben absetzen, um sich ihr 
Können im Profisport vergolden zu las¬ 
sen. Im Fußball waren das 20 Spieler 
seit der Revolution 1959. 

Diese sozialistische Revolution hat 
vieles verändert, auch das kubanische 


Ligasystem. Zunächst traten städtische 
Auswahlmannschaften in der höchsten 
Spielklasse gegeneinander an - nicht 
mehr Vereine. Durch die Verwaltungs¬ 
reform 1976 änderte sich 1978 auch der 
Spielmodus im Teamsport. Seitdem tre¬ 
ten die Auswahlmannschaften der Pro¬ 
vinzen in der Liga an. Wobei lediglich 
10 Mannschaften die Meisterschaft im 
ersten Halbjahr ausspielen. Die acht 
bestplatzierten Mannschaften aus der 
Vorsaison sind in der Liga gesetzt und 
die übrigen Provinzen spielen in ei¬ 
nem Relegationsturnier die zwei letz¬ 
ten Startplätze aus. 

Die Form der Austragung wirkt 
auf den ersten Blick vielleicht veraltet, 
schafft aber relativ faire Wettkampfbe¬ 
stimmungen. Denn durch die Zusam¬ 
mensetzung mit den Auswahlteams fin¬ 
det ein vor allem sportlicher und kein 
wirtschaftlicher Wettkampf statt, wie 
es in den europäischen Ligen der Fall 
ist. Doch auch dieses System wird von 
bestimmten Teams dominiert. Rekord¬ 
meister ist die Provinz Villa Clara mit 
13 Meisterschaften. Weitere erfolgrei¬ 
che Provinzen sind Pinar del Rio, Ciu¬ 
dad de La Habana und Ciego de Ävila. 

Der kubanische Fußball ist etwas 
für Romantiker, die sich mehr für Sport 
und weniger dafür interessieren, wel¬ 
cher Verein das meiste Geld hat und 
die besten Spieler kaufen kann. Viel¬ 
leicht eine interessante Alternative zu 
den bekannten Ligen. Schade, dass der 
Fußball in Kuba nur selten im öffentli¬ 
chen Interesse steht. 

Hannes Schinder 


Mädels grillen anders 

Gender-Marketing: Aufreger oder Umsatzbringer? 


Müssen es Cocktails für „Mädels“ und 
Grillideen für „Kerle“ sein, für Mäd¬ 
chen rosafarbene Cover mit Elfen und 
für Jungen blaue mit Autos? Eine Er¬ 
kenntnis einer kleinen Recherche im 
deutschen Buchmarkt: Männer in der 
Branche haben offenbar Berührungs¬ 
ängste bei diesem Thema - und Frauen 
sind sich zumindest in einem Punkt einig: 
Es gibt gute Gründe dafür, dass die in der 
Buchbranche Tätigen, beim Thema Gen¬ 
der-Marketing sensibel sind. Schließlich 
ist es eine Branche, in der Sprache eine 
zentrale Rolle spielt, und gleichzeitig 
es geht um einen Markt, der heiß um¬ 
kämpft ist. Viele Buchhändler(innen) 
und Verleger(innen) sind sich darüber 
im Klaren, dass Geschichten und Prota¬ 
gonisten, Bilder und Farben, vermutlich 
selbst einzelne Worte wie „Mädels“ Ide¬ 
en und Vorstellungen transportieren, im¬ 
plementieren, auch zementieren können. 

Was steht in den Verkaufsregalen 
oder liegt auf den Tischen? „Mädchen 


grillen anders“ (bei Löwenzahn). Eine 
clevere Idee, denn es gibt bereits zahl¬ 
reiche Grillbücher, in denen das Gleiche 
steht, und jetzt wollen Verlage dem eine 
neue Nuance hinzufügen. Buchtitel nach 
dem Motto „Rezepte für den perfekten 
Mädelsabend“ findet man, ebenso Ver¬ 
anstaltungen wie „Ladies Nights“ oder 
„Freundinnen-Abende“. Glitzercover 
werden gestaltet, Bücher ganz in Rosa 
eingebunden, auch Prinzessinnenbü¬ 
cher wie Isabel Abedis „Heute ist Lucy 
Prinzessin“ ebenso wie „Die Prinzessin, 
die Kuh und der Gartenheini“, oder der 
Titel „Auch Prinzessinnen müssen mal 
pupsen“. 

Phantastik- und Elfenbücher, die 
sehr weiblich aussehen, stehen eben¬ 
falls im Buchpalast-Regal. „Selection“ 
zum Beispiel: Diese Reihe mit den kit¬ 
schigen Covern entlockte Leserinnen 
angeblich geradezu Entzückensschreie. 
In der Unterhaltungsliteratur wird schon 
lange Gender-Marketing betrieben, der 


Leser ist meist eine Leserin, der Käufer 
eine Käuferin, und für viele Titel haben 
Verlage das sehr genau im Blick. In den 
letzten Jahren brachten sie zwar keine 
altbackenen Koch- und Nähbücher für 
die brave Hausfrau mehr auf den Markt, 
aber nach wie vor Koch- und Handar¬ 
beitsbücher, die ganz gezielt für das 
weibliche Geschlecht konzipiert sind. 
Oder Frauenromane: Schmöker, die ga¬ 
rantiert kein Mann anfasst. 

Hier wird lange schon und offen 
Gendermarketing betrieben, auch mit 
Blümchen und Herzchen. Frauenro¬ 
mane sind keine feministischen High¬ 
lights. Warum aber werden sie eher 
durchgewinkt, während sich die Ge¬ 
müter bei Rezepten für den „perfekten 
Mädelsabend“ erhitzen? Immer mehr 
und deutlicher wird mit klischeehaftem 
Gender-Marketing operiert, im gesam¬ 
ten Einzelhandel, nicht nur auf dem 
Buchmarkt. Vor allem die Produktwelt 
für Kinder wird üppig in Rosa und Blau 


getaucht, scheint geradezu vor Pink und 
Glitzer zu explodieren. Das gilt auch 
fürs Kinderbuch. Prinzessinnen und 
Feen winken den Mädchen zu, während 
Piraten und Autos die Jungs zum Lesen 
verführen sollen. Da wird starker Druck 
besonders bei Müttern aufgebaut, der 
durch Gender-Marketing erzeugt wird, 
vor allem, weil es immer schwerer wird, 
sich den rosafarbenen Produktwelten 
im Supermarktregal, im Modeladen 
oder eben auch in der Buchhandlung 
zu entziehen. 

Entscheidend für die Verlage ist, dass 
mit dem Cover und dem Titel Emotio¬ 
nen geweckt werden, die wirken. Ziel¬ 
gruppenmarketing bedeute allerdings 
nicht, dass sich unter dem Cover auch 
entsprechend geschlechtsspezifische 
oder gar sexistische Inhalte verbergen. 
Man findet Rezepte für Drinks, die Frau¬ 
en wie Männer genießen können, natür¬ 
lich ist ein solches Cocktailbuch unter 
Gender-Aspekten weniger anstößig als 


die von „50 Shades of Grey“. Mich wun¬ 
dert, dass es Beschwerden über „Mä¬ 
dels-Cocktails“ gibt, nicht aber in diesem 
Maße über einen Roman mit fragwür¬ 
digen Rollenbildern, der sich millionen¬ 
fach verkauft hat. 

Die Idee ist, Rosa und Blau zu nut¬ 
zen, um Bücher verkaufen zu können, 
mit denen dann bunte Geschichten er¬ 
zählt werden. Insbesondere bei Lizenzti¬ 
teln wie „Mia and me“ wird es sehr pink, 
mädchen- und elfenhaft. Mädchen, die 
in Rosa gehüllt Rollenbilder durchbre¬ 
chen, sind manchen Verlegerinnen und 
Buchhändlerinnen wichtig und es gibt 
auch solche Titel. Im Büchern für Jun- 
gens gibt es solche Abweichungen von 
tradierten Rollenbildern dagegen nicht, 
anscheinend meint man, dass niemand 
solche Bücher kauft, für Jungs sind Rol¬ 
lenbilder festergeschrieben als für Mäd¬ 
chen. Und weitergereicht werden sie von 
den Eltern und vom Umfeld. 

Gretchen Kallenberg 





